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I. Die bisherigen Anschauungen über die Quellen 

der Rechteerklärung ^). 

Heinrich von Sybel hat die Erklärung der Menschen- 
rechte einen Markstein auf der Grenze zweier Welt- 
alter genannt und gemeint, daß sie für immer den 
Ausgang und die Richtung einer neuen unaufhaltsamen 
Strömung in dem europäischen Staatenleben bezeichne ^). 
Nur als den Schlußstein dieses vor der großen Revo- 
lution liegenden Zeitalters, als ein kausal Bedingtes, 
nicht als ein produktiv Bedingendes betrachten wir die 
französische Rechteerklärung. 

Bevor man in Frankreich an die Aufstellung einer 
„declaration des droits" dachte, hatten die amerika- 
nischen Einzelstaaten, nachdem sie im Unabhängigkeits- 
kriege die Herrschaft des Mutterlandes abgeschüttelt 
hatten, ihren Verfassungen „declarations of rights" vor- 
angestellt. Die Vorbildlichkeit dieser Erklärungen für 
die französische ist, solange die Frage behandelt worden 
ist, teils behauptet, teils bestritten worden^). 



1) Vgl. die allg. Literaturiibersicht bei E. Zweig: Zur Ver- 
fassungsgeschichte der französischen Revolution. Beil. z. Allg. 
Ztg. München 1905. N. 121 und 122. Damit ist identisch die 
Übersicht in den „Studien und Kritiken" dess. Verfassers. Wien 
1907. p. 140 ff. 

2) H. V. Sybel: Gesch. der Revolutionszeit (1789—1800). 
4 A. Frankfurt a. M. 1882. I. p. 73. 

3) Vgl. über den allg. Einfluß des amerikan. Unabhängigkeits- 
krieges: A. Aulard: Hist. Pol. p. 19ff.; G. Jellinek: Abh. p. 11, 
Anm. 1 und 2» E. Zweig: Pouvoir Const. p. 63, Anm. 1. 
Borgeaud: Etablissement, cap. I V. p. 27 f f . L. S a 1 1 e t : 1' origine 
religieuse p. 80. Talleyrand: M^moires I. p. 69; Jobez: La 
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Neuerdings hat vor allem Georg Jellinek die 
Menschen- und Bürgerrechte zum Gegenstand wissen- 
schaftlicher Untersuchung gemacht ^). 

Was die Entstehungsgeschichte der französischen 
„d6claration des droits" angeht ^), so behauptet Jellinek 
die Abhängigkeit dieser Erklärung von den parallelen 
Teilen der einzelstaatlichen Verfassungen Amerikas und 
unterscheidet dabei genauer zwischen einer existenziellen 
und einer substanziellen Abhängigkeit. Zwar hat er 
selbst diese Ausdrücke niemals angewandt, daß aber 
die Unterscheidung seiner Darstellung zu Grunde liegt, 
wird sogleich deutlich werden. 

Jellinek behauptet zunächst die existenzielle Ab- 
hängigkeit der französischen Deklaration von den ameri- 
kanischen Erklärungen, d. h. er nimmt an. die Tatsache, 
daß überhaupt eine Tafel solcher Rechte in Frankreich 
aufgestellt worden ist, kann nur durch das Vorbild 
Amerikas veranlaßt sein. Jellinek stützt seine These 
insbesondere auf die Tatsache, daß es Lafayette war, 
der als angeblich erster am 11. Juli 1789 die Auf- 
stellung einer Rechteerklärung befürwortete und zu- 
gleich einen Entwurf vorlegte. „An einer Stelle seiner 
Memoiren nennt er das Vorbild, das ihm bei seinem 



France IL p. 35 f.; Droz: Historie du R^gne I. p. 375 ff. 
Rocquain: L'esprit r^v. p. 371. Rabaut: Pr^cis hist. p. 58. 
H ausser: Gesch. der franz. Rev. I. p. 67; Oncken; Das Zeit- 
alter der Rev. I. p. 219. 

1) G. Jellinek: Beil. zur Allg. Ztg. München 18%. p. 142 f.; 
ders. : Revue du droit public et de la science politique t. XVIII. 1902. 
p. 385 ff. ; ders. : Staats- und Völkerrechtliche Abhandlungen, hsg. 
V. G. Jellinek und G. Anschütz. Leipzig 1904. Bd. I. Heft 3. 
2. A. Jellinek: Allg. Staatslehre. S. 376. 

2) Die Behauptungen über die Entstehungsgeschichte der 
amerikanischen Erklärungen bleiben hier außer Betracht. Vergl. 
Hägermann. Die Erklärungen der Menschen- und Bürgerrechte 
in den ersten amer. Staatsverfassungen. Historische Studien, hsg. 
V. Ehering. 1910. Heft LXXVIIL 
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Antrag in der Konstituante vorgeschwebt hat** ^), . „Die 
Erklärung Virginiens und der anderen amerikanischen 
Einzelstaaten waren die Quelle für den Antrag Lafa- 
yettes" ^). Dasselbe betont Jellinek in seiner allgemeinen 
Staatslehre: „Der Vorgang der Vereinigten Staaten hat . . 
in Frankreich bedeutsame Nachahmung gefunden. Die 
Virginische Bill of rights regt Lafayette an, am 11. Juli 
1789 in der Konstituante den Antrag zu stellen, eine 
Erklärung der Rechte zu erlassen**^). 

„So gewiß es also,** glaubt Jellinek sagen zu dürfen, 
„ohne das parlamentarische England kein parlamen- 
tarisches Frankreich gäbe, so gewiß würden die Fran- 
zosen ohne die amerikanischen „bills of rights** niemals 
eine Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte auf- 
gestellt haben** *). 

Die amerikanischen Erklärungen veranlaßten also 
die gesetzliche Aussprache der Menschenrechte in 
Frankreich. 

Alle diese Äußerungen zeigen deutlich, daß Jellinek 
zunächst nur die existenzielle Abhängigkeit der franzö- 
sischen Rechteerklärung von Frankreich behaupten will. 

Nun hat er aber an anderen Stellen seiner Arbeiten 
eine noch weit engere Abhängigkeit der französischen 
Erklärung von den amerikanischen behaupte^, nämlich 
eine substanzielle: nicht nur die Tatsache, daß über- 
haupt eine Erklärung erlassen wurde, nicht nur „Die 
Aussprache** der Menschenrechte in Frankreich folgt dem 
amerikanischen Vorbild, sondern dieses hat auch den 
Inhalt der französischen Erklärung beeinflußt: zu der 
existenziellen gesellt sich die substanzielle Abhängigkeit, 
welche sich teilweise in einer Übereinstimmung der Ge- 
danken, teilweise in einer Übereinstimmung der Form 



1) Jellinek: Abh. p. lÖ. 

2) ib. p. 11. 

3) Jellinek: AUg. Staatslehre, p. 376. 

4) Jellinek: Abh. p. 25. 
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kundgibt. Erstere wird im Folgenden mit materieller, 
letztere mit formeller Abhängigkeit bezeichnet. 

Da diese beiden Arten sich grundsätzlich von der 
existenziellen Abhängigkeit unterscheiden > so dürfen sie 
mit dem gemeinsamen Namen „substanziell" bezeichnet 
werden. 

Jedoch hat Jellinek diese beiden obersten Schei- 
dungen nicht immer in ihrer vollen Schärfe durch- 
geführt. Wenn er etwa nach seinem Referate über den 
Antrag Lafayettes sagt: Die amerikanischen Dekla- 
rationen hätten nicht nur auf Lafayette, sondern auf 
alle [!], die eine Rechteerklärung herbeiführen wollten, 
eingewirkt, schon eine Anzahl cahiers ständen unter 
ihrem Einfluß^), so ist hier der Schritt von der existen- 
ziellen zur substanziellen Abhängigkeit offenbar schon 
getan. 

Die unklare Ausdrucksweise Jellineks inbetreff der 
beiden Abhängigkeitsarten hat denn auch dazu geführt, 
daß seine Gegner ihn mißverstanden haben, weshalb er 
in der Vorrede der 2. Auflage die Tendenz seiner Ar- 
beit nochmals betont. Er sagt da ^): „Ich wollte . . an 
einem wichtigen Beispiel den Weg verfolgen, auf dem 
abstrakte Forderungen an den Staat zu Gesetzen für 
den Staat erhoben werden." Wenn er hier jedoch nur 
die existenzielle Abhängigkeit betont, so setzt er sich 
in Widerspruch zu seinen eigenen weiteren Ausführungen. 

Denn daß Jellinek nicht nur die existenzielle Ab- 
hängigkeit, sondern auch die substanzielle nachweisen 
will, folgt schon aus der Tatsache, daß er neben den 
einzelnen Artikeln der französischen Erklärung ihre 
amerikanischen Vorbilder — es sind einzelne Sätze ver- 
schiedener einzelstaatlicher Bills — wörtlich abdruckt, 
wobei er vor allem, diejenigen auswählt, „welche auch 



1) Jellinek: Abh. p. 11. 

2) Jellinek: Abh. p. VIIL 
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in der Form des Ausdrucks dem französischen Texte am 
nächsten kommen** ^), 

Aus dieser Gegenüberstellung oder Konkordanz 
schließt Jellinek, daß die Franzosen „nicht nur die 
amerikanischen Ideen, sondern auch die Form rezipiert" 
haben, die sie jenseits des Oceans empfangen hatten % 
oder, wie es in der Staatslehre heißt: „Ihren Sätzen 
(gemeint ist die französische Erklärung) haben unver- 
kennbar die Bestimmungen der amerikanischen Bills of 
rights zum Vorbild gedient** ^). 

Jellinek schränkt jedoch diese Behauptungen in- 
sofern wieder ein, als er die substanzielle Abhängigkeit 
keineswegs eine sklavische sein läßt, „schon deshalb 
nicht, weil die politischen Verhältnisse Frankreichs im 
Jahre 1789 ganz andere waren, als die Amerikas im 
Jahre 1776** *). Vor allem enthält die französische Er- 
klärung an Zutaten zu den amerikanischen auch nach 
Jellinek die Definitionen des Gesetzes und der Freiheit, 
sowie die stärkere Betonung der Gleichheit^). Damit 
sind wohl identisch die vom Verfasser schon früher als 
selbständige Erweiterungen bezeichneten „allgemeinen 
doktrinären Erörterungen . . oder Ausführungen, die in 
das Gebiet politischer Metaphysik gehören***). 

Andererseits bleibt aber die französische Deklaration 
besonders in der Frage der Religionsfreiheit auch weiter 
hinter den amerikanischen Deklarationen zurück "). „Es 
fehlt auch in der französischen Erklärung die Verkün- 
digung des so wichtigen Vereins- und Versammlungs- 
rechtes, der Freizügigkeit, ferner des Petitionsrechtes** ®). 

1) Jellinek: Abh. p. 14 f. 

2) ib. p. 24. 

3) Jellinek: AUg. Staatslehre p. 376. 

4) ders«: Abh. p. 25. 

5) ib. p. 24. 

6) ib. p. 12. 

7) Jellinek: Abh. p. 25. 

8) ib. p. 26. 
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Obwohl somit Jellinek die substanzielle Abhängig- 
keit nur für einen Teil der französischen Erklärung an- 
nimmt und schon selbst auf das mehr oder minder be- 
deutsame Plus oder Minus der französischen Erklärung 
aufmerksam macht, bleibt er grundsätzlich zweifellos 
auf dem Boden der substanziellen Abhängigkeit, wenn 
er gelegentlich das Resultat seiner ganzen Darlegungen 
folgendermaßen zusammenfaßt: „Darum ergibt sich mit 
unwiderlegbarer Gewißheit eines aus dieser Untersuchung: 
Die Prinzipien von 1789 sind in Wahrheit die Prinzipien 
von 1776" 1). 

Jellinek behauptet also sowohl die existenzielle Ab- 
hängigkeit der französischen Erklärung von Amerika, 
als auch die substanzielle, abgesehen von den hervor- 
gehobenen, besonders durch die verschiedenen politischen 
Verhältnisse der beiden Länder veranlaßten, inhaltlichen 
und formellen Unterschieden der Deklarationen. 

Die These^ellineks hat insbesondere in Deutschland 
großen Anhang gefunden *). Die außerdeutsche For- 
schung dagegen lehnt Jellineks Ergebnis in namhaften 
Vertretern durchaus ab. Aber auch Jellineks Anhänger 
im Ausland folgen ihm nur mit gewissen Vorbehalten, 
so daß man unter ihnen wieder zwei Gruppen unter- 
scheiden kann. 

Die erste behauptet mit Jellinek beide Arten der 
Abhängigkeit, die zweite hält dagegen nur die existenzielle 



1) Jellinek: Abb. p. 57. 

2) Auf Jellinek fußend betonen dieselben Resultate ohne 
Selbständiges zu bieten: E. Zweig: Die Lehre vom Pouvoir Con- 
stituant. Tüb. 1909. p. 241 f. E. v. Meyer: Franz. Einflüsse. 
I. p. 117 f. G. Meyer: Lehrbuch des deutschen Staatsrechtes. 
5. A. Leipzig 1899. p. 723. G. Thimm: Die Menschen- und 
Bürgerrechte in ihrem Übergang von der franz. Verfassung zu 
den deutschen bis 1831. Greifsw. Diss. 1905. p. 3. Anm. F. 
Giese: Die Grundrechte in Abh. a. d. Staats- Verwalt.- und 
Völkerrecht. L p. 9. 
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fest, ist aber in der Frage der substanziellen zwiespäl- 
tiger Ansicht. 

, Zu der ersten Gruppe gehört L. Saltet^), der nach 
dem Vorgange Jellineks und mit Hinweis auf Jellineks 
Deutung des Lafayetteschen Antrags die existenzielle 
und substanzielle Abhängigkeit der französischen Er- 
klärung von Amerika betont. Die Übereinstimmung der 
Texte, der Virginischen Deklaration einerseits und der 
französischen Endredaktion andererseits dient auch hier 
zur Bestätigung. Selbst die Verbesserungen der Depu- 
tierten stehen nach Saltet unter amerikanischem Einfluß. 
Zu denselben Resultaten gelangt E. Walch ^). Auch 
er will die Abhängigkeit der französischen Erklärung 
von den amerikanischen nachweisen. Man bewunderte 
Amerika nicht nur, sagt Walch, man ahmte es auch 
nach. Nicht nur die Idee einer Erklärung hat die neue 
Welt gegeben, — es besteht also die existenzielle Ab- 
hängigkeit, — sie lieferte auch Einzelargumente im Ver- 
lauf der von Walch zum ersten Male genauer unter- 
suchten Debatte über die Menschenrechte. Damit ist 
auch die substanzielle Abhängigkeit angenommen. „An 
die Erklärungen der Einzelstaaten und besonders von 
Virginien dachten die Abgeordneten, wenn sie von dem 
großen Beispiel ihrer amerikanischen Brüder sprachen"'»). 
Wieder werden Lafayettes Memoiren nach dem Vor- 
gange Jellineks als Beweismittel herangezogen. 

Aber Walch hebt auch selbst die Unterschiede 
zwischen der französischen Erklärung und den ameri- 
kanischen hervor. Die einzelnen Einflüsse, welche auf 



1) L. S'altet: L'origine religieuse de la declaration des 
droits de rhomme. In den „Conferences pour le temps present." 
Paris 03. p. 53 ff. 

2) E. Walch: La declaration des droits de Thomme et du 
citoyen et l'Assemblee Constituante. These pour le doctorat. 
Paris 1903. 

3) Walch: op. cit. p. 217, 
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die Deklaration eingewirkt haben, gesondert aufzuzählen, 
erscheint ihm überhaupt als unmöglich, und er kommt 
zu dem wissenschaftlich gänzlich unbefriedigenden Re- 
sultate: „C*est toute la pensee humaine avec ses mani- 
festations les plus vari6es, qui a collabor6 ä la r^daction 
de ces articles" ^). 

Auch Aulard bekennt sich zu der existenziellen 
und substanziellen Abhängigkeit der französischen Er- 
klärung von Amerika, wenn er in der anerkennenden 
Besprechung von Walchs Arbeit '^) sagt : „Ce qu*il y a 
sür, c'est que les Constituants imitaient TAmerique 
et sinspiraient de plusieurs actes amiricains, de plu- 
sieurs formules am^ricaines", und wenn er an einer 
anderen Stelle seiner „Histoire politique"') behauptet: 
,,il s*agissait de proclamer en langue frangaise les 
memes principes qu*avoient proclam^s les Anglo-Ame- 
ricains". 

Damit ist jedoch die Zahl der völlig auf Jellinek- 
schem Boden stehenden Forscher bereits erschöpft. 
Die übrigen deutschen und außerdeutschen Forscher 
machen sich entweder nur Teile der Jellinekschen An- 
schauung zu eigen, indem sie wichtige Vorbehalte an- 
bringen, oder sie verwerfen Jellineks These über- 
haupt. 

A. Wahl *) wendet sich zwar nicht gegen die 
existenzielle Abhängigkeit der französischen Erklärung 
von Amerika, aber er schränkt doch die substantielle 
bereits sehr ein. An der Hand von Flammermonts 
Remontrancen ^) verfolgte er den Kampf des franzö- 
sischen Parlamentes mit dem Königtum und wies das 

1) Walch: op. cit. p. 227. 

2) Vgl. Aulard: Rev. Franp. 44. 1903. p. 275 ff. bes. p. 276. 

3) Ders.: Histoire politique p. 23 u. 29. 

4) A.Wahl: Vorgeschichte der franz. Revolution, ein Ver- 
such. B. I. Tübingen 1905, p. 134. 

5) Vgl. darüber Wahl: Polit. Ansichten p. 35. 
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Vorhandensein der drei vorwiegendsten Menschenrechte 
— Freiheit, Eigentum und Sicherheit — schon seit 
etwa dem Jahre 1752 nach. Aus den „lois fundamen- 
tales, maximes du royaume oder de la France", welche 
von den Königen selbst anerkannt, ihrer absoluten Ge- 
walt eine Schranke setzten, entwickelten sich nach 
dem Jahre 1750 bestimmter formulierte Rechte der 
Bürger. So wird es in den Kreisen des Parlamentes 
als ein natürliches Recht jedes Angeklagten betrachtet, 
die Ursache seiner Verhaftung zu erfahren und vor 
seinen natürlichen Richter geführt zu werden. Dem 
Bürger steht das Recht zu, die Parlamente um Schutz 
anzugehen, wenn er in der Steuerveranlagung über- 
vorteilt ist ^). Es entsteht allmählich das Schutz- und 
Eigentumsrecht, zu denen sich als drittes die „liberte 
legitime" hinzugesellt. „Es sind die drei, so bemerkt 
Wahl, auf die sich die erste amerikanische „bill of 
rights", die von Virginien vom Jahre 1776 beschränkt. 
Wir sehen, so rein äußerlich haben die Franzosen ihre 
geliebten Menschenrechte von den Amerikanern doch 
nicht übernommen. Die Schuld ist zum mindesten 
eine gegenseitige" ^). Mit dieser Äußerung schränkt 
Wahl offenbar die substantielle Abhängigkeit der fran- 
zösischen Erklärung von Amerika bedeutend ein. 

Neben den Rechten des Bürgers weist er sodann 
in den Parlamentsquellen die Forderung der Garantie 
von Rechten der Nation nach, wozu insbesondere das 
Steuerbewilligungsrecht, die Veröffentlichung und Kon- 
trolle der Finanzgeschäfte, der Widerstand gegen will- 
kürliche Verhaftungen und der Schutz des Domizils 
zu rechnen sind, Fundamentalsätze, deren Verbindlich- 
keit ebenfalls von Ludwig XV. und XVI. mehr oder 
weniger anerkannt worden seien ^). Wahl verfolgte 

1) Wahl: Polit. Ansichten p: 24. 

2) ib. p. 25. 

3) Vgl. auch Tocqueville: l'ancien Regime p. 247. „Bien 
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jedoch die angedeuteten Spuren nicht weiter und zog 
keine Konsequenzen daraus für die Entstehung der 
französischen Erklärung ^). 

Auch ein französischer Forscher M^aly^) stellt die 
„declaration des droits de Thomme" bereits mehr in 
die französische Tradition hinein, was dann später mit 
noch größerer Energie von der letzten Gruppe befür- 
wortet wird. Er bezeichnet zwar ebenfalls die ameri- 
kanischen Erklärungen, namentlich die von Virginien, 
als die Modelle der französischen, deren sich insbe- 
sondere Lafayette zur Redaktion seines ersten Pro- 
jektes bedient habe. Der Inhalt der , .declaration des 
droits** stammt auch bei M^aly zwar aus Amerika, 
aber die Grundgedanken der amerikanischen Erklär- 
ungen sind ihrerseits die geradlinie Fortsetzung der 
Kampfsätze des französischen 16. Jahrhunderts. 

Ebenso wie Mealy behauptet auch Doumergue 
zwar die Existenzabhängigkeit der französischen Er- 
klärung von den amerikanischen, wobei er sich aber 
wesentlich nur auf Aulard und Walch beruft^). Auch 
der Inhalt der „declaration** sei, wie Jellineks Kon- 
kordanz zeige, aus den Erklärungen der neuen Welt 
übernommen *). Und dennoch meint Doumergue ein- 
schränkend, die Deklarationen beider Länder seien nicht 
in ein solches Abhängigkeitsverhältnis zu bringen, son- 
dern sie seien das gemeinsame Produkt einer großen 



avant la r^volution, les edits du Roi Louis XVI. parlent souvent 
de la loi naturelle et des droits de rhomme." 

1) Das geschieht auch nicht in dem Aufsatze Wahls: Zur 
Gesch. der Menschenrechte. Hist. Zeitschr. 103. 1909. p. 81 ff. 

2) M^aly: Les publicistes de la Reforme sous Fran^ois IL 
et Charles IX. Paris 1903. 

3) Les Origines historiques de la declaration des droits de 
rhomme et du citoyen. p, E. Doumergue. Extrait de la Revue 
du Droit public et de la Science politique en France et ä 
rfitranger. N, 4. Oct-Dec. 1904. Paris 1905. p. 40 ff. 

4) ib. p. 42 f. 
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Entwicklungsreihe von Ideen, die von kalvinistischen, 
also vorwiegend französischen Gedanken ausgehe. „La 
Evolution fran9aise, sa d6claration sont le produit 
d'une grande evolution historique qui a dur6 plusieurs 
si^cles, qui a embrasse la France, Tficosse, l'Angleterre, 
TAm^rique sans oublier meme la Suisse et TAlle- 
magne'*^). Auch bei Doumergue kommt also die fran- 
zösische Vergangenheit in gewissen engen Grenzen zu 
ihrem Rechte. 

Auch G. Compayre 2) vertritt noch in der Einleitung 
zu Blums Ausgabe der Rechteerklärung die existenzielle 
Abhängigkeit der französischen Deklaration von Amerika: 
,,Comment douter de Tinfluence am^ricaine, quand on 
voit que c*est Lafayette, qui le premier proposa ä 
l*Assembi6e Nationale la redaction d une d^claration?"«) 
Dann glaubt er sogar mit Janet sagen zu dürfen, daß 
die französische Erklärung zum großen Teil eine „tra- 
duction des d6clarations am6ricaines" sei *). Aber damit 
ist die Beziehung zwischen den amerikanischen und der 
französischen Deklaration für Compayre doch nicht er- 
schöpfend charakterisiert. Es besteht nach ihm kein 
einseitiges Abhängigkeitsverhältnis, sondern vielmehr ein 
Verhältnis der Wechselwirkung. Jedes der beiden Länder 
gibt und empfängt; auch die amerikanischen Gesetz- 
geber haben bereits bei der französischen Philosophie 
Anleihen gemacht. „Car il n'est pas vraisemblable que 
les th^ories de l'Esprit des Lois, ni Celles du Contrat 
Social, soient passees inaper^^ues en Amerique" ■'*). 

Noch weiter geht bereits Alengry, wenn er zwar be- 
tont, daß die Erklärungen der neuen Welt die Verfasser 



1) E. Doumergue p. 50. 

2) E. Blum: La declaration des droits de Thomme et du 
citoyen. 4. A. Paris 1909. 

3) ib. p. XV. 

4) ib. p. XVI. 

5) ib. p. XVI. 

2 
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der französischen Erklärungen von 1789 inspiriert hätten, 
anderseits aber zu dem Schluß kommt: „la d^claration 
de 1789, est en effet, le produit direct de la philosophie 
du dix-huiti^me sifecle"*). 

Hiermit sind die Ansichten einer ersten Gruppe von 
Forschern dargelegt, welche eine größere oder geringere 
existenzielle und substanzielle Abhängigkeit der franzö- 
sischen Erklärung von den amerikanischen behaupten ^). 

Gegenüber den recht unklaren Vorstellungen, in 
denen sich die zuletzt erwähnten Autoren bewegen, — 
sie folgen zwar grundsätzlich noch Jellinek, machen aber 
schon gewichtige Gegengründe geltend — wird inner- 
halb einer letzten Gruppe Jellineks amerikanische Theorie 
überhaupt aufgegeben. Die Deklaration wird im wesent- 
lichen als nationales, vom Auslande nicht sonderlich 
beeinflußtes Produkt aufgefaßt. In Frankreich selbst 
findet man sowohl die ursächlichen Bedingungen für 
die Existenz der „declaration des droits," als auch die 
Quellen für ihren Inhalt. 

Zustände und Gedanken des französischen 18. Jahr- 
hunderts haben in gleicher Weise eingewirkt. 



1) F. Al'engry: La declaration des droits de Thomme et du 
citoyen. 3. A. Paris 1901. p. 17. Nur die existenzielle, nicht die 
substanzielle Abhängigkeit betonen ebenso: E. Lavisse und A. 
R am band: Hist. Gen. VIII. La Rev. Fran9. Paris 1896. p. 74. 
Die Erklärung wird aufgestellt „a la mode americaine," aber die 
neuen Prinzipien sind diktiert worden: „par la raison, Thistoire, 
par les principes philosophiques du XVIII.<: siecle, par les besoins 
quotidiens de la lutte contre la cour." 

2) Vgl. von allg. Literatur: Rite hie: Natural Rights, London 
1895. p. 3 ff . Scherger: the evolution. p. 207 ff . Thiers: His- 
toire de la R^v. I. p. 153; Mignet: Hist. de la R6v. p. 77; H. v. 
Sybel: Gesch. der Rev.-Zeit. I. p. 72. Wachsmuth: Gesch. 
Frankreichs. I. p. 128, Anm. 93. Che r est: La Chute. II. p. 465; 
Droz: Hist. du Regne. II. p. 401. Lameth: De l'assembl^e. I. 
p. 113. Beaulieu: Essays. II. p. 80 f.; Stern: d. Leben Mira- 
beaus. IL p. 54. Mounier: Recherches. IL p. 23; ders.: de Tin- 
fluence. p. 106 f. 
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Als eine Gegenwirkung gegen die Mißbräuche des 
alten Frankreich findet H. Robinson die Aussprache der 
„declaration des droits" genügend begre/flich ^). Die 
inneren Notstände unter dem „Ancien Regime**, nicht 
fremde Beispiele, drängten, meint er nach einer Aus- 
sprache und ausführlichen Darlegung geschriebener 
Rechte. Schon die Parlamente verlangten, so hebt 
Robinson hervor, eine Fixierung der nationalen Funda- 
mentalprinzipien, dasselbe taten später die cahiers, wenn 
sie neben den Rechten des Königs auch die des Volkes 
verkündet wissen wollten. 

Diese Kreise haben einfach aus den praktischen 
Verhältnissen der französischen Gegenwart die stärkste 
Anregung entnommen. Viel weniger hat dagegen die 
Philosophie auf die Massen gewirkt, da Tausende „had 
never read a word of Rousseau or seen a Single line of 
the Constitution of Massachusetts". Was die sub- 
stanzielle Abhängigkeit angeht, so stellt sich auch der 
definitive Text der französischen Erklärung, abgesehen 
von einigen „rednerischen Floskeln", durchaus nur als 
eine Zurückweisung lediglich nationaler Mißbräuche dar. 
Die Deklaration ist durch sie, nicht die amerikanischen 
Sätze mit greifbarem Inhalt erfüllt worden: „It is in 
the conditions and course of events of France, not in 
foreign example, that the true explanation is to be 
found of the demand for a written garanty of their rights 
by all classes of Frenchmen in 1788—1789"^). 

Einen ebenso großen Einfluß auf das Zustande- 
kommen der Erklärung weist Del Vecchio ^) den inneren 

])H. Robinson: The French Declaration of the Rights 
of men of 1789. In der Political Science Quarterley Review. 
B. XIV. N. 4 Dec. 1899. p. 653 ff . 

2) H. Robinson: op. cit. p. 655. Ders. Ansicht istPierre: 
Histoire I. p. 38. 

3) G. de! Vecchio: La dichiarazione dei diritti dell' uomo 
et del Cittadino nella Rivoluzione Francese. Genova 1903. bes. 
cap. IL p. 16 ff., III. und IV. 
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Verhältnissen des damaligen Frankreich zu; sie sollen 
die Existenzbedingungen der „declaration des droits" in 
sich tragen. Überall in der vorrevolutionären Literatur, 
vor allem auch in den cahiers tritt, das Bedürfnis und 
der Wunsch nach Reform deutlich hervor. Der theore- 
tische Niederschlag ist die Erklärung der Rechte: „la 
prova della ragione intrinseca della Dichiarazione emerge 
inoppugnabilmente dal quadro delle condizione storiche 
della Francia allo scopiare della rivoluzione". Die Ein- 
kleidung gab allerdings auch nach ihm das amerikanische 
Vorbild, das noch frisch in der Erinnerung war, während 
der Inhalt im Gegensatz dazu aus der zeitgenössischen 
Philosophie des Naturrechts stammt, die bei del Vecchio 
bereits viel eingehender berücksichtigt wird als etwa bei 
Robinson. In Rousseau fand das Naturrecht seine vor- 
nehmste Verkörperung, und seine Lehren wurden zu 
einem Evangelium, aus dem auch Amerika schöpfte. 
So kommt del Vecchio zu dem Schlüsse: „AUa dottrina, 
che ebbe neue opere di Rousseau la sua espressione 
sistematica piü elevata, 6 da riferire logicamente la 
genesi della Dichiarazione dei diritti. Ognuna delle 
parti essenziali di questa h un principio or un corollario 
di quella. Vero e bensi d*altra parte che i bills of 
rights americani (in ispecie quello della Virginia, del 
12 giugno 1776) piü immediatamente servirono di mo- 
dello alla Dichiarazione francese; ma essi appunto non 
erano se non un effetto od una espressione di quella 
stessa dottrina" '), 

Von Wahl beeinflußt behauptet R. Schmidt, man 
könne nicht sagen, die Prinzipien von 1789 seien in 
Wahrheit die Prinzipien von 1776, sondern sie seien 
der konsequentesteAusdruck des westeuropäischen Natur- 
rechts 2). Damit lehnt er sowohl die existenzielle, wie 

1) del Vecchio: op. cit. p. 29. 

2) R. Schmidt: Allgemeine Staatslehre. Leipzig 1903. 11. 
p. 662, 799, 804. 
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die substanzielle Abhängigkeit der französischen Er- 
klärung von Amerika ab. Schon Locke, Biackstone, 
Chr. Wolff hätten Rechte des Einzelnen konstruiert, 
ebenso wie das Pariser Parlament. Im Vergleich dazu 
stellten sich die amerikanischen Deklarationen nur als 
ein quantitativer Fortschritt dar. Während Jellinek 
gerade betont, „die gesetzliche und daher den Staatsbau 
bestimmende Aussprache der Menschenrechte" stamme 
„nicht allein aus der naturrechtlichen Theorie, nament- 
lich aber nicht die Aufstellung eines Katalogs speziali- 
sierter Freiheitsrechte neben den allgemeinen Rechten 
der Naturrechtslehre" 0» behauptet Schmidt, der auf- 
geklärte Absolutismus in England habe vielmehr in Ver- 
bindung mit der Naturrechtslehre allein dauernde prak- 
tische Garantien der individuellen Freiheit geschaffen, 
während die Menschenrechte nur eine falsche doktrinäre 
Ausgeburt seien ^). 

Ähnlich betrachtet Boutmy^) die Deklaration als 
das Resultat der großen, vornehmlich westeuropäischen 
Geistesbewegung des 18. Jahrhunderts. Ideen von Locke, 
Rousseau, Voltaire und Montesquieu haben sich darin 
über die ganze Erde verbreitet, um von jedem Lande 
nach seiner Eigenart rezipiert zu werden. Man darf 
daher die Erklärungen, die aus diesem „tresor commun'* 
geschöpft sind, nicht untereinander, sondern man muß 
sie alle mit ein- und demselben Modelle vergleichen: 
„Chacun des deux textes a puise non dans l'esprit de 



1) Jellinek: Abh. p. X. 

2) R. Schmidt: Prozeßrecht und Staatsrecht. II. Hefl der 
Freiburger Abh. auf d. Gebiete des öffentl. Rechts. Karlsruhe 
1904. p. 24 f., Anm. 

3) Boutmy: Annales des sciences politiques. B. XVJI. p. 
415 ff. Neudruck in den ^tudes politiques. Paris 1907. Gegen 
ihn Jellinek: Revue du droit public 1902. B. XVIII. p. 385 ff . 
Für Boutmys Theorie: A. Es mein: Clements de droit constitu- 
tionnel. p. 380; ders. : Gouverneur Morris p. 143 ; ebenso Carnot: 
R6v. Frang. I. p. 3. 
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son pays, mais dans l'esprit de son temps, des con- 
ceptions presque identiques, qu'il exprimait en style 
abstrait, c'est ä dire ä la mode du XYin** si^cle". Die 
„d^claration" ist also auch ihm nach Urspiung und In- 
halt nationalfranzösisch. Boutmys Untersuchung ist 
jedoch bei ihrer Skizzenhaftigkeit, was die Quellen der 
Erklärung angeht, nicht abschließend und nicht er- 
schöpfend. 

In seiner Kritik der Jellinekschen Konkordanz ver- 
langt er eine Vergleichung der französischen Erklärung 
mit jeder einzelnen amerikanischen „dans son entier". 
Seiner eigenen Gegenüberstellung der französischen und 
amerikanischenDeklarationen kommt, abgesehen von ihrer 
oft übergroßen Feinheit in der Herausarbeitung stilistisch- 
sprachlicher Eigentümlichkeiten, das Verdienst zu, den 
fundamentalen Gegensatz in der Zweckbestimmung der 
Erklärungen richtig erkannt zu haben „Ce que le 
Frangais se propose, c*est de faire un expose des prin- 
cipes pour l'öducation de tous les hommes: ce que 
TAm^ricain se propose, c*est de presenter la liste des 
cas, oü la loi sera attaquable devant la cour suprfeme 
de son etat." 

Denselben Standpunkt vertritt A. Bertrand, dem 
die amerikanischen Erklärungen nicht die Mutter, 
sondern die älteren Schwestern der französischen sind ^). 

Die Theorie der Menschenrechte ist eine wesentlich 
französische, ein Werk der französischen Philosophie 
des 18. Jahrhunderts. Beide, die französische und die 



1) A. Bertrand: la declaration des droits de Thomme et 
du citoyen en 1789. Paris 1900. Vgl. die anerkennende Kritik; 
R6v, Fran9. 39. 1900. p. 469 ff. Bertrand weist auf die ver- 
schiedenen historischen Bedingungen der beiden Länder hin. Dort 
eine junge Nation ohne Aristokratie und Privilegien, hier ein Volk, 
das unter der Last jahrhundertelanger Mißbräuche gebeugt ist. 
Diesen Unterschied heben auch hervor: Pierre: Histoire des 
AssembUes p. 38ff. ; Fantin -Des od oards: Hist. Pol. p. 176. 
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amerikanischen Erklärungen sind also Töchter desselben 
philOsSophischen Gedankens „elles ont pour ancetres 
communs nos Montesquieu et nos Turgot, nos Voltaire 
et nos Rousseau"*). Die Existenzbedingungen und der 
Inhalt der „declaration des droits" sind national- 
französisch. 

Ein anderer Forscher Tchernoff legt in seiner Unter- 
suchung besonderen Nachdruck auf die Frage der sub- 
stanziellen Abhängigkeit. Er erkennt zwar die all- 
gemeine Bedeutung der amerikanischen Deklarationen 
an, aber sie bedingten nicht die Existenz der franzö- 
sischen Erklärung, sie förderten nur den Lauf einer 
Ideenentwicklung ^), Den Inhalt der „declaration des 
droits" weist Tchernoff den französischen Staatstheore- 
tikern zu, deren Einfluß deshalb so wirksam war, weil 
sie aus der historischen Vergangenheit schöpften, weil 
die Quelle ihrer Ideen die politische Literatur des 
16. Jahrhunderts war. Die Analyse des Erklärungs- 
inhalts ergibt nach ihm folgende Quellen*): Quant au 
contenu meme de la declaration ses parties philo- 
sophiques, d^finitions de la loi, de la liberte, l*affir- 
mation du principe de IMndivisibilit^ de la souverainete, 
tout cela vient de J.-J. Rousseau, la notion des droits 
sacrees et imprescriptibles a ete affirmee si souvent 
depuis Hubert Languet et Etienne de la Boetie, qu*elle 
se retrouve tout naturellement au XVI 11* si^cle. Le 
respect de le propriete est egalement proclame par 
Bodin et l*auteur du Contrat Social". Die Freiheit des 
Gewissens wird fernerhin auf Mirabeau, die Teilung der 



1) Dass. betonen: Rocquain: L'esprit rev. p. 371; Mou- 
nier: de Tinfluence. p. 46. 

2) Tchernoff: Montesquieu et J.-J. Rousseau. Contribution 
ä r^tude de la philosophie politique du XVIII« siecle. In der 
Revue du droit public et de la Science politique en Fance et d 
raranger." Paris 1903. XIX. p. 477—511. Forts. XX. p. 49—97. 

3) Tchernoff: op. cit. XX. p. %. 
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Gewalten und die strafrechtlichen Bestimmungen werden 
auf den Verfasser der „Esprit des lois" und die Idee 
einer Rechteerklärung endlich auf die Schriften Mablys 
zurückgeführt ^). 

Der einflußreichen Wirtschaftslehre der Physiokraten 
will Vincenz Marcaggi^) den Ursprung der Erklärungs- 
idee und die Verbreitung des Individualrechts zu- 
schreiben. In dem negativen Teile seiner Untersuchung 
sucht der Verfasser unter anderem nachzuweisen, daß 
die Idee einer Rechteerklärung weder aus den Theorien 
der Parlamente über Staats- und Individualrecht noch 
aus den Lehren des Contrat Social hervorgegangen sein 
kann. 

In dem positiven Teile seiner Darlegung stellt Mar- 
caggi dann die These auf, daß die Physiokraten den 
Gedanken einer Rechteerklärung verbreitet und ver- 
wirklicht hätten. Ihrer Lehre war schon lange vor 
dem Jahre 1789 keines der späteren Menschenrechte 
fremd. Der Unterschied zwischen positivem und natür- 
lichem Rechte kehrt in allen ihren Schriften wieder. 
Insbesondere gruppieren sich um das Besitzrecht alle 
andere sozialen Institutionen und die Lehren des Natur- 
rechts wie Zweige um einen Stamm. Die cahiers und 
die eingereichten Deklarationspläne zeigen die starke 
Beeinflussung durch die Lehren Quesnays. 

Die Tatsache, das Lafayette die erste Erklärung 
eingereicht hat, sieht Marcaggi dagegen nicht als beweis- 
kräftig an für eine Abhängigkeit von Amerika, zumal 
Lafayette Amerika selbst nicht einmal erwähne. Auch 



1) über Mably vgl. W. Gu^rricr: l'abb^Mably. Paris 1886. 
Mably war Vertreter des Repräsentativsystems und der Gewalten- 
teilung und proklamierte die Fundamentalrechte und die General- 
stände. S. auch Marcaggi: folg. Anm. p. 101 ff. ; Rabaut: 
Pr^cis hist« I. p. 58. 

2) V. Marcaggi: Les origines de la d^claration des droits 
de rhomme en 1789. Aix. Diss. Paris 1904. 
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der Versammlung hat kein Modell vorgeschwebt ^). 
Vielmehr haben die französischen Gesetzgeber es nie- 
mals aus dem Auge verloren, h^uMIs ^taient avant tout 
des Fran?ais" •)• 

Die Erklärung ist eine Abwehr von Mißbräuchen, 
keine Auseinandersetzung „metaphysischer Rechte" „sans 
aucun rapport avec la realite et avec Tetat du pays" "). 

Selbst der Gedanke einer Erklärung stammt nach 
Marcaggi nicht aus der neuen Welt, da vielmehr schon 
Dupont de Nemours im Jahre 1775 eine „table rai- 
sonnee des principes de Teconomie politique" aufgestellt 
habe *). Ausschlaggebend aber ist die spezifisch-franzö- 
sische, freilich von der Endredaktion der Erklärung 
nicht erfüllte Forderung der Pflichtenerklärung, die aber- 
mals aus physiokratischen Theorien hervorgegangen 
sein soll *). 

Wir haben also zwei große Gruppen von Anschau- 
ungen über die Quellen der Rechteerklärung zu unter- 
scheiden. Die einen behaupten mehr oder weniger die 
existenzielle und substanzielle Abhängigkeit der franzö- 
sischen Deklaration von den amerikanischen Erklärungen, 
ohne auf die französische Vergangenheit zurückzugreifen 
und ohne zumeist selbständige Studien zur Erreichung 
ihres Zieles anzustellen. 



1) Marcaggi: op. cit. 152 f.. 180. 

2) ib. p. 125. 

3) ib. p. 130. 

4) ib. p. 184 ff. 

5) Daß die Erklärung in ihrem Wesen französisch ist, steht 
auch F. Larnaude fest, aber ihm kommt es nicht auf ihre 
Quellen, sondern vor allem auf das Schicksal und die Rolle der 
nd^cldration des droits" an. Er betrachtet sie also bereits als 
den Ausgang einer neuen Strömung in dem europ. Staatenleben, 
womit wir uns nicht zu beschäftigen hatten. Vgl. La döclaration 
des droits de Thomme et du citoyen par M. G. Jeilinek, traduit 
de l'Allemand p. G. Fardis. Avec une pr^face de M. F. Larnaude. 
Paris 1902. p. VIII. 
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Die anderen sehen in den inneren Zuständen, der 
Staatstheorie oder Philosophie des vorrevolutionären 
Frankreich Existenzbedingungen und Quellen der „d6cla- 
ration des droits". Aber auch diese Forscher arbeiten 
mehr mit allgemeinen Raisonnements, als daß sie das 
für die Entscheidung der Frage heranzuziehende Quellen- 
material berücksichtigt hätten. 

Die Lösung der Frage, welche der beiden An- 
sichten zu Recht besteht, hat eine allgemeinere Be- 
deutung als es vielleicht scheinen könnte. Man mag 
die Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte als eines 
der bedeutsamsten Ereignisse der französischen Revo- 
lution betrachten, als „einen Katechismus", dessen Prin- 
zipien „die ewige Grundlage der staatlichen Ordnung 
bilden" 0» oder aber als eine gefährliche Waffe in der 
Hand der Anarchie, die zum großen Teil die Greuel der 
Revolution mitverschuldet hat, eins ist jedenfalls nicht 
abzustreiten, daß mit der Selbständigkeit der „decla- 
ration des droits" auch der Wert der französischen 
Revolution überhaupt fällt oder steigt. Manche ihrer 
Errungenschaften blieb auf den Rahmen des französi- 
schen Staates beschränkt oder überhaupt nur Episode. Die 
Erklärung der Menschenrechte war mehr, sie verschaffte 
sich, den Stürmen der Staatsumwälzungen trotzend, 
dauernde Bedeutung und leitete eine neue Richtung in 
dem europäischen Staatenleben ein. Nicht an Virginien 
und Massachusetts haben die Völker gedacht, die sich 
eine Erklärung gaben. Die große Revolution ist ihr 
Vorbild gewesen. „L'on peut bien dire", sagt Larnaude 
mit Recht, „que si la Revolution fran^aise n'avait pas 
faite sienne ia d^claration des droits, cette demifere 
n'aurait jamais eu le retentissement, qui la fait re- 
produire dans la plupart des Constitutions du monde 
civilis^" M. 

1) Jellinek: Abh. p. 1. 

2) Larnaude: op. cit. Pr^face p. IX. 



— 31 — 

Die französische Revolution hat durch ihre Er- 
klärung allgemeingültiger Rechte des Menschen und 
des Bürgers zuerst auf dem Kontinent die natürlichen 
Rechte des Individuums in positives Recht dem Staate 
gegenüber verwandelt. Sollte gerade diese Errungen- 
schaft, die durch ihre allgemeine verfassungsrechtliche 
Wirkung eine so bevorrechtete Sonderstellung vor vielen 
Ereignissen jener Zeit einnimmt, in ihrem Wesen und 
Ursprung nicht national und damit europäisch, sondern 
ein fremdländisches, überseeisches Produkt sein ? 



n. Die Methode der gegenwärtigen Quellenuntersuchung. 

Angesichts der Vielheit der bisherigen Anschau- 
ungen über die Quellen der Rechteerklärung würde es 
von geringem wissenschaftlichem Werte sein, hier ledig- 
lich im Anschluß an sie, unter Abwägung der Gründe 
und Gegengründe eine neue Ansicht aufzustellen oder 
zwischen den früheren Thesen in dieser oder jener Rich- 
tung zu vermitteln. 

Eine genauere Prüfung der bisherigen Forschung 
über unsere geschichtliche Streittrage läßt vielmehr 
schon den Hauptgrund erkennen, der es verschuldet hat, 
daß die Meinungen so außerordentlich weit auseinander- 
gehen: Keine der bisherigen Arbeiten hat das für die 
Lösung der Frage in Betracht kommende Vergleichs- 
material auch nur annähernd vollständig herangezogen, 
obwohl es zum weitaus größten Teil seit längerer oder 
kürzerer Zeit gedruckt vorliegt. 

Die gegenwärtige Untersuchung setzt sich daher 
vor allem die Aufgabe, auf diese neuen Quellen hinzu- 
weisen, wobei freilich bei dem außerordentlich großen 
Umfange dieser Quellen Vollständigkeit in ihrer Ver- 
wertung nicht einmal erstrebt werden konnte. 

Immerhin hat diese Materialerweiterung das Bild 
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der Untersuchung beträchtlich verschoben und natür- 
licherweise, auch ihre Methode durchweg umgestaltet. 

Die neuen methodischen Erkenntnisse, die sich 
dabei ergeben haben, sollen vor der Behandlung der 
Einzelheiten hier zunächst kurz beleuchtet werden. 
Man darf dabei an J e 1 1 i n e k s Untersuchungen an- 
knüpfen, weil sie unter der bisherigen Literatur bei 
weitem am meisten Einfluß gehabt und, selbst wenn 
man eines ihrer Hauptergebnisse ablehnen müßte, die 
wissenschaftliche Erkenntnis entschieden gefördert 
haben^). Eine zunächst noch ganz allgemeine gegen 
J e 1 1 i n e k gerichtete Kritik wird die beste Gelegen- 
heit bieten, die Methode der gegenwärtigen Quellen- 
untersuchung zu vorläufiger Orientierung klar zu legen. 

J e 1 1 i n e k s Untersuchung zerfällt, soweit sie 
sich mit unserer Arbeit berührt, in einen positiven und 
einen negativen Teil. 

In dem ersteren versucht J e 1 1 i n e k die Ab- 
hängigkeit der französischen Erklärung von Amerika mit 
Hilfe eines Vergleichs der in Betracht kommenden 
Quellen nachzuweisen. 2) 

Die Voraussetzung für die Beweiskraft dieses Ver- 
gleiches ist, daß andere Ableitungsmöglichkeiten für 
die französische Erklärung im allgemeinen nicht mehr 
in Betracht kommen können. Als Ergebnis des Ver- 
gleichs zeigt sich die aus inneren Übereinstimmungen 
erschlossene Abhängigkeit. 

In dem zweiten negativen Teile weist J e 1 1 i n e k 
insbesondere noch den ,,Contrat Social" Rousseaus 
als die Quelle der französischen Erklärung zurück®). 

^) Leider starb während des Drucks der vorliegenden Arbeit 
der große Staatsrechtslehrer, an dessen Schrift diese methodischen 
Untersuchungen anknüpfen. Sollte der Verfasser in seiner Kritik 
einmal zu scharf geworden sein, so bittet er es damit entschuldigen 
zu wollen, daß seine Bemerkungen sich gegen einen Lebenden 
richten sollten. 1 1 ' 

•) Vgl. oben p. 12ff. ») Jellinek; Abh. p. 5 ff. 
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J e 1 1 i n e k s positiver Teil ist aus verschiedenen 
Gründen anfechtbar. Einmal ist die Voraussetzung für 
die Beweiskraft des Vergleiches insofern irrig, als die 
Möglichkeit der Einwirkung anderer Vorbilder als der 
amerikanischen auf die französische Erklärung keines- 
wegs ausgeschlossen ist. Sodann aber lassen sich auch 
in dem Vergleiche selbst methodische Mängel aufdecken. 
Diese liegen einerseits darin, daß die Übereinstimmungen 
oder Parallelen zwischen den verschiedenen Quellen 
nicht so beweiskräftig sind, wie J e 1 1 i n e k glaubt. 
Andererseits wird die Erkenntnis des wirklichen Tat- 
bestandes dadurch erschwert, daß Jellinek nur 
die Endredaktion der französischen Erklärung mit ihren 
angeblichen amerikanischen Vorlagen vergleicht, nicht 
aber die zahlreichen früheren Fassungen, also nur die 
fertige, nicht aber die werdende Erklärung. Wenn aber 
wirklich die fertige Erklärung so stark von Amerika 
beeinflußt ist, wie Jellinek annimmt, dann müßten 
sich auch schon in den früheren Fassungen zahlreiche 
amerikanische Spuren nachweisen lassen. 

Gegen j e 11 i n e k s negativen Teil ist wieder 
einzuwenden, daß das Rousseaumaterial nicht voll- 
ständig oder nur in den Teilen einseitig herangezogen 
wird, die der allgemeinen These zum Beweise dienen 
können. 

Der erste Mangel der Jellinek sehen Kon- 
kordanz ist durch Berücksichtigung einer größeren An- 
zahl von Quellenmöglichkeiten zu beseitigen. Nicht nur 
die amerikanischen Erklärungen sind älter als die fran- 
zösische Erklärung, sondern auch die Theorien sowohl 
der französischen Physiokraten und Naturrechtler, als 
auch die englischen Verfassungsgesetze. Man darf des- 
halb die Quelle etwa für die strafrechtlichen Bestim- 
mungen der französischen Erklärung nicht nur in den 
amerikanischen bills of rights suchen, wo sie doch mit 
gleicher Wahrscheinlichkeit in den englischen Erklä- 
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rungen vermutet werden darf; ebensowenig kann das 
Prinzip der Volkssouveränität kurzer Hand als eine 
Entlehnung aus den amerikanischen Deklarationen be- 
zeichnet werden, wo doch Rousseaus Contrat social 
als Quelle weit näher liegt. 

Wenn daher als Quelle für einen Erklärungsartikel 
zahlreichere Möglichkeiten, als J e 1 1 i n e k heranzieht, 
in Betracht kommen können, so ist die allgemeine Ober- 
einstimmung der Gedanken in den amerikanischen und 
in der französischen Quelle — und das führt sofort auf 
den Vergleich selbst — für die Abhängigkeit nicht mehr 
beweiskräftig. Die Vielheit der Quellenmöglichkeiten 
ändert vielmehr durchaus die Mittel und die Schlüssig- 
keit des Beweisverfahrens. 

EinBeispiel möge das deutlich machen. J e 1 1 i n e k 
stellt dem 11. Artikel der französischen Erklärung den 
12. der bill von Virginien und Pennsylvanien gegenüber. 

1 1 la libre communica- 12. Virg. that the free- 

tion des pensees et des opi- dom of the press is one of 
rtions est un des droits les the great bulwarks of liber- 
plus pr6cieux de Thomme: ty and can never be restrai- 
tout citoyen peut donc par- ned but by despotic govern- 
1er, 6crire, imprimer libre-. ments. 
ment sauf ä r^pondre de 12. Penns. that the 

Tabus de cette libert6 dans people have a right to 
les cas determin^s par la freedom of speech, and of 
loi. writing, and Publishing 

their senthments. 

Es ist klar, daß bei der ganz allgemeinen und selb- 
ständigen Verbreitung der Idee der Preßfreiheit eine 
derartige bloße Übereinstimmung im Ideengehalte — 
hier sind zudem direkte Unterschiede vorhanden ^) — 
nicht mehr das Geringste für eine Abhängigkeit beweisen 

^) Im Gegensatz zu den amerik. Artikeln läßt die franz. 
Erklärung eine Beschränkung der Preßfreiheit durch das Gesetz 
offen. 
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kann, wenn nicht andere zwingende Parallelen min- 
destens eine gleiche Anlage des betreffenden Artikels 
in der Verteilung des Stoffes etwa, oder deutlicher noch 
eine Analogie in der Form des Ausdrucks hinzutritt^). 

Der weitere Mangel der J e 1 1 i n e k sehen Kon- 
kordanz, der alleinige Vergleich der fertigen französischen 
Erklärung mit den amerikanischen Deklarationen ist 
dadurch zu heben, daß schon die provisorischen Formen, 
die älteren Fassungen der Endredaktion zum Vergleiche 
herangezogen werden, daß also die Entstehungsge- 
schichte der Endredaktion aufgehellt und die franzö- 
sische Erklärung tunlichst auf jeder einzelnen Stufe 
ihres Werdegangs auf ihre Quellen hin untersucht wird. 

Diese Entstehungsgeschichte zerfällt ir^ einen parla- 
mentarischen und einen außerparlamentarischen Teil, die 
in den ersten beiden Abschnitten darzustellen sind, und 
zwar nicht um ihrer selbst willen, sondern mit der Ab- 
sicht, neues Material zur Ergänzung der Konkordanz 
und damit zur Lösung der Abhängigkeitsfrage herbei- 
zuschaffen. 

Beide Abschnitte zerfallen im Anschluß an das 
historische Material wieder in je zwei Kapitel. 

Danach gestaltet sich die Disposition folgender- 
maßen : 

1 . Die außerparlamentarische Entstehungsgeschichte 
der französischen Rechteerklärung. 

a) die Menschenrechte in der Publizistik der 
Jahre 1786 — Mitte 1789, 

b) in den cahiers. 



^) Die Vielheit der Quellenmögiichkeiten ist ebensowenig 
berücksichtigt bei dem Versuche Marcaggis, den Dekiarationsinhait 
aus den Theorien der Physiokraten abzuleiten, oder bei denjenigen 
Forschern, welche die Bestandteile der Erklärung bestimmten 
führenden Geistern des französischen 18. oder früherer Jahr- 
hunderte zuweisen. 
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2. Die parlamentarische Entstehungsgeschichte der 
Rechteerklärung: 

a) die Debatte, 

b) die Erklärungsprojekte. 

Die Untersuchung wird zeigen, daß die Entwick- 
lungsgeschichte der Menschenrechte von ihren ersten An- 
fängen an nicht von überseeischen Beispielen, sondern 
überwiegend von nationalfranzösischen Grundlagen aus- 
geht und von hier aus allmählich zu der „d^claration 
des droits de Thomme et du citoyen'' fortschreitet. 
Sie wird zugleich dartuen, daß eine durchgehende Pa- 
rallelität zwischen dem Deklarationsgehalt ^) der Publi- 
zistik, der cahiers und der im Laufe der Debatte zutage 
tretenden Projekte von den Kommissionen oder einzelnen 
Deputierten vorhanden ist. 

Die überall parallelen Stufen der Entwicklungsreihe 
der Rechteerklärung sind folgende: I. Es fehlt noch 
jede scharfe Scheidung zwischen der Rechteerklärung 
und der Verfassung. Die Rechte sind als nationale 
Kollektivrechte gefaßt und bilden noch einen Bestand- 
teil der Verfassung selbst. 

1 1. Die Rechte scheiden als etwas von der Verfassung 
Verschiedenes aus derselben aus, um in einem lang- 
samen Ablösungs- und Verflüchtigungsprozesse aus 
nationalen Kollektivrechten zu allgemeinen Individual- 
rechten zu werden. Auch auf dieser zweiten Stufe wird 
jedoch der Zusammenhang mit dem nationalen Boden 
nicht völlig aufgegeben, er tut sich vielmehr kund: 

1. in den für die einzelnen Rechte angewandten 
Bezeichnungen ; 

2. in dem Inhalt der Rechte, die entweder mit 
der Forderung z. B. wirtschaftlicher Reformen 
eine Zurückweisung vorhandener französischer 

^) Mit diesem Ausdruck werden diejenigen Bestandteile der 
Quellen bezeichnet, welche die gleichen oder ähnliche Rechte- 
artikel bringen, wie die Endredaktion. 
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Mißbräuche bezwecken oder, selbst wenn die 
Rechte rein philosophischer Natur sind, doch 
im wesenth'chen auf die Gedanken des franzö- 
sischen 18. Jahrhunderts zurückgreifen. 

Schon diese im ersten Abschnitte und im zweiten 
Kapitel des zweiten Abschnittes angestellten Unter- 
suchungen werden die Abhängigkeit der französischen 
Erklärung von den amerikanischen in Frage stellen. 

Sichere Beweismittel aber kann nur der von W a 1 c h 
betretene Weg liefern: Die Untersuchung der parla- 
mentarischen Verhandlungen über die Rechteerklärung,^) 
weil allein aus den Aussagen der Redner selbst unan- 
tastbare äußere Zeugnisse über die von ihnen benutzten 
Quellen zu gewinnen sind. Das erste Kapitel des zweiten 
Abschnittes wird sich also mit der Debatte über die 
Rechteerklärung beschäftigen, und zwar vor allem mit 
den darin zutage tretenden Quellen. 

Erst nach Durchführung all dieser Voruntersuch- 
ungen kann am Schlüsse des zweiten Abschnittes an 
eine Revision der J e 1 1 i n e k sehen Konkordanz heran- 
getreten werden. 

Aber vielleicht läßt sich die J e 1 1 i n e k sehe These 
wenigstens insoweit aufrecht erhalten, als sie von der 
Existenzabhängigkeit handelt. 

Damit beschäftigt sich der 3. Abschnitt unserer 
Untersuchung. Er wird in seinem positiven Teile zu 
zeigen versuchen, daß vielmehr vermutlich die Be- 
rufung der Generalstände den Gedanken an eine Aus- 
sprache der Menschenrechte erzeugte, nicht also das 
Vorbild Amerikas. Femer enthält dieser Abschnitt 
eine Kritik der sonstigen bisher gemachten Versuche, 



1) Die Untersuchung W a 1 c h s ist jedoch deswegen unzu- 
länglich, weil weder die Debatte noch die Erklärungspläne, welche 
den Büros oder der Nationalversammlung vorgelegen haben, er- 
schöpfend behandelt worden sind. 

3 
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die Existenzabhängigkeit der Erklärung anderswoher 
abzuleiten. 

Der negative Teil der J e 1 1 i n e k sehen Unter- 
suchung endlich, der Rousseaus Contrat Social 
als Quelle der französischen Erklärung zurückweist, ist 
in einem vierten Abschnitt durch Heranziehung auch 
derjenigen Rousseaustellen zu vervollständigen, welche 
nun aber besagen, daß die Prinzipien des contrat social 
nicht jeder Erklärung der Menschenrechte feindlich sind. 



ni. Die Menschenrechte in der Publizistik außerhalb der 

Nationalversammlung. 

(1786— Mitte 1789.) 

Da von J e 1 1 i n e k s Argumenten besonders der 
Hinweis auf die Tatsache Eindruck gemacht hat, daß 
Lafayette als der angeblich Erste am 11. Juli sich zur 
Frage der Menschenrechte geäußert habe, so wird eine 
nachprüfende Untersuchung vor allem bemüht sein, 
ältere französische Spuren einer Rechteerklärung auf- 
zudecken. 

Diese bieten sich, wie auch J e 1 1 i n e k nicht 
leugnet, in den cahiers. Sie werden aber auch in einer 
ganzen Reihe weniger offizieller von J e 1 1 i n e k nicht 
berücksichtigter Quellen bemerkbar, die zum Teil noch 
vor die Berufung der Generalstände zurückreichen. Zu 
ihnen sind vor allem die politischen Broschüren zu 
rechnen, die in unermeßlich großer Anzahl besonders 
mit dem Augenblicke hervortreten, da die Berufung 
der Generalstände bekannt wird, und die dann auch 
später die Beratungen der Stände und ihrer Nach- 
folgerin, die Nationalversammlung, mit ihren Ratschlägen 
begleiten.^) Die zeitgeschichtliche Bedeutung dieser 



^) Rocquain: L'esprit r^v. p. 485. 
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Broschüren ^) liegt vor allem darin, daß sie die Staats- 
lehre der philosophischen Aufklärung der großen Menge 
schmackhaft machten und in weite Kreise trugen. Aber 
sie wären unverständlich geblieben, hätten sie nur reine 
Theorieen vertreten. Sie mußten anknüpfen an die 
historisch gewordenen Verhältnisse des Landes und an 
die wirklich vorhandenen Wünsche des Volkes nach 
praktischer Reform. So ergibt sich für diese Broschüren 
ein verschiedenartiger Charakter, je nachdem sie sich 
mehr an die historischen Reformwünsche der franzö- 
sischen Nation anschließen oder an die Gedanken der 
philosophischen Spekulation. 

Das Publikum, an welches die Broschüren sich 
wenden, ist teilweise näher bezeichnet, meistens jedoch 
ungenannt. Einige dieser Flugschriften können als 
Einleitungen zu den aufzustellenden cahiers betrachtet 
werden. Sie wenden sich mit dem praktischen Zwecke 
an die Wähler, ihnen über den Inhalt der auszuarbeiten- 
den cahiers Weisungen zu geben. „II y a un grand 
nombre destine ä guider les assemblees de bailliage 
et ä leur fournir des modeles de cahiers, oü se trouve- 
raient formules des voeux clairs et precis" '^) Andere 
Publizisten schreiben ohne diese Beziehung zu den Wahl- 
versammlungen. Ihre Broschüren, die meist im Stil 
philosophischer Essays ' gehalten sind, wollen nur der 
allgemeinen Aufklärung über die zeitbewegenden Fragen 
dienen. An die große Menge wendet sich auch eine 

^) Von ihnen sind nur diejenigen berücksichtigt, die sich 
nach dem Titel zu schließen ausschließlich oder vorwiegend mit 
unserem Thema beschäftigen. Eine große Anzahl der Flugschriften 
ist anonym und in dem freiheitlichen Auslande, in Holland, der 
Schweiz oder England erschienen, auch fehlt zumeist jede genauere 
Angabe über die Entstehungszeit. Das Erscheinen der Broschüren 
reicht aber, soweit eine Datierung anderweitig erschlossen werden 
kann, bis tief hinein in die parlamentarischen Verhandlungen über 
die Rechteerklärung. 

2) A. Ch6rest: la Chute 11. p. 287. 
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dritte Gruppe von Schriften, die eine parteipolitische 
Färbung tragen oder individuelle Tendenzen verfolgen. 

Die Untersuchung gruppiert die Broschüren nach 
dem Charakter der von ihnen benutzten Quellen und 
nach ihrem Inhalte. Dem letzteren nach zerfallen sie 
in solche, welche die Interessen der privilegierten Klassen 
vertreten, und in solche, die sie bekämpfen. 

Ihren wesentlichen Unterschied hat C h 6 r e s t 
richtig hervorgehoben, wenn er sagt: „que les uns ne 
voulaient pas abdiquer leur privilfeges et que les autres 
n'entendaient pas renoncer ä en poursuivre la suppres- 
sion.''^) 

Dieser Unterschied in der Tendenz der Broschüren 
beeinflußt natürlich die Auswahl ihrer Quellen. Denn 
es ist klar, daß die Anhänger der privilegierten Klassen 
ihre Beweise mehr der Verfassungsgeschichte des Landes 
die „herauts du regime nouvel'' dagegen mehr der 
philosophischen Literatur des Naturrechts entnehmen. 
Schon ein zeitgenössischer Publizist ^) sagt von der 
zweiten Gruppe mit Recht: „Die Autoren der neuen 
Systeme haben mit Erfolg die Ansicht verbreitet, ... 
es sei unnütz in den Annalen der (französischen) Mo- 
narchie die Rechte des Souveräns, die der verschiedenen 
Stände der Nation .... zu suchen. Alles autorisiere 
in diesem Zeitalter der Aufklärung dazu, unsere Ein- 
richtungen auf die alleinigen Prinzipien der natür- 
lichen Vernunft zurückzuführen." 

Jedoch wird die Quellenauswahl nicht ausschließ- 
lich durch die angegebene verschiedene Tendenz der 
beiden Gruppen bestimmt. Vielmehr beweist zunächst 
das Naturrecht seine Allmacht darin, daß es auch von 
den Anhängern des Alten gerne verwertet wird, während 
andererseits die Reformpartei wiederum keineswegs nur 



1) A. Chercst: la Chute II. p. 258. 

») Principes et Reflexions sur la Constitution fran9aise. 1789. 
B. N. L b 3» 1284 p. 2. (B. N.=Bibliothcque Nationale.) 
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mit naturrechtlichen Beweismitteln arbeitet, sondern 
auch das positive französische Staatsrecht oder die 
praktischen Wünsche des französischen Volkes eingehend 
berücksichtigt. In diesem eigenartigen Verhältnis zu 
ihren Quellen liegt der Schlüssel zum Verständnis dieser 
Broschürenliteratur auch vom Standpunkte unserer 
Untersuchung. 

So stehen sich die beiden Gruppen doch nicht so 
schroff gegenüber, wie es zunächst scheint. Vielmehr 
wird eine Stufenleiter mit unendlich vielen und deutlich 
abgestuften Sprossen sichtbar. Sie beginnt mit der 
konservativen Überzeugung: Wir haben eine Kon- 
stitution, die allen berechtigten Bedürfnissen Rechnung 
trägt 1), und endet mit der Forderung allgemeingültiger 
Individualrechte.^) Während anfangs der Zusammen- 
hang mit der historischen Vergangenheit durch Berufung 
auf die Fundamentalrechte der Nation noch gewahrt 
bleibt und später zahlreiche wirtschaftliche Artikel den 
praktischen französischen Bedürfnissen Rechnung tragen, 
löst sich im weiteren Verlaufe dieses Gedankenprozesses 
der Inhalt der Rech teerklär ungen in den Broschüren 
immer mehr von dem nationalen Boden und wird schließ- 
lich zur Staatsphilosophie. Im selben Maße werden 
die französischen Kollektivrechte zu allgemeinen In- 
dividualrechten verflüchtigt. 

Dieser Entwicklung geht eine verschiedene Be- 
wertung der benutzten Quellen parallel, bis die Aus- 
gleichversuche zwischen historischen und naturrecht- 



^) Die Aufrechterhaltung der alten Verfassung und der 
Stände betonen folgende Broschüren: Les trois Principes consti- 
tutifs. 1789. Lb«», 1124. 

Reflexions impartiales sur la grande question, qui partage 
les esprits concernant les droits du Roi et de la Nation assembl^e 
en Etats- G6n6raux 1788, L b 3» 818. 

*) Unter Individualrechten sind die Rechte des Individuums 
im Gegensatz zu Kollektivrechten verstanden. 
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liehen Quellen am Ende dahin führen, das Staatsrecht 
einer jahrhundertelangen Entwicklung mit dem zeit- 
genössischen Naturrecht für identisch zu erklären. 

Zunächst entnehmen die Flugschriften allern aus 
der nationalen Vergangenheit die Quellen ihrer For- 
derungen. Schon im Jahre 1786 hatte M. B o r r e 1 1 i i) 
den Inhalt unerschütterlicher Grundlagen der Ver- 
fassung in verschwommenen Umrissen zwar, aber immer- 
hin mit einer gewissen Umgrenzung gezeichnet. Der 
Autor läßt der königlichen Gewalt noch eine bedeutende 
Ausdehnung; aber die Nation hat doch wenigstens 
schon das Recht der Beschwerde und der Souverän 
die Pflicht, sich an die Gesetze zu halten^). 

Daß dieser gesetzmäßige Zusammenhang zwischen 
Souverän und Volk gar nicht vorhanden ist, steht einer 
anonymen Flugschrift fest, die von den ,,lois fonda- 
mentales" handelt^). Die Verfassungsgesetze müssen 
erst geschaffen werden, und zwar vom Volke selbst 
„il faudrait qu*elles fussent consenties par la Nation" *). 

Ein anonymes „Projekt nationaler Rechte"^), das 
der praktischen Belehrung dienen will, enthält eine Dar- 
legung dieser geforderten „droits constitutifs de la 
nation" ^•) in klar formulierten und gesonderten Einzel- 
forderungen. In scharfer Trennung von den Rechten 
der Nation werden die des Königs in einem besonderen 



^) Examen des droits respectifs du Monarque et de la Nation 
dans les reformes et les ameliorations qu'exige ia prosperite de la 
France. Paris 1786. p. M. Borrelli. L b 3» 1842. 

») ib. p. 39 f. 

3) De la Constitution fran9aise ou des loix fondamentales du 
Royaume p. M . . . Lausanne. 1789. Lb3»l293. Die Schrift trägt 
einen sehr tendenziösen Charakter und wendet sich scharf gegen 
die angemaßten Rechte der privilegierten Stände, die keinen 
gesetzmäßigen Ursprung haben sollen. 

*) ib. p. 23 f. 

*) Projet de d^claration des droits nationaux. L b ^* 7222. 

«) ib. p. 6, 
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Artikel aufgezählt. Monarch und Volk vereint üben 
das Recht der Legislative. Die Generalstände haben 
das Vorschlagsrecht. Die Aufgabe aller öffentlichen 
Gewalten ist es, den Besitz, die Freiheit und die Ehre 
zu schützen. Zur Abschaffung der Mißbräuche wird 
dem Volke das Beschwerderecht eingeräumt. Als Rechte 
der Nation werden weiterhin gefordert: das Urteil 
der Pairs — wohl im Sinne der englischen Verfassungs- 
gesetze — Justizreform und eingehende Bestimmungen 
über Höhe, Gleichheit und Dauer der Steuern. Jeder 
besitzt das Ämterrecht^), alle mit den Gesetzen im 
Einklang befindlichen Berufe werden anerkannt. In 
engem Anschluß an die nationalen Wünsche wird von 
der Organisation der Versammlungen, beginnend mit 
den „Assemblees paroissiales*' und endend mit den 
„Etats-Generaux", gehandelt. Auch über die Ver- 
wendung des Militärs im Frieden werden Bestimmungen 
getroffen, die noch in späteren Erklärungsprojekten 
begegnen: „Qu'aucune troupe militaire ne peut Stre 
employee, meme en cas d'6meute contre le peuple, 
que sur la requisition d'un magistrat civil, ou d'apres 
une proclamation royale, scellee et contresign^e par 
le Chancellier".^) Aber alles dies wird noch nicht als 
,, Recht des Menschen'' gefordert, sondern als historisch 
begründetes Recht des französischen Volkes. 

Neben derartig historisch begründeten Rechte- 
tafeln gibt es aber zahlreiche andere Projekte, die nicht 
nur in der Vergangenheit der Monarchie, sondern da- 
neben auch im Naturrechte wurzeln. Das Parlament 
hatte schon, indem es die historisch erworbenen posi- 
tiven Rechte zugleich mit dem Hinweis auf das Natur- 
recht begründete^), eine Verschmelzung der beiden 

^) Darunter ist das Recht eines jeden auf Zulassung zu allen 
öffentlichen Ämtern und Würden verstanden. 
*) Projet de d^claration. Art. 18. 
3) Vgl. Wahl: Pol. Ansichten p. 24. 
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Quellengruppen herbeigeführt. Das war um so eher 
möglich, als das Parlament das Naturrecht im Sinne 
des von ihm gegen den Absolutismus verfochtenen 
öffentlichen Rechtes umdeutete. Der Boden der mo- 
narchischen Verfassung soll allerdings nicht verlassen 
werden, aber dennoch werden weitgehende Reformen 
empfohlen. Die Machtsphäre des Königs soll nicht zu 
sehr beschränkt, aber auch dem Volke eine Anzahl 
unantastbarer Rechte gewährleistet werden. Soweit 
der Inhalt dieser Rechte mit den alten, im wesentlichen 
ständischen, von den Parlamenten verwerteten Rechten 
der Nation identifiziert wurde, boten diese selbst die 
natürlichsten Vorbilder. 

Nun aber hatte die philosophische Staatslehre die 
Freiheit und andere ,, Rechte" in noch viel weiterem 
Umfange gefordert, als die Kampfsätze der ständischen 
Partei. Wollte man dem Rechnung tragen, d. h. diese 
weitergehenden naturrechtlichen Theorieen in die Rechte- 
tafeln eintragen, ohne den Zusammenhang mit der 
nationalen Vergangenheit und besonders mit der Mo- 
narchie zu zerreißen, so mußte es zu eigenartigen Aus- 
gleichversuchen zwischen den beiden angewandten 
Quellengruppen, dem historischen-positiven- und dem 
Naturrecht kommen. 

Wenig gelungen ist dieser Versuch einer anonymen 
Broschüre, welche Königs- und Volksrechte gegenüber- 
stellt, und einerseits für die Aufrechterhaltung der 
Ständeunterschiede eintritt, andererseits aber sich auch 
einer Kritik der bestehenden Mißstände nicht enthält^). 
Der Verfasser ist sich selbst nicht klar darüber, ob es 
einer Reparatur, oder eines vollständigen Neubaus des 



^) Accord de la Monarchie et de la libert6 ou examen critique 
des bases de la Constitution dans les diff6rents caiiiers. 1789. 
L b ^* 1571. Die Abfassung muß nach dem Titel in die Zeit nach 
dem Zusammentreten der etats g^neraux fallen. 
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Staates bedarf. Er schränkt die Rechte des Herrschers 
durch feststehende, unantastbare Gesetze ein, die „loix- 
immuables*' oder, wie sie später einmal genannt werden, 
„maximes fondamentales et immuables". Über den 
Charakter dieser Gesetze klärt er uns selbst auf^). Sie 
zerfallen in zwei Klassen: Zunächst die heiligen Gesetze 
der Religion „et les loix non moins saintes de la Nature", 
sodann die Bestimmungen des positiven Rechts, die im 
Prinzip zwar auch unveränderlich sind, dennoch aber 
gemäß der Verschiedenheit der Gesellschaften Ver- 
änderungen unterworfen werden. Der Verfasser unter- 
scheidet also, wenn wir von den Religionsgesetzen ab- 
sehen, das historisch-positive- und das Naturrecht. 
Den Inhalt des ersteren bilden die „loix fondamentales 
de Tetat", wozu insbesondere das Steuerbewilligungs- 
recht und einzelne juridische Bestimmungen zählen. 
Ihnen gegenüber stehen die natürlichen Rechte, von 
denen der Autor selbst nicht weiß, ob sie in Frankreich 
noch existieren oder jemals existiert haben und man 
sie deshalb für alle Zukunft verfassungsrechtlich garan- 
tieren müsse^). 

Die Gesellschaft ist den naturrechtlichen Theorieen 
entsprechend auf einen Kontrakt gegründet, der mit Zu- 
stimmung der Mitglieder geschlossen ist und an dem 
Prinzip ihrer Rechte nichts zu ändern vermag. Es findet 
vielmehr, wie auch Rousseau lehrt, nur ein Wechsel 
statt, derart nämlich, daß ein Teil der Rechte für den 
durch die Gesellschaft garantierten Genuß der übrigen 
eingetauscht wird'). Der höchste Besitz ist die indivi- 
duelle Freiheit, sie muß in Zukunft vor jeder lettre de 
cachet oder ähnlichen Willkürbefehlen gesichert sein. 
Jedenfalls zeigt die Broschüre ihre Mäßigung darin, daß 



*) Accord de la Monarchie etc. p. 31 ff, 

«) Accord p. 47. 

3) Contrat social II, cap. 4. 
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sie die von der Natur gegebenen Standesunterschiede 
nicht beseitigen will. Von sozialer Gleichheit darf man 
nur dann sprechen, wenn der Mensch aus der Gesell- 
schaftsklasse nicht heraustritt, in die ihn die Natur ge- 
stellt hat und in der er freilich den Schutz des Gesetzes 
ebenso vollkommen genießt, wie die Angehörigen aller 
anderen Klassen. 

Eine sorgfältige Scheidung der beiden Quellen- 
gruppen, aus denen die Fundamentalgesetze des Staates 
ihren Inhalt schöpfen, nimmt ein größeres anonymes 
Werk, eine staatsrechtliche auf monarchischer Grundlage 
stehende Abhandlung vom „droit public Fran^ais*' vor^). 
Die Gewalt des Souveräns ist auch hier, der monarchischen 
Verfassung entsprechend, weit ausgedehnt, aber sie macht 
Halt vor den „loix fondamentales de Tetat". Die Quellen 
dieser Fundamentalgesetze sind erstens die „loix posi- 
tives" und zweitens das ,, droit naturer'^). Dem entspricht 
der Inhalt. Er. besteht in den „contumes stabiles par le 
Souverain" und den Grundforderungen der Naturrechts- 
lehre^): der liberte des citoyens und der propriete paisible. 
Dazu kommt die Gleichheit, welche in dem gleichen Recht 
auf Schutz des Besitzes und der freien Ausübung des 
Berufes ,,sans distinction de rang" mitenthalten ist. Man 
bemerkt hier bereits deutlich ein wirtschaftliches Inter- 
esse. 

Eine ebenso gemäßigte Broschüre, die sich als 
Quellen gleichfalls des positiven und natürlichen Rechtes, 
daneben aber auch — und das ist das Neue — der eng- 
lischen Verfassungsgesetze bedient, ist die „declaration 
des droits du Roi et de la Nation fran^aise". Sie wird 
von der „declaration of rights" und der amerikanischen 
Unabhängigkeitserklärung — nicht also von einer einzel- 



^) Essay sur le droit public Fran9ais. ä Londres 1789. 
Lb»» 1274. 

») ib. p. 93. ») ib. p. 101. 
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staatlichen Deklaration — eingeleitet^. Diese ver- 
fassungsrechtlichen Urkunden anderer Länder sind aber 
nicht etwa zur Bezeichnung eines Abhängigkeitsverhält- 
nisses herangezogen, sondern allein als Parallelen. Der 
Inhalt der französischen Erklärung zeigt zudem klar und 
deutlich ihren originellen Charakter. Sie trägt einerseits 
ein philosophisches Gepräge, indem sie sich R o u s - 
s e a u s c he Sätze aneignet, andererseits ein praktisches, 
indem sie die Abstellung bestimmter Mißbräuche erstrebt. 

Jeder Franzose, so beginnt der erste Artikel^), ist 
frei ,,et cette libert6 consiste ä pouvoir faire tout ce que 
les Loix n'ont pas express6ment defendu, et ä n'etre pas 
oblige de faire ce que les Loix n'ont pas expressement 
ordonne.'* Leben, individuelle Freiheit und Besitz bilden 
die Grundlagen aller Rechte und dürfen nicht angetastet 
werden. In Anlehnung an speziell französische Miß- 
stände heißt es weiter: „D^aprfes ce principe les lettres 
de cachet sont un moyen odieux et tyrannique", Die 
Gesetze sind mit Rousseau der Ausdruck des All- 
gemeinwillens der Nation^). 

Ihre Einregistrierung ist ohne Bedeutung für die 
Rechtskräftigkeit und nur eine Formalität. Die Be- 
willigung der Steuer, Quote und Dauer wird sorgfältig 
geregelt. Für den strafrechtlichen Teil des positiven 
Rechts werden die englischen Verfassungsgesetze als 
Quellen herangezogen, die von jeher ein Gegenstand der 



^) D^claration des droits du roi et de la nation fran^aise aux 
Etats- G6n6raux; Pr6c6d6e de celle des droits de la ciiambre des 
Pairs et des Communes d'Angleterre, ec. et de ceux des Provinces- 
Unies d'Am^rique ä l'epoque de la Revolution, p. l'auteur du droit 
des Nations. 1789. Die Broschüre ist also erst nach dem Zusammen- 
treten der Stände erschienen. Daß im übrigen die Unabhängigkeits- 
erklärung für unsere Untersuchung außer Betracht bleiben kann, 
hat schon Jellinek: Abh. p. 9 f. richtig begründet. 

») Op. cit. p. 16. 

^) Contrat social H, 6. 
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Bewunderung waren. „Kein Franzose kann seiner per- 
sönlichen Freiheit beraubt, verbannt oder zu irgend 
einer Strafe verurteilt werden als auf Grund eines nach 
den gesetzmäßigen Formen vollzogenen Urteilspruchs." 
Der Verf assser erwähnt selbst, wenn er das „Urteil der 
Pairs" fordert, das Beispiel, welches ihm vorgeschwebt 
hat^). Überhaupt steht die englische Verfassung so sehr 
im Vordergrunde seines Interesses, daß er sie als die 
einzige „Konstitution" bezeichnen zu dürfen glaubt, 
„qui assure ä Thomme sa libert6 individuelle, en conser- 
vant ä la soci^te toute sa puissance"^). Die geforderte 
Freiheit der Presse ist nur eine begrenzte. 

Wie man sieht, hat die Mitbenützung naturrecht- 
licher Argumente zunächst noch nicht eine besonders 
starke Verschiebung nach links verursacht. Bei dem 
radikalen Inhalte des Naturrechts ist es aber unvermeid- 
lich, daß der bisher betrachteten mehr gemäßigten eine 
zweite, weit fortschrittlichere Gruppe an die Seite tritt, 
ohne daß zunächst der Dualismus in der Motivierung ver- 
schwände. 

Noch im Auslande, in Amsterdam, ist 1788 eine 
Broschüre über ,,Die französische Verfassung" er- 
schienen^). Der Verfasser stellt den Rechten des Königs, 
der die exekutive und die legislative Gewalt vereinigt, 
die Rechte der Nation gegenüber. Jedoch ist die Legis- 
lative des Königs nicht unabhängig, absolut, sondern 



^) Op. cit. p. 19. Anm. 1. 

*) ib. p. 37. Auf Rationalismus und positivem Recht baut 
eine im Moniteur mitgeteilte Flugschrift des Jahres 1789 auf, die, 
soweit zu ersehen ist, im Anschluß an Montesquieu und die Magna 
Charta insbesondere die Teilung der Gewalten und den Kriminal- 
prozeß behandelt. Vgl. R6impression de Tancien Moniteur. Paris 
1843. p. 602 f. Le droit des nations et particuli^rement de la 
France fond6 sur les principes immuables de la raison et sur 
rhistoire de la monarchic fran^aise. 

») De la Constitution Fran^aise. Amsterdam 1788. Lb *• 742. 
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der Verfasser bemerkt im Anschluß an Rousseau: 
„le pouvoir de l^gislateur n'est autre chose que le droit 
de declarer la volonte generale''^). Der König hat nur 
insofern das Recht der Gesetzgebung, als er die Interessen 
der Allgemeinheit, „des einzigen Gesetzes der Gesell- 
schaft" wahrzunehmen und auszusprechen hat. 

Diese Interessen richten sich auf Selbsterhaltung, 
auf Bewahrung der Freiheit und des Besitzes, andererseits 
aber auch auf die Teilnahme an der Steuerbewilligung. 
Das letztgenannte Recht ist jedoch ein historisches und 
seine historische Entwicklung wird in breiter Darstellung 
geschildert. Die Einregistrierung der Gesetze wird 
gef orbert ^). 

Wie die verklausulierte Form der Darstellung zeigt, 
scheuen sich die Autoren offenbar noch, mit dem radi- 
kaleren Inhalt ihrer Foiderungen offen hervorzutreten. 

Das ist auch der Fall in dem „nationalen Glaubens- 
bekenntnis Moreaus „des Historiographen von Frank- 
reich"*). Der König besitzt neben der exekutiven die 
legislative, jurisdiktioneile und administrative Gewalt, 



^) De la Constitution p. 9. 

2) ib. p. 15. 

3) Maximes fondamentales du gouvernement franqais ou 
profession de foi nationale, renfermant tous les dogmes essentiels 
de notre Symbole politique. p. M. Moreau, Historiographe de 
France. Paris 24. Mai 1789. L b *» 1727. 

Jakob Nicolas Moreau (1717—1803) schlug zunächst die 
juristische Laufbahn ein, wurde Advokat und „conseiller" am 
„cour des comptes, aides et finances" der Provence. Wissenschaft- 
liche Neigungen ließen ihn auf sein Amt verzichten. Nach einer 
kurzen Periode dichterischer Tätigkeit widmete er sich staats- 
rechtlich-historischen Studien. Da seine Schriften das Interesse 
der absoluten Regierungsform vertraten, machte er sich besonders 
die Philosophen zum Feinde. Auch mit den Protestanten verdarb 
er es, als er sich 1787 gegen das Edikt Ludwigs XVI. „Über den 
Civilstand der Protestanten" wandte. Sein bedeutendstes Werk 
sind die ,,Principes de morale politique et du droit public" in 21. B. 

Bis zu seinem Tode hat man ihm vorgeworfen, er sei ein 
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Damit wäre der Absolutismus proklamiert. Aber es 
werden den einzelnen Gewalten sofort Zwecke gesetzt, 
die sie für den Absolutismus ebenso stark entwerten, als 
sie sie mit dem Naturrecht in Einklang bringen. So hat , 
die legislative Gewalt die alleinige Aufgabe, allen Unter- 
tanen Leben, Freiheit und Besitz zu sichern. Die richter- 
liche ist dazu bestimmt, das Unrecht zu strafen und, den 
Bitten der Untertanen willfahrend, alle Mißstände zu 
beseitigen, der Zweck der administrativen Gewalt ist der, 
die Natur zu unterstützen, wenn sie dem Menschen Wohl- 
taten gewährt. So absolutistisch also das System 
M r e a u s anmutet, es kennt doch in der Zweck- 
bestimmung der Gewalten Grenzen, die nicht über- 
schritten werden dürfen, die natürlichen Rechte des 
Menschen. 

Der Verfasser der „Rechte des Volkes", einer nach 
der Berufung der Stände erschienenen anonymen Flug- 
schrift^) wendet sich sogar mit Drohungen an den König. 
Er hat nach den Gesetzen zu regieren, wie es seine Vor- 
fahren von den ersten Versammlungen auf dem Mars- 
felde unter Klodwig an getan haben, wie es geschehen 
ist „80US la premiere et seconde race'^), et au commence- 
ment de la troisieme". Damals waren unsere Väter frei, 
und nun sind wir Sklaven. Mit diesen Gesetzen, an die 
der Monarch sich halten soll, sind offenbar noch die 
historischen Fundamentalrechte der französischen Nation 
gemeint. 



Anhänger des Absolutismus. Er ist seinen Anschauungen nicht 
untreu geworden und hat kein Amt in der Republik bekleidet. 
Vgl. zu den biographischen Ausführungen: Dictionnaire 
historique et biographique de la Revolution et de l'Empire. 
1789—1815. red. p. Robinet-Robert-Le Chaplain. Paris B I u. IL 

1) Les droits du peuple. L b 3» 6498. 

2) Der Verfasser scheint die verschiedenen Herrscher- 
geschlechter zu meinen, p. 9. Vgl. diese hist. Begründung auch 
bei Siey^s und Monnier. 
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Indem der Verfasser aber die herrschenden Zustände 
kritisiert und zur Entfernung der Minister und zur Auf- 
richtung eines gerechten Regimentes nach den Wünschen 
des Volkes auffordert^), bedient er sich zweitens auch des 
naturrechtlichen Beweises. Aus dem Naturrecht ergibt 
sich vor allem die Volkssouveränität. Der Grundsatz der 
Volkssouveränität aber verlangt Absetzung eines Des- 
poten. Folgst du den Ratschlägen der Untertanen nicht, 
so redet der Verfasser den König an, „ne trouve pas 
mauvais qu'ils se choisissent un autre maitre, le droit 
naturel n'autorise-t-il pas ä renvoyer ceux qui nous 
payons, lorsqu'ils nous servent mal*' 2)? 

Historisch-positives und natürliches Recht gingen 
bisher als Quelle nebeneinander; wir werden im folgenden 
zunächst ein Eindringen des Naturrechts in das histo- 
rische und fernerhin eine Gleichsetzung des „droit 
naturel" mit dem französischen Staatsrecht zu be- 
obachten haben. 

Nach den „wahren Prinzipien der französischen 
Monarchie*'^), muß der König bei seiner Thronbesteigung 
schwören, „de maintenir les loix fondamentales*'. — Hier 
erinnert der Name sogleich an die Forderungen der 
Parlamente, obwohl der Flugschrift im übrigen eine ein- 
seitig ständisch-parlamentarische Tendenz fernliegt. 
Gegen diese Fundamentalgesetze kann und darf der 
König nichts unternehmen. Sie existieren keineswegs 
etwa in der Einbildung des Autors, sondern er sagt von 
ihnen „ils presidferent aux premiers siecles de la Mo- 
narchie''. Sie sind das „Dogma der Nation", und 
Ludwig XV. hat sie in seinem Edikt ,,de cröation des 
Conseils Souverains" im Jahre 1771 anerkannt^). 

1) Der Verfasser steht den staatlichen Reformen des Abso- 
lutismus ebenso skeptisch gegenüber, wie den an die Berufung der 
Generalstände geknüpften Wünschen. 

^) Les droits des peuple p. 22. 

*) Les vrais principes de la monarchic fran^aise par l'ami des 
Loix. L b 8» 1280. *) ib. p. 2. 
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Außer dieser historischen Begründung fehlt nun 
aber auch die naturrechtliche nicht. Es werden angerufen : 
le droit divin et le droit naturel. Damit sind wieder die 
beiden Quellen genannt: die Fundamentalgesetze und 
das Naturrecht. Von hier aus ist es dann nur noch ein 
Schritt, auch innerhalb der Fundamentalgesetze einen 
staatsrechtlichen und einen mehr sozialrechtlichen Teil — 
die proprietd des biens und liberte personnelle de tous les 
Sujets — zu unterscheiden, und nur noch jenen auf das 
historisch positive, diesen aber bereits auf das Natur- 
recht zu begründen. Das „droit naturel'' dringt in das 
französische öffentliche Recht ein. 

Die Gleichsetzung der beiden Quellengruppen hat 
sich bereits vollzogen in" einer gemäßigten Broschüre, 
welche „Principes et Reflexions sur la Constitution 
franfaise'' betitelt ist. Nach einer Entwicklung der 
herrschenden Meinungsunterschiede über die Konstitu- 
tion trägt der Verfasser seine eigene monarchische 
Ansicht vor, bedauert es aber zugleich, daß durch den 
Feudalismus die Prinzipien der französischen Ver- 
fassung zeitweilig verwischt worden sind. Der Monarch 
hat die Fülle der königlichen Autorität. Diesem ersten 
Fundamentalprinzip steht jedoch ein zweites gegenüber, 
das mit ihm zusammen die verschiedenen Beziehungen 
zwischen dem Monarchen und dem Untertanen zu 
regeln hat. Es ist in folgenden beiden Sätzen enthalten: 
„La puissance ne s'etend ni sur la liberte ni sur la pro- 
pri6te d'aucun de ses sujets", und weiterhin: „la nation 
est composee de trois ordres de citoyens distingues par 
leur rang, egaux par leurs droits"^). Damit sind wiederum 
die drei naturrechtlichen Grundprinzipien, Freiheit, 
Besitz und Gleichheit ausgesprochen, ohne daß sie jedoch 
diesmal als naturrechtliche bezeichnet würden. Sie 

1) Principes et Reflexions sur la Constitution fran^aise. 1789. 
L b »» 1284. 

2) ib. p. 8. 
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sind vielmehr ein Bestandteil des französischen „droit 
public, que Ton retrouvera ä chaque epoque de notre 
histoire", abgesehen von Zeiten des feudalen Regimes, 
die jede Spur davon verwischten^). Die Identifizierung 
des Naturrechts mit dem französischen Staatsrecht ist 
also vollzogen. 

Dieselbe Gleichsetzung der beiden Quellengruppen 
zeigt eine Anzahl von Broschüren, denen eine ökonomische 
Färbung eigen ist. Als Physiokrat stellt Le Mercier 
de la Rivi^re, einer der bedeutendsten Schüler 
Quesnays, das Besitzrecht in den Mittelpunkt 
seiner Fundamentalgesetze-), und verbindet damit vor 
allem den Anspruch auf Freiheit. Das Besitzrecht um- 
faßt drei Zweige: Die „propri6t6 personnelle, mobiliire 
et fonciere". Es ist begründet ,,sur la nature des choses, 
et principalement sur celle de l'homme'' ^), also auf 
dem Natur- und dem Menschenrecht, bildet aber zu- 
gleich auch den Grundbestandteil des ,, droit commun 
national*', des französischen öffentlichen Rechts. Zu 



^) Principes p. 10 f. 

*) Essais sur les maximes et Loix fondamentales dö la mo- 
narchie franqaise par le Mercier de la Riviäre. Paris 1789. L b " 
1294. Der Verfasser (1720 — 93) war, wie so viele bedeutende 
Männer seiner Zeit „conseiller" am Pariser Parlement. Darauf 
bekleidete er die Stellung eines Intendanten auf Martinique. Als 
wirtschaftlicher Reformer Aufsehen erregend, wurde er von 
Catharina II. nach Rußland berufen, wo er jedoch nur kurze Zeit 
weilte. Den Proscriptionen entronnen, starb er ca. 1793. Sein 
bedeutendstes ökonomisches Werk betitelt sich „Ordre naturel et 
essentiel des soci6t6s politiques". Paris 1767. Er gründet die 
Gesellschaft auf den Grundbesitz (propriet^ fonci^re), dessen 
Garantie das Gesetz zu übernehmen hat. Darum ist vor allem eine 
starke Schutzgewalt vonnöten. Sie ruht in den Händen eines 
Einzelnen, des Souveräns, welcher die gesamte Exekutive in sich 
vereinigt. Le Mercier de la Rivifere fand einen heftigen Gegner an 
Mably, der in einer Reihe von Briefen seinen „gesetzlichen Despotis- 
mus" zurückzuweisen suchte. 

^) Op. cit. p. 1. 
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den beiden Rechten der Freiheit und des Besitzes kommt 
als nicht weniger wesentlich der Anspruch auf Sicherheit 
hinzu, die ja auch einen Kernpunkt der ökonomischen 
Lehre bildet. Niemand kann dieser Rechte beraubt 
werden „que dans les cas pr^vous par les loix et suivant 
les formalit^s prescrites par les loix''^). 

Neben diesen durchaus physiokratisch gefärbten 
naturrechtlichen Theorieen ist auch Rousseau als 
Quelle herangezogen. Seine Definition des Gesetzes 
findet sich in etwas veränderter Formulierung wieder. 
Die Gesetze sind der Ausdruck der , »volonte commune 
de la Nation"^). Die legislative Gewalt gehört danach 
dem Volke, die exekutive wird dagegen „dem Chef der 
Nation" zuerkannt. 

Damit ist der Verfasser bereits zu dem historisch- 
positiven Rechte gelangt. Alle Gesetze müssen ein- 
registriert werden, jeder Bürger hat zu den öffentlichen 
Ausgaben eine Kontribution beizusteuern, deren Summe 
eine Art von „propriet6 commune destinee ä Tacquite- 
ment des charges communes*' vorstellt^). Die römisch- 
katholische Religion ist die Staatsreligion und soll es 
für immer bleiben, allerdings darf auch niemand wegen 
seines Glaubens beunruhigt werden. Eine begrenzte 
Freiheit der Presse wird zur Förderung der Aufklärung 
für notwendig erachtet. 

Bedeutungsvoller für die Verbreitung der Er- 
klärungsprinzipien war vielleicht eine „d^claration des 
droits*', die dem praktischen Zwecke dienen wollte, 
die Wähler über den Inhalt der auszustellenden cahiers 
aufzuklären *). Sie bedient sich daher der kürzesten 



^) Essays p. 12 vgl. Endredaktion Art. 7. 

2) Op. cit. p. 16 u. 17. 

3) Op. cit. p. 72. 

*) D6claration des droits ä faire et pouvoir ä donner par 
le peuple fran^ais pour les Etats-G6n6raux dans les soixante as- 
sembl^es indiqu^es ä Paris le mardi 21 avril 1789. Lb "'• 1518. 
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Form, der Gliederung nach Artikeln und legt dem 
Inhalte eine durchsichtige Disposition zugrunde. Das 
Naturrecht des Verfassers ist das französische Staats- 
recht, insofern es nicht ein Recht der menschlichen 
Gesellschaft als einer Gesamtheit darstellt, sondern das 
Recht Frankreichs als „einer menschlichen Gesellschaft". 
Die Zeit und der Absolutismus haben die Rechte der 
„soci6t6 franjaise** in Vergessenheit versinken lassen. 
Die Bedingungen der Gesellschaft sollen daher nach 
allgemeinem Wunsche von neuem geregelt werden. Die 
folgende Deklaration unterscheidet die Rechte und ihre 
Garantieen. Die Rechte selbst zerfallen in die Grund- 
prinzipien der Naturrechtslehre: Freiheit, Gleichheit und 
Besitz, sowie in Bestandteile des Staatsrechts. Die 
Art der Darstellung ist durchweg — wie sich zeigen 
wird — selbständig. Die Ableitung der Rechte und die 
aus ihnen gezogenen Folgerungen zeugen für die originelle 
Arbeit des Autors. 

Die Eingangsartikel handeln von den Fundame tal- 
rechten der libert6, egalit6 und propri6t6. Es ist eine 
eigentümliche Vorwegnahme moderner psychologischer 
Anschauungen, wenn der Mensch auf Grund seiner Frei- 
heit als ein Organismus betrachtet wird, der durch 
Kampf und Vervollkommnung seiner Eigenart in der 
Unterwerfung der Auf'enwelt für seine Selbsterhaltung 
Sorge trägt. Diese seine Wesensbestimmtheit verlangt 
aber auch den freien Gebrauch aller Fähigkeiten, soweit 
sie der Gesellschaft selbst nicht schädlich sind, darunter 
auch die Freiheit der Rede, der Schrift, der Presse und 
der Freizügigkeit. 

Das Prinzip der egalit6 findet seine doppelte prak- 
tische Anwendung in dem öffentlichen Unterricht „oü 
Ton apprenne au peuple sa Constitution'* i), und in der 
Verteilung von Gerechtigkeit, Strafe und Belohnung. 



1) D6claration Art. 11. 1. 
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Es gibt keine anderen Unterschiede als die der Ämter, 
welche die Staatsverwaltung nötig macht, und die- 
jenigen, welche Genie, Talent und Arbeit verschaffen. 

Das Recht des Besitzes ist ein zweifaches: der An- 
spruch auf das Land als Oesamtbesitz der Nation und 
auf alle sonstigen Güter „que la terre, le genie, le travail 
de rhomme produisent" ^). Die Folgerungen aus dem 
Besitzrecht sind eingehende privatrechtliche Bestim- 
mungen über Sicherheit des Besitzes und Steuerwesen, 
andererseits aber auch eine völkerrechtliche Pflicht: 
„Vimpossibilite par la societ6 franfaise de manquer 
envers ses membres et les nations etrangeres ä des 
engagements contractes sous la foi publique*'. 

Der staatsrechtliche Teil der Erklärung beschäftigt 
sich vor allem mit dem Recht, ,,sich zu öffentlichen 
oder privaten Zwecken zu versammeln". Was mit 
diesem Versammlungsrecht gemeint sei, zeigen aus- 
führliche Darlegungen. An einem bestimmten Ort und 
Tage soll sich das Volk einmal im Jahre versammeln 
zur Beratung seiner sämtlichen gemeinsamen Angelegen- 
heiten. Diese Versammlung legt einerseits die Natur 
nahe, die alljährlich Saaten verlangt und Ernte spendet, 
andererseits der Gesellschaftszustand, der jährliche Ein- 
nahmen und Ausgaben nötig macht. Wieder werden 
besondere Folgerungen angeknüpft: zunächst für die 
innere Verwaltung, sodann für die äußere Sicherheit. 
Erstere verlangt Steuern und Anleihen, letztere eine 
starke Armee und die Kosten zu ihrer Unterhaltung. 
Beides muß jährlich neu bewilligt werden. 

Nachdem so der Zweck der Versammlungen dar- 
gelegt ist, widmet der Verfasser einen weiteren Artikel 
dem Recht ,,de toute assemblee d'hommes libres de se 
constituer et de s'organiser"^). Die Mitglieder der Ver- 



1) D6claration. Art. HL 2. 
«) ib. Art. V. 
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Sammlungen sind unverletzlich und nur diesen selbst 
verantwortlich. 

Der dritte Teil des Erklärungsplanes handelt von 
den Garantieen der aufgestellten Rechte. Sie werden 
zunächst in den Gesetzen gefunden, und zwar unter- 
scheidet der Autor „loix politiques, civiles und crimi- 
nelles"^). Die Teilung der Gewalten ist ebenfalls eine 
starke Stütze des Rechtsschutzes. Die mit der Aus- 
führung der Gesetze Beauftragten sind verantwortlich. 
Aus Gründen, die in der menschlichen Natur liegen, und 
anderen praktischer Art darf den Vertretern der exeku- 
tiven Gewalt nicht auch die Legislative eingeräumt 
werden, viel weniger aber noch den Privilegierten, gegen 
die sich der besondere Haß des Autors zu richten scheint. 
Das Volk behält sich vielmehr die gesetzgebende Gewalt 
selbst vor. Repräsentanten redigieren die Gesetze und 
schlagen sie vor, die Versammlungen des Volkes — es 
sind nicht die Generalstände, sondern die von ihnen 
sanktionierten ,,etats des provinces*' gemeint — nehmen 
sie an, oder lehnen sie ab. Die Ableitung dieser die 
Gesetzgebung regelnden Bestimmung enspricht der Origi- 
nalität des Verfassers: Die Gesetze der Gesellschaft 
müssen sich denen der Natur anpassen. Die Natur hat 
nun einer jeden Provinz auch eine ihr eigentümliche 
Produktion verliehen. Es ist daher klar, daß die Be- 
wohner der einzelnen Landesteile das ihnen Förderliche 
besser zu begreifen wissen^). 

Da diese Erklärung schon viele Themata der End- 
redaktion anschlägt, so fordert sie zu einem Vergleiche 
mit den angeblichen amerikanischen Vorlagen sofort 
heraus. Zunächst ist der Unterschied in der formalen 
Anlage deutlich. Aus bestimmten Voraussetzungen er- 
geben sich in der französischen Erklärung gewisse Schluß- 
folgerungen, während in den amerikanischen Deklara- 

1) D6claration Art. VI. 

2) ib. Art. IX. 
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tionen diese logischen Deduktionen durchaus fehlen. 
Höchst eigenartig sind auch die Begründungen und die 
herangezogenen Beispiele, z. B. für die Notwendigkeit 
der jährlichen Versammlungen. So originell die Form 
der Darstellung ist, so selbständig ist auch der Inhalt. 
Vor allem schließt er sich eng an spezifisch französische 
Zustände und Gedanken an. So geht der Autor offenbar 
auf die Physiokraten zurück, wenn er auf die Aussprache 
des Besitzrechtes, öffentlichen Unterricht und Frei- 
zügigkeit großes Gewicht legt. Auf die heimischen Ver- 
hältnisse als Quelle weist auch die starke Betonung der 
Gleichheit und der Haß des Verfassers gegen die Pri- 
vilegierten, welche als Feinde der Gesellschaft betrachtet 
werden, bis sie in den Volkskörper zurückkehren „dont 
ils se sont separ^s par Usurpation".^) In breiter Dar- 
stellung ist das Steuerwesen behandelt, die Trennung der 
Gewalten und vor allem das Recht der Versammlung in 
den Provinzialständen — alles Reformvorschläge, welche 
die Lage des damaligen Frankreich besonders nahe legte. 

Gegenüber diesen häufiger wiederkehrenden Dekla- 
rationsinhalten stehen einzig da die völkerrechtlichen 
Bestimmungen, um die der Verfasser den Rahmen der 
Rechteerklärung erweitert hat: Die „propri6te de la 
terre, qui fixe les nations" und die Einlösung von Ver- 
pflichtungen anderen Nationen gegenüber. 

Das „Plus" der französischen Erklärung den ameri- 
kanischen gegenüber ist nicht zu verkennen. Auf der 
anderen Seite bleibt das vorliegende Erklärungsprojekt 
aber weit hinter dem amerikanischen Deklarationsinhalt 
zurück — und zwar gerade in Forderungen, die Amerika 
kennzeichnen. So beschränken sich die straf- und 
prozeßrechtlichen Artikel auf die eine Bestimmung: 
„regalit^.. dans la distribution de la justice, des re- 
compenses et des peines".^) Die Freiheit der Religion 

1) D^claration Art. VII. 
«) ib. Art. IL 2. 



I 
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fehlt gänzlich und von der Preßfreiheit heißt es ebenfalls 
nur: ,,de-lä (aus der Freiheit folgt) la libert^ de parier, 
d'ecrire, d'imprimer et de publier- ** i), ohne daß ihr 
ein besonderer Artikel gewidmet wäre. 

Die Erklärung ist also ein höchst individuelles 
staatstheoretisches Produkt, das jedenfalls einen deut- 
lichen Beweis liefert für die Selbständigkeit eines solchen 
Publizisten. 

Neben diesen vollständigen Rechtegruppen werden 
in den Broschüren auch einzelne Rechte gefordert. Auf 
historisch-positives und natürliches Recht wird das Ver- 
langen des Volkes nach Rückgabe der legislativen 
Gewalt begründet^). Das Recht, die Gesetze zu machen, 
ist ein wesentliches Attribut jedes freien Volkes, aber die 
französische Nation hat es auch während einer langen 
Reihe von Jahrhunderten wirklich ausgeübt. Dies Recht, 
„que lesFran9ais tiennent de laNature", ist so alt wie die 
Nation. 

Ebenso wird mit ausdrücklicher Bezugnahme auf 
die ständigen Forderungen des Parlamentes die Freiheit 
der Presse zurückverlangt^), und als maßgebende Staats- 
religion die katholische reklamiert*). 

^) Vgl. damit die Dreiteilung etwa in Pennsylvanien XII: 
freedom of speech and of writing and Publishing their sentiments. 

2) Le Jurisconsulte national III. p. 117. 1787. Lb 3» 1287 
(ein umfangreiches staatsrechtliches Werk.) 

*) Quelques id^es sur les grandes questions- du moment 
par le Marquis deCasaux 1788. Lb.*^» 786. p. 13. Die Schrift ver- 
tritt den Standpunkt der Parlamente in maßvoller Weise. Sie 
will vor allem über die Generalstände und die Art der Abstim- 
mung in der Ständeversammlung aufklären. Der Marquis v. 
Casaux, ein reicher Besitzer auf der Insel Granada, weilte von 
1788 — 91 in Paris und verkehrte in den Kreisen des Herzogs von 
Rochefoucauld und seiner Mutter, der Herzogin von Enville. 
Er betätigte sich besonders auf wirtschaftlichem (vgl. sein^Sy- 
st^me de la petite culture des Cannes ä sucre) und steuerrefor- 
merischem Gebiete. 

*) De la religion Nationale p. M. l'abb^ Fauchet. Mai 1789. 
Fauchet wurde 1744 in Nivernais geboren und war anfangs Erzieher 
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Neben dieser stofflichen Verengung der Rechte- 
forderungen, tritt uns in den Broschüren auch eine 
soziale entgegen. Die verschiedenen Berufsstände ver- 
fechten ihre Interessen mit dem Schlagwort der ,, Rechte". 
Erwähnt seien nur die ,, Menschen- und Bürgerrechte** 
des Herzogs von Orleans^). Sie zeigen, wie jedermann — 
und auch die Frauen — damals unter dem Titel der 
„droits de Thomme" seine noch so speziellen Wünsche 
zu Gehör bringen wollte, und wie eng der Anschluß dieser 
ganzen Literatur an die wirklichen Verhältnisse in der 
Tat ist. 

Wir dürfen den ersten Teil dieses Kapitels folgender- 
maßen zusammenfassen: die Broschüren kennen, soweit 
sie überhaupt Reformen erstreben, gewisse unantastbare 
Schranken der absoluten Gewalt. Es sind die Rechte der 
Nation, die zum Teil nur aus der historischen Vergangen- 
heit des Landes begründet werden. Zu dem positiven 
Recht tritt als Quelle bald ein anderes hinzu: das Natur- 
recht. Diese Kombination der bieiden Quellengruppen 
war nichts Neues, die Publizisten brauchten nur an vor- 
handene Staatstheorien anzuknüpfen. Das Parlament 
hatte lange schon, als eine, wenn auch angemaßte Ver- 
tretung der gesamten Nation die Heiligkeit der von 
ihm mit dem Namen, loix fondamentales" bezeichneten 
Grundrechte gefordert. Ihr Umfang war stets schwankend 



bei den Kindern des Grafen v. Choiseul, darauf Priester in Paris. 
Eine Zeitlang traf ihn das Interdikt des Erzbischofs, aber als 
er einmal die Ehre hatte, vor dem Könige zu predigen, erhielt 
er die Abtei Montfort. Den revolutionären Ideen gab er sich mit 
mehr Begeisterung als gesundem Urteil hin. So sah man ihn 
beim Sturm der Bastille mit dem Säbel in der Hand die Auf- 
rührer anführen. Außer der obigen Flugschrift stammen von ihm : 
„Trois discours sur la iibert6" und „Sur i'accord de la religion 
et de la libert6." 

^) Les droits de l'homme et du citoyen ou la cause des Jour- 
naliers, ou ouvriers et artisans, pr6sent6e aux Etats-G6neraux 
par S. A. . MQR le Duc d 'Orleans. Lb3ö7879. 
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gewesen, ihre Quellen wurden teils aus der Geschichte, 
teils aus einem den ständisch-parlamentarischen Inter- 
essen mehr entsprechenden nationalisierten Naturrecht 
geschöpft. Diese vorgefundenen Grundlagen machten 
sich die Publizisten zunutze. Sie identifizierten die ver- 
langten Rechte der französischen Nation mit den von 
den Parlamenten reklamierten „loix fondamentales'*, die 
aus den erbitterten Kämpfen dieser Gerichtshöfe mit dem 
Absolutismus bekannt waren, und die Begründung der 
neuen und doch alten Rechte war hier wie dort dieselbe: 
das positive und das natürliche Recht. 

Anders mußte sich der Inhalt der Rechte gestalten, 
wenn das zuletzt betrachtete Ziel der Publizisten, die 
Erfüllung gewisser Teile des historischen, französischen 
Staatsrechts mit naturrechtlichem Inhalt hinter einem 
höheren und spekulativeren zurücktrat: der Unter- 
ordnung des gesamten historischen, französischen Staats- 
rechtes unter das Naturrecht, der vollständigen natur- 
rechtlichen Verflüchtigung des positiven Rechtes, der 
Verwandlung der Kollektivrechte der französischen Nation 
in Individualrechte eines jeden Menschen, die dann an 
ein bestimmtes Land nicht mehr gebunden sind. Auch 
die Amerikaner hatten englisches Recht und Naturrecht 
identifiziert^). Der Unterschied zwischen Amerika und 
Frankreich aber besteht eben darin, daß man in ersterem 
Lande nicht die volle Summe der Folgerungen aus der auf- 
gestelltenGleichung zog, während es in Frankreich geschah. 

Das Naturrecht nimmt das positive Recht der 
französischen Nation in sich auf und verflüchtigt es zu 
derselben allgemeinen Gültigkeit, die es selbst besitzt, 
zum Rechte der Nationen. Zu den drei oder vier ur- 
sprünglichen Naturrechten treten die von der franzö- 
sischen Nation im Laufe einer jahrhundertelangen Ent- 

^) Vgl. Marcaggi: op. cit: p. 37 „droits naturels et droits 
angiais deviennent deux expressions synonymes" und p. 38: Cette 
confusion du droit naturel et du droit angiais s'est repandue en 
Am^rique gräce au succ^s des commentaires de Blakstone". 
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Wicklung erworbenen historischen Rechte hinzu. Das 
waren wenigstens die logischen Konsequenzen, und ihnen 
entsprechen die Tatsachen. Die Publizisten bedienen 
sich im folgenden selten noch des Ausdrucks , »Consti- 
tution Fran^aise", da die französische Verfassung nicht 
mehr auf besondere, nur für das eigene Land gültige 
Prinzipien gegründet ist, sie wenden vielmehr die Formu- 
lierung ,,la Constitution'* an, d. h. die wahre, richtige 
oder „les principes d'une bonne Constitution", womit die 
für alle Völker berechnete Gültigkeit vielleicht am alier- 
deutlichsten zutage tritt. So geht Frankreich also weit 
hinaus über Amerika. Während dieses nur ein zwar vom 
Naturrecht durchdrungenes positives Recht der Einzel- 
staaten kennt, gilt das französische Recht für alle 
Nationen und jeden Menschen. 

Diese Umwertung des nationalen Rechtes in all- 
gemeines Menschenrecht hat eine bedeutsame Folge für 
die Art der benutzten Quellen. Natürlicherweise werden 
wir von jetzt ab das französische Staatsrecht als Quelle 
der aufgestellten Prinzipien vergeblich suchen. Anderer- 
seits aber ist auch der Umfang der für die Rechte- 
erklärung in Betracht kommenden Quellen erweitert 
worden, da das Wesen des Menschenrechts die Möglich- 
keit gewährt, Verfassungsurkunden auch anderer Na- 
tionen zum Vorbild heranzuziehen. 

Der Deklarationsinhalt der folgenden Broschüren 
läßt sich in mehrere größere Gruppen zerlegen: Allen ist 
gemeinsam, daß der Zusammenhang mit dem nationalen 
Boden, auch wenn das positive französische Recht als 
Quelle der Erklärungen nicht mehr in Frage kommt, 
dennoch auf andere Weise gewahrt bleibt. 

Die starke Betonung der wirtschaftlichen Bestim- 
mungen und die Forderung der Pflichtenerklärung kenn- 
zeichnet eine erste Gruppe als spezifisch physiokratisch. 
In einer zweiten tritt zu der Lehre der Physiokraten als 
ausländische Quelle das englische Recht und daneben 
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auch das Naturrecht Rousseaus hinzu. Vollständig 
naturrechtlich ist die dritte Gruppe, auch sie nicht ohne 
Unterschiede, vielmehr läßt sich ein Fortschreiten von 
immerhin noch realpolitischen Broschüren bis hin zur 
reinen Staatsphilosophie beobachten. 

Das starre Festhalten an jeder Art von Besitz stellt 
schon der Graf von Moreton-Chabrillant in 
den Mittelpunkt seiner Broschüre an „die Wahlversamm- 
lungen von Paris"^). Nur das Recht des Besitzschutzes 
kann nach ihm die individuelle Freiheit begründeen. 
Seine Forderung ist jedoch von ganz persönlichen 
Interessen bestimmt, da er seine Stellung als Oberst 
wieder zu erlangen hoffte. 

Anders ist es bestellt mit Broschüren, die zwar auch 
das Besitzrecht mit sonstigen ökonomischen Bestim- 
mungen zum Kern des Deklarationsinhalts machen — 
aber aus allgemeinen wirtschaftlichen Interessen, So 
geschieht es in den ,, Elementarideen" des Abgeordneten 
Jallet^). 



^) Aux AssembI6es d'elections de Paris. Vgl. Chassin: II. 
p. 176 f.: der Verfasser der tendenziösen Broschüre stammte aus 
einer alten Adeisfamiiie des Dauphin^. Er schlug^die militärische 
Laufbahn ein und machte den amerikanischen Unabhängigkeits- 
krieg mit. Als er seiner Würde als Oberst entsetzt wurde, wandte 
er sich in zahlreichen Reklamationen, aber vergeblich, an den Hof. 
Beim Ausbruch der Revolution trat er natürlich auf ihre Seite. 
Er wurde später Mitglied des Jakobinerklubs und tat sich in den 
Gärten des Palais Royal hervor. 

*) Id6es Elementaires sur la Constitution, p. M.Jjallet, d6put6 
du Poitou. 1789 L b 3« 2250. Der Verfasser war 'Geistlicher in 
Ch6rign6 und wurde vom Clerus der S6n6chauss^e Poitou zum 
Deputierten gewählt. Er war einer der ersten Geistlichen, die sich 
am 13. Juni 1789 in die Versammlung des „tiers 6tat'* begaben. 
Durch eine von großem Beifall begleitete Rede suchte er für die 
Eintracht der Stände zu wirken. 

Seine „Id^es elementaires** erschienen, wie er in der Vorrede 
selbst sagt, als die Nationalversammlung sich mit der Konstitution 
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Der Verfasser stellt eine dreifache Erklärung der 
Rechte, des Menschen nämlich, der Nation und des 
Bürgers auf, dazu außerdem eine Pflichtenerklärung. 
Die Bezeichnung „droits de la Nation'' könnte den Ge- 
danken an speziell französische Rechte aufkommen 
lassen, jedoch wird die Beziehung auf Frankreich mög- 
lichst vermieden, da ihr in einer besonderen Betrachtung 
,,über die Natur der monarchischen Regierungsform" 
Rechnung getragen ist. 

Die Rechte des Menschen gehen in dieser physio- 
kratisch beeinflußten Quelle alle auf ein einziges zurück, 
den Besitz. Auch Leben und Freiheit sind Bestandteile 
dieses Rechtes. Mit dem Besitz ist zugleich das Recht 
auf seine Verteidigung, als ein ebenso natürliches und 
unverlierbares gegeben, während „das Recht des An- 
griffs", weil ersterem entgegengesetzt, mit Unrecht den 
Titel des „Rechtes" trägt. Aus dem Prinzip des Schutz- 
rechts fließen nun weiterhin: ,,toutes les loix naturelles, 
civiles et du droit des gens." Die individuelle Kraft des 
Einzelnen vermag im Naturzustande nicht den nötigen 
Schutz zu gewähren. Das ist der Grund zum Abschluß 
des Gesellschaftsvertrages. Durch seine Arbeit erwirbt 
der Mensch neue Besitzrechte, die ebenfalls unter den 
Schutz der Gesellschaft gestellt werden. „L'homme a 
le droit de conserver ses proprietes, soit naturelles, soit 
acquises, et ce droit est inalienable." Zu dem Besitz- 
schutz treten zwei andere Rechte hinzu, die Erhaltung 
des Lebens und der persönlichen Freiheit. Beide Rechte 
sind abermals vielfach gegliedert: die Freiheit der Presse 
wird in beschränktem Maße gewährleistet, die freie 
Nutzung aller dem Menschen verliehenen Fähigkeiten 
weist wiederum auf physiokratische Theorien. Spezifisch 
französisch ist auch die geforderte Erhaltung der „estime 

und ihren Prinzipien beschäftigte. Diese Prinzipien sollen allen 
Nationen zum Vorbilde dienen „qui voudront r6former leur Con- 
stitution ou s'en faire une nouvelle." 
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publique", oder wie es häufiger heißt, der Ehre.^) Das 
setzt andererseits aber auch eine wohlwollende Gesinnung 
gegen die Mitbürger voraus. 

Der Verfasser zählt die Forderung des Wohlwollens 
gegen die Gesellschaftsmitglieder zu den Pflichten, die 
er in einer besonderen Erklärung den Rechten folgen 
läßt. Dem Staate gegenüber wird die Achtung vor der 
Regierung und ihrem Vertreter, sowie die Unterwerfung 
unter die Gesetze der Gesellschaft vorgeschrieben. Sie 
zu erhalten, bedarf es der Steuern und des Schutzes. 
Beides zu gewähren, wird den Untertanen zur Pflicht 
gemacht. Höhere ethische Postulate enthalten die 
Bestimmungen, welche von der Ehrfurcht vor der Reli- 
gion und der tätigen Mitarbeit zum Wohle der Gesamt- 
heit handeln.^) 

Die Erklärung der Pflichten, die uns hier zum ersten 
Male in unserer Darstellung begegnet, ist ein durchaus 
origineller Bestandteil der Entstehungsgeschichte der 
französischen Deklaration. 

Welchem besonderen Anlaß die „declaration des 
devoirs" ihren Ursprung verdankt, wissen wir nicht. 
Mably hatte bereits in seinem gleichbetitelten Werke 
die Rechte und Pflichten des Bürgers gegenübergestellt 
und auch die Physiokraten zählten die ,, Pflichten'* zu 
ihren Forderungen.^) Es mag auch sein, daß die seltsame 
Rousseau sehe Kombination zwischen den weit- 
gehenden Rechten des Einzelnen und dem unbedingten 
Gehorsam, der dennoch wieder dem Souverän, der 
Summe der Einzelwillen, geschuldet wird, dazu bei- 
getragen hat, das Pflichtbewußtsein dem Staate gegen- 
über in etwa zu erhalten. 

Pflichten fordert auch neben den unter physiokra- 
tischem Einfluß stehenden Rechten ein ,,cahier de la 

^) Die Forderung kehrt in zahlr. Erkl.-Projekten wieder. 

«) Id6es p. 7 ff. 

ä) Marcaggi: op. cit. p. 185 ff. 
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d^claration", das ein Ungenannter im Jahre 1789 an 
die Deputierten zu den Generalständen richtete.^) Auf 
Grund der Volkssouveränität stellt der Verfasser eine 
vierfache Erklärung auf, an dritter Stelle die „decla- 
ration des droits du citoyen''. Sie umfaßt nur einen 
einzigen Paragraphen ohne die gewöhnliche Gliederung 
nach Artikeln. Das Gesetz hat die Person, das Denken 
und den Besitz eines jeden ohne Unterschied des Ranges, 
der Würde und des Vermögens unter seinen Schutz zu 
stellen. Damit sind die Grundlagen aller Rechteer- 
klärungen: Freiheit, Besitz, Gleichheit und Sicherheit 
inklusive gegeben. Es folgen Bestimmungen über Straf- 
recht und Steuerwesen ,,d'6galiser les peines et les 
r6compenses pour toutes les classes ou d6nominations 
d'h^mmes". Den Mittelpunkt der Rechte aber nehmen 
wieder wirtschaftlich-soziale Bestimmungen ein. Der 
Einfluß der physiokratischen Schule tritt deutlich zu- 
tage, wenn die staatliche Aufsicht über physische und 
moralische Ausbildung, die Unterstützung Bedürftiger 
und der Schutz der Gesellschaft vor Korruption ,,et de 
rimmortalite des hommes pervers et d^bauch^s, qui 
peuvent s'y introduire" gefordert wird. 

An die Erklärung der Rechte schließt sich eine 
solche der Pflichten an. Sie konzentrieren sich in dem 
allgemeinen Gehorsam ,,depuis le pätre jusqu'au mo- 
narque" und in der Anpassung an das Gesetz. 

Bis hierher ist der Deklarationsinhalt der Broschüren 
also durchaus national, da der Kern der Rechte, die 
wirtschaftlich-sozialen Bestimmungen, den Einfluß der 
Physiokraten nicht verleugnen. Im Folgenden tritt nun 
zu den einheimischen Grundlagen als Quelle das englische 
Recht hinzu. Ein unbekannter Autor^) stellt den Be itz 



1) Cahier de la d^claration des droits du peuple; et contrat 
de Constitution de l'^tat. p. M. C. 1789. Lb»»2259. "; 

*) Ce que Ton aurait du faire, ou Clements essentiels pour 
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und die Sicherheit in den Mittelpunkt seiner naturrecht- 
lichen Prinzipien. Aber diese allgemeinen Rechte genügen 
ihm nicht. Aus ihnen folgert er vielmehr erst praktische 
Anwendungen: die Freiheit der Fabrikation, der Produk- 
tion und des Warentausches^). Er unterscheidet weiter- 
hin in jedem großen Staate die souveräne und die 
nationale Gewalt. Erstere besteht in der exekutiven und 
richterlichen, letztere in dem „consentement aux loix''. 
Zum Vergleiche werden die Institutionen Englands in 
bezug auf die legislative Gewalt herangezogen^). 

Zu den bisherigen Quellen tritt als neue außerdem 
noch das Naturrecht Rousseaus hinzu in einer 
größeren staatsrechtlichen Abhandlung des Marquis 
D u c h e s t^), die wohl erst während der Verhandlungen 
der Nationalversammlung erschienen ist. Die Gesell- 
schaft ist dem Verfasser aus einem Pakt hervorgegangen. 
Sie ist im Besitze aller Gewalten. Praktische Zwecke ver- 
langen jedoch ihre Teilung. Nur die Legislative behält 
sich die Nation selbst vor, denn jede Regierungsform ist 
fehlerhaft, „si la loi n*a pas le voeu gin^ral"^). Aber nur 
soweit geht der Verfasser mit Rousseau. Den weiteren 
Gedanken, daß der Gemeinwille nicht vertreten werden 
könne, suchen wir bei ihm vergebens. Aus praktischen 
Gründen hebt er vielmehr hervor: „il est impossible de 
connaitre le voeu g^neral d'un peuple trfes nombreux, 
il faut donc se contenter d'obtenir celui de ses Repr6- 
sentans." Seiner Natur entsprechend findet der Ver- 

concilier tous les intör^ts de la Nation, par rapport ä la Constitution 
pos6s sur une base convenable aux droits de I'homme et ä i'autorit^ 
du souverain. 1789. L b 3» 2253. 

1) ib. p. 5. 

*) ib. p. 25. 

') Essays sur lesPrincipes d'une bonne Constitution suivis du 
developpement d'un moyen pour opiner sans trouble et sans 
fermentation dans l'Assemb!6e des Etats- G6n6raux. p. le marquis 
Du ehest I. IL 1789. Lb»»1297. 

*) ib. I. p. 19. 
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fasser auch die paradoxe Redeweise Rousseau s 
nicht gerade lobenswert. Er meint vielmehr, daß der 
Einfluß dieses Autors als Redner etwa in der National- 
versammlung auf die Deputierten wohl höchst verderb- 
lich gewesen wäre, aber Rousseau als Schriftsteller 
,,ne pouvait Commander que la v6rit6"i). 

Wie bei den Physiokraten steht auch bei Du ehest 
das Besitzrecht „les propri6t6s individuelles'* im Mittel- 
punkt der Rechteerklärung. Es zerfällt in drei gesonderte 
Einzelrechte, nämlich Freiheit, Ehre und Besitz im 
engeren Sinne (les biens).^) Die sorgfältigen Bestim- 
mungen über das Steuerwesen zeigen, daß die Reform 
vorliegender Mißstände erstrebt wird. Die Minister sind 
verantwortlich. Nachdem der Verfasser diese Grund- 
lagen gelegt hat, verwahrt er sich dagegen, eine definitive 
Redaktion der Erklärung geben zu wollen, da nicht ein- 
mal ein Mensch, welcher das Genie Montesquieus^) 
und Rousseaus besäße, sich einer solchen Über- 
hebung schuldig machen dürfte. Alle diese Hinweise 
zeigen, daß der Verfasser die Bedeutung der beiden 
Großen seiner Zeit wohl erkannte, wie er sich auch in der 
englischen Verfassungsgeschichte trefflich bewandert 
erweist. 

Im folgenden fehlt den Broschüren das besondere 
wirtschaftliche Gepräge, das alle bisher behandelten 
kennzeichnete. Das Interesse an den einzelnen Rechte- 
forderungen ist vielmehr überall von der gleichen Stärke. 
Die Rechte selbst schöpfen ihren Inhalt vor allem aus 
den naturrechtlichen Theorien. In einer Anzahl von 

1) Essays II. p. 7 f. 

«) ib. I. p. 30. 

») Montesquien findet sich neben Rousseau vielfach erwähnt. 
Einen Kommentar zu seinen Schriften bietet, wie der Moniteur 
bemerkt, eine in Lüttich gedruckte Broschüre des Jahres 1789, 
die ,,alle Prinzipien der englischen Freiheit" behandelt. Vgl. 
R^impression de i'ancien Moniteur p. 602, Lettrss sur la libert^ 
politique avec des notes de Tabbd Pacot. ü^ge 1783 und 1789. 
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Erklärungen ist die Beziehung zu den heimischen Ver- 
hältnissen noch gewahrt, wie gewisse Bestimmungen 
zeigen, die sich als eine Abwehr herrschender Mißbräuche 
darstellen. Andererseits löst sich der Inhalt der Bro- 
schüren aber auch soweit von jedem Wirklichkeits- 
zusammenhang, daß die reine staatsphilosophische 
Theorie übrig bleibt. 

„Quels sont nos droits?" fragt ein Publizist, de 
Bourge mit Namen, und er antwortet mit einer Rechte- 
erklärung in 5 Artikeln^). Seine Rechte, die auf der 
Grundlage von Freiheit und Besitz aufgebaut sind, 
erinnern in ihrer Formulierung bereits stark an spätere, 
der Nationalversammlung eingereichte Pläne. Auch 
die Gleichheit, die des öfteren zu fehlen pflegt, hat einen 
Platz gefunden. „Tous les hommes doivent etre libres, 
£gaux et independans"^). Die Grenzen des Rechtes sind 
bestimmt durch dieselben Ansprüche der Anderen. Zu 
der Preß- ist die Versammlungs- und Petitionsfreiheit 
gekommen. Niemand darf seiner Freiheit und seines 
Lebens beraubt werden, ebensowenig auch seines Besitzes 
ohne eigene Zustimmung oder die seiner Repräsentanten. 
Das Verbot von Privilegien irgendwelcher Art ist sicher- 
lich direkt gegen französische Mißstände gerichtet. ,,11 
n'est rien de plus odieux et qui m6rite plus d'etre an^anti 
que les Privileges exclusifs de quelque espfece qu'ils 
puissent etre, soit p6cuniaires, soit honorifiques"^). 

Eine andere Broschüre*), welche zur Redaktion der 
cahiers anleiten will, stellt ebenfalls einige staatsrecht- 

^) Avis aux Electeurs des Assembl^es du 21. avril 1789. 
p. 11—14. Lb" 1506. 

*) Art. I. Die letztere Bestimmung könnte auf das amerika- 
nische „independenf' weisen, das aber hier wohl mehr gegen 
England gerichtet ist. Virg. I. Vermont I, New-Hampshir« I. 

») Avis Art. 4. 

*) Pr^cis pour servir ä ia r^daction du cahier des dol^ances de 
cette ville. (Paris) bei Chassin: op. cit. 11 1. p. 212. vom 1. Mai 1789. 

5 
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liehe Bestimmungen in den Vordergrund, die den Zu- 
sammenhang mit französischen Verhältnissen deutlich 
erkennen lassen. Der Verfasser beginnt die Reihe der 
Rechte mit Freiheit und Gleichheit. „Tous les hommes 
sont n6s libres et 6gaux en droits". Die Souveränität 
liegt in den Händen der Nation. Das Volk besitzt die 
legislative Gewalt und das Recht, die Steuern zu be- 
willigen. Gerade der Artikel vom Steuerwesen ist reich- 
lich bedacht. Aufnahmen von Anleihen durch die 
Regierung müssen bewilligt werden. Die Nation hat 
das Recht, sich in den Generalständen zu versammeln 
und die Verfassung zu revidieren. Denn die Stände 
haben die Macht, jede Gewalt zu binden „Her tout 
pouvoir et aucun pouvoir ne peut les lier". So ist auch 
hier die Beziehung auf die Zustände Frankreichs noch 
gewahrt. 

In den folgenden Schriften bildet das Naturrecht 
Rousseaus allein den Kern, der die sämtlichen 
Rechteforderungen in sich begreift. Insofern aber auch 
Rousseaus Theorien durchaus französisch sind und 
zum Gemeingut der Nation gehörten, steht auch hier der 
Deklarationsinhalt in direktem Zusammenhang mit den 
Gedanken des französischen 18. Jahrhunderts. 

Vollständig von Rousseau sehen Theorien durch- 
setzt ist eine Broschüre, die sich betitelt: „La Consti- 
tution ou Projet de d^claration des droits de Thomme 
et du citoyen" par Tauteur de Toffrande ä la Patrie^). 
Der Verfasser ist M a r a t , der „Die Gabe an das Vater- 
land'' Anfang 1789 publizierte. Der Titel der Schrift, 
welcher „Konstitution" und „Deklaration" gleichsetzt, 



1) La Constitution. Paris 1789. Lb»»7221. Das Projekt 
gleicht den späteren philosophisch gehaltenen Erklärungsplänen 
Die Datierung ist genau festzustellen, da die Broschüre erschien, 
als die Nationalversammlung bereits die strafrechtlichen und den 
Toleranzartikel behandelte, also um den 22. August (vgl. Pr6f. 
Anm. 2). 
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beweist aufs deutlichste, wie wenig klar die Stellung der 
Erklärung zur Verfassung im Bewußtsein der damaligen 
Publizisten noch war. Bei welchen Lehrern der Ver- 
fasser in die Schule gegangen ist, zeigen gleich im Ein- 
gang einige nicht mißzuverstehende Bemerkungen: ,,Si 
Montesquieu et Rousseau", sagt M a r a t , „ötaient 
encore parmi nous, ce que la Nation pourrait faire de 
mieux, serait de les prier ä genoux de leur donner une 
Constitution; et cette Constitution serait tout ce que 
le g^nie, la sagesse, la vertu pourraient faire de plus par- 
fait"^). Im folgenden werden denn auch Rousseaus 
Gedanken vom Gesellschaftsvertrage vorgetragen^). 
Jeder Mensch empfängt von der Natur Bedürfnisse und 
eine unbegrenzte Eigenliebe. Sie ist die Quelle von 
Kämpfen, welche den Naturzustand beunruhigen. Denn 
der Mensch hat das Recht, sich zu verteidigen und alles 
zu seinem Unterhalt und Glück Notwendige sich zu ver- 
schaffen. Er ist Herr einer unbegrenzten Freiheit. Kann 
er seine Bedürfnisse nicht mehr befriedigen, so nimmt 
er von dem Überfluß eines anderen. Damit ist der 
Kampfzustand geschaffen. 

Die Sehnsucht nach Frieden führt endlich dazu, 
einen „Pacte social" abzuschließen^). Die Mitglieder der 
Gesellschaft verzichten auf ihre natürlichen Rechte 
„pour jouir de leurs droits civils". Diese Rechte des 
Bürgers sind: persönliche Sicherheit, individuelle Frei- 
heit und Besitz*). Sie sind zugleich die Schranken des 
Souveräns. Was versteht der Autor unter diesem Begriff, 
und wer verkörpert ihn? Natürlicherweise ist die ab- 
solute Souveränität das Resultat des Allgemeinwillens, 
ihr Träger die Nation. Denn es ist dem Verfasser mit 
Rousseau undenkbar, daß das Volk als Gesamtheit 

^) La Constitution, p. 2. 

«) ib. p. 6 f. 

») ib. p. 9 f. 

*) Vgl. Contrat Social II. c. 4, 
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gefaßt jemals sein eigenes Übel will „se vendre ou se 
trahir*'. Da nun jeder Bürger ein Glied des Souveräns 
ist, besitzt er auch das Stimmrecht. Die Repräsen- 
tation des Gemeinwillens wird zwar gegen Rousseau 
angenommen, jedoch ist die Autorität der Repräsentanten 
nur eine sehr beschränkte, denn das Volk hat das Recht 
„de reviser leur travail et de sanctionner les loix, qu'ils 
auront faites." Für einen großen Staat verwirft aber der 
Verfasser die demokratische Republik überhaupt. Hier 
lenkt er mit Rousseau zur Monarchie, als der an- 
gemessensten Regierungsform, zurück. Dementsprechend 
wird die ausführende Gewalt einem Könige übertragen. 
Die Minister sind verantwortlich. Als Preis für die Vor- 
teile der Gesellschaft, die „süret6 de leur personne, de 
leur liberte, de leur honneur, de leur fortune", wird eine 
Steuer erhoben. Die Gesellschaft duldet alle Religionen, 
ausgenommen diejenigen, welche sie schädigen^). 

Die Pflichten des Bürgers, die der Autor folgen 
läßt, sind zum Teil nur eine Wiederholung obiger Rechte, 
so etwa der Tribut an den Staat. Hinzu kommt die 
Hilfe für alle Unterdrückten und als letzte und höchste 
Pflicht die Liebe zum Vaterlande. 

Der Einfluß Rousseaus ist auch in einer Broschüre 
des Exjesuiten C^rutti deutlich zu beobachten^). Man 
könnte zweifeln, ob das Werk auch an der richtigen Stelle 
Erwähnung fände, denn der Titel spricht von der „Con- 
stitution fran9aise''. Wie allgemein jedoch dieser Begriff 

^) La Constitution p. 58. 

*) Vues g6n6rales sur la Constitution fran9aise ou expos6 des 
droits de rhomme dans Tordre natural, social et monarchique par 
M. arutti. Paris 1789. Lb»M278. 

C^rutti (1738—92), Professor am Jesuitenkolleg in Lyon, 
war einer der letzten Mitglieder des Ordens, dessen Apologie er 
schrieb. Beim Ausbruch der Revolution wurde er einer der 
eifrigsten Verfechter der neuen Ordnung und stand in enger Ver- 
bindung mit Mirabeau. 1791 wurde er in die gesetzgebende Körper- 
schaft gewählt. 
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gefaßt ist, möge die Definition zeigen. Die Verfassung 
ist nämlich nichts weniger als das Recht jedes Men- 
schen „devenu le droit commun"^). Es wäre zu weit- 
läufig, dem Verfasser zu folgen, der den Menschen von 
seinem ersten Sein an durch den Naturzustand bis hin 
zu der monarchischen Regierungsform begleitet. Die 
Nation ist Souverän. Ihr gehört die erste der „sociafen 
Gewalten**, das Recht der Gesetzgebung. „La faculte 
legislative dopend de la volonte generale, qui serait 
alteree ou mfime interceptöe, si quelques volontis par- 
ticuliferes dominaient ses organes***). Auf englischen 
Einfluß deutet vielleicht die Erwähnung der habeas- 
corpus-Akte, wenn der Verfasser nämlich die „liberti 
personnelle ou la loi „habeas-corpus** als die einzige 
Garantie des Schwächeren dem Mächtigen gegenüber 
bezeichnet'). 

Einen eigenartigen Gegensatz zu den Rousseau- 
schen Theorien bildet der „Versuch über die Men- 
schenrechte"*) von einem strengen Rationalisten. Der 
Titel sagt bereits, daß es sich um einen philosophischen 
Essay handelt. Die Kunst zu regieren ist dem Ver- 
fasser die Kunst, die Menschen glücklich zu machen. 
Dazu bedarf es vor allem einer genauen Kenntnis ihrer 
Rechte, ihrer Bedürfnisse, ihres Geisteslebens''). In 
allem, was ist, muß man sich an die Vernunft halten. 
Sie und nicht der Wille macht das Gesetz. Die Ver- 
nunft allein ,,et non la volonte meme g6n6rale comme 
on la dit jusqu'ici. . .^) a le droit de Commander ä tout 

^) Vues generales p. 21. 

«) ib. p. 58. 

») ib. p. 117. 

*) Essay sur ies droits des hommes, des citoyens et des 
Nations; ou Adresse au roi sur Ies Etats- G6n6raux et ies Principes 
d'une bonne Constitution. 1789. Lb»»2260. 

') ib. p. 2. 

") Neben Rousseau hatten besonders Mounier (Consid6rations 
sur le gouvernement) und Condorcet (Reflexions sur ies pouvoirs 
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le monde*'. Aber wenn es weiter heißt: „la raison ge- 
nerale, comme la plus süre, fait la loi*S so ist damit doch 
nicht im Gegensatze zu Rousseau etwas vollkommen 
Neues gewonnen, sondern nur der Willensausdruck 
durch die Gesamtheit der seelischen Funktionen, die 
Vernunft, ersetzt worden. Diese aber äußert sich ihrer- 
seits doch durch den Willen. Die Freiheit ist zwar das 
heiligste, unverletzlichste Recht, jedoch wird allen 
Bürgern eine strenge Unterordnung unter das Gesetz 
zur Pflicht gemacht. Nur gegen willkürliche Gewalt 
ist Widerstand gestattet, ja sogar durch das Gesetz 
autorisiert. 

Noch origineller und ohne jeden Zusammenhang 
mit irgendeiner der behandelten Theorien ist das Pro- 
dukt eines „Representant de la Philosophie", wie er sich 
selbst nennt, der den Ehrgeiz besitzt, abschließende 
Reflexionen über die Menschenrechte geben zu wollen^). 
Das Datum dieser Schrift ist sehr spät anzusetzen, da, 
wie der Verfasser selbst sagt, darin alle der Versamm- 
lung eingereichten Pläne benutzt und einige auch be- 
urteilt worden sind. Es würde zwecklos sein, den vagen, 
naturrechtlichen Inhalt wiederzugeben, der in pathe- 
tischer Sprache, unter Anwendung zahlreicher Wort- 
spiele und historischer Abschweifungen das Menschen- 
geschlecht von seinen ersten Tagen bis zur Gegenwart 
zu führen unternimmt. Erwähnt sei nur, daß der Ent- 
wicklungsgang des Individuums nach der Meinung 
des Verfassers folgende sechs Stufen durchläuft: Zu- 
nächst die Anhänglichkeit an seine Familie und an 
seine Jugendgespielen, dann die Neigung zu dem ande- 
ren Geschlecht, die Liebe zu seinen Kindern, seinem 



et Instructions ä donner) die Gesetze als Ausdruck der „volonte 
g^n^rale" definiert. Vgl. Chassin: op. cit. I p. 173. 

^) Les soixante articles ou reflexions finales sur les droits 
de rhomme, du citoyen et du monarque. Paris 1789. L b »• 2257. 
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Vaterlande und schließlich die Achtung vor diesem 
„fantome imposant, Topinion publique". 

Der Überblick über den Inhalt einer Reihe pri- 
vater Broschüren, die sich mit der Frage der Rechte- 
erklärung beschäftigen, lehrt also deutlich, daß ihre 
Autoren diese Frage nicht unter dem Eindrucke irgend 
eines fremden oder gar spezifisch amerikanischen Er- 
eignisses oder Vorbildes aufrollen. Nicht weil in den 
einzelnen Staaten der neuen Welt bills of rights er- 
schienen sind, wird die Deklarationsfrage für diese 
Publizisten aktuell. Sondern indem sie sie behandeln, 
fußen sie auf der heimischen, nationalfranzösischen 
Vergangenheit. Von ihr gehen sie aus, um durch ver- 
schiedene Stadien hindurch den Deklarationsinhalt 
zu entwickeln. Solange nun die Rechte als Rechte 
des französischen Volkes aufgefaßt werden und somit 
nur eine national eingeschränkte Giltigkeit verlangen, 
werden sie durchweg einfach dem heimischen, fran- 
zösischen Rechte selbst entnommen. Aber schon auf 
dieser Stufe begegnet man als zweiter Quelle neben 
dem historischen dem Naturrecht. Ja, man fängt 
an — nach dem Vorbilde der Parlamente — dieses 
mit jenem gleich zu setzen. Immer aber bleibt bei der 
ersten Gruppe der Broschüren das historische Recht 
die wesentliche Grundlage. 

Da das Naturrecht nun aber seinem Wesen nach 
über die nationalen Schranken hinausdrängt, so kann 
es nicht auffallen, daß innerhalb einer zweiten, inhalt- 
lich natürlich radikaleren Gruppe von Broschüren das 
historische Recht vom Naturrecht allmählich aufge- 
sogen wird, und daß Individualrechte des Menschen 
schlechthin an die Stelle der Kollektivrechte des fran- 
zösischen Volkes treten. 

Wie man sieht, handelt es sich bei dem Gedanken- 
fortschritt dieser populären Literatur um eine von 
außen her, von nicht französischen Einflüssen im all- 
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gemeinen unberührte Entwicklung. Für die erste Quellen- 
gruppe bedarf das keines Beweises. Bei der zweiten 
wird das historische, französische Recht allerdings 
immer mehr ausgeschieden. 

Aber dadurch ist der Zusammenhang mit den 
heimischen Verhältnissen nicht gelöst. Denn auch 
in denjenigen Erklärungen, deren Artikel eine Gültig- 
keit für alle Menschen beanspruchen, liefern national- 
französische Theoretiker die Quellen. Die Forderung 
der spezifisch französischen „d^claration des devoirs" 
und das starke Hervortreten der ökonomischen Be- 
stimmungen zeigt, wie tief der Inhalt dieser Gruppe 
von Broschüren im nationalen Leben wurzelt. Die 
Lehre der Physiokraten wird für die besitzrechtlichen 
Artikel, die Entfaltung aller körperlichen und geistigen 
Fähigkeiten, die Freizügigkeit, freie Produktion u. a. 
in Anspruch genommen. Und auch wo der Inhalt der 
Broschüren diese offenkundige Beziehung auf die hei- 
mischen Verhältnisse vermissen läßt, treten andere 
Anzeichen an die Stelle, welche beweisen, daß die 
Forderungen der Broschüren eine Abwehr in Frank- 
reich selbst herrschender Schäden bezwecken. Ja, 
selbst wo der Inhalt 'der Erklärungspläne dem Natur- 
recht entnommen ist, bleibt er zumeist national-franzö- 
sisch, weil der französischen Staatsphilosophie Rousseaus 
entlehnt. Besonders die allgemeinen Definitionen der 
Rechte stammen von Rousseau. Die Mehrzahl der 
Publizisten steht auf dem Boden der naturrechtlichen 
Vertragslehre und der Theorien Rousseaus über Volks- 
souveränität und Gesetz. 

Die in diesem Kapitel in einer Auswahl auf ihren 
Deklarationsinhalt untersuchten außer- und vorpar- 
lamentarischen Flugschriften sind von Jellinek als 
weitere Stütze seiner These nicht herangezogen worden. 
Unsere Erörterungen haben gezeigt, daß sie dieser 
These in der Tat nicht zur Stütze dienen können. Denn 
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niemals begegnen wir in dieser ziemlich weitschichtigen 
Literatur den einzelstaatlichen Erklärungen Amerikas 
als Vorbildern. 

Einmal ist die Tatsache überhaupt, daß die fran- 
zösischen Flugschriften Rechteerklärungen fordern und 
verfassungsgemäß garantieren lassen wollen, offenbar 
nicht durch jenes amerikanische Beispiel veranlaßt 
worden. Die Frage nach der Existenzabhängigkeit 
ist also mangels aller direkten Zeugnisse für die Bro- 
schüren zunächst gegen Jellinek zu entscheiden. 

Ein Vergleich zwischen dem Deklarationsinhalt 
der Broschüren und den einzelstaatlichen amerikanischen 
Erklärungen läßt vielmehr die weitgehendsten Unter- 
schiede zwischen den beiden Quellengruppen erkennen, 
die sich dann sofort bei den cahiers, bei den parlamen- 
tarischen Debatten und Projekten in ähnlicher Weise 
wiederholen. Auf der einen Seite bemerkt man ein be- 
deutsames nationalfranzösisches Plus, vor allem auf 
dem Gebiete der Wirtschafts- und Finanzpolitik, nicht 
minder aber auch in den spezifischen Anleihen aus der 
französischen Staatsphilosophie. Auf der anderen Seite 
geben diese französischen Rechtetafeln aber auch viel 
weniger als ihre angeblichen amerikanischen Vorbilder, 
vor allem auf rein juridischem Gebiete. 



IV. Der Deklarationsinhalt der Cahiers % 

Das Quellenmaterial dieses Kapitels entstammt 
zum Teil noch der älteren Sammlung der cahiers in den 
„Archives Parlementaires" von Mavidal und Laurent 
(1787—1860) Serie I. T. I— VII. Paris 1878. (cit. als 



^) Vgl. die allgemeinen Werke: L6on de Poncins; Les ca- 
hiers de 89 ou les vrais principes lib^raux. Paris 1887. Ferner: 
Champion: la France d'aprfes les cahiers de 1789. Paris 1897. 
cap. III. E. Zweig: Pouvoir Constituant p. 215 ff. 
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A. P.«) In letzter Zeit wandte sich jedoch vor allem 
Brette gegen die Herausgeber, da sie unechte 
Dokumente aufgenommen hätten und solche, die 
nicht unter den Begriff „cahier" fielen i). 

Von der im Erscheinen begriffenen Neuausgabe der 
cahiers in der „CoUection de documents inidits sur 
THistoire 6conomique de la Revolution Fran^aise'' 
konnten wir folgende Sammlungen benutzen: Cahiers et 
Dol^ances: 

Du Bailliage d'Orl^ans p. p. C. Bloch I. Orleans 

1906. II. 1907. 

Du Bailliage de Chälons-sur-Marne p. p. G. Laurent. 
I. Epernay 1906. 

Du Bailliage des Gineralites de Metz et de Nancy, 
p. p. Ch. Etienne. I. Nancy 1907. 

Du Bailliage de Cotentin. p. p. E. Bridrey. I. Paris 

1907. II. 1908. 

De la Sinechaussee d'Angouleme et du Siege Royal 
de Cognac. p. p. P. Boissonnade. Paris 1907. 

De la S6n6chaussee de Marseille, p. p. J. Fournier. 
Marseille 1908. 

Des Paroisses du Bailliage de Neufchätel-en-Bray, 
secondaire du Bailliage de Caux. p. p. E. Le Parquier. 
Rouen 1908. 

Du Bailliage de Blois et du Bailliage secondaire de 
Romorantin. p. p. le Dr. F. Lesueur et A. Cauchie. II. 
Blois 1908. 



1) Brette: les cahiers de 1789 et les „Archives Parlemen- 
taires". R^v. Fran^. 47, 1904 p. 5 ff.; ders; Recueil de Documents 
relatifs ä la convocation des Etats- G6n6raux de 1789. I. Paris 
1894. XCII ff. 

Ebenso Aulard: Quels sont les cahiers de 1789, qui nous 
manquent? R6v. Fran9. 29, 1895 p. 150 ff. 
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Du Bailliage de Sens. p. p. C. Porte. Auxerre 1908. 

De la S^n^chaussee de Nimes. p. p. E. Bligny-Bon- 
durand. I. Nimes 1908. 

Des Paroisses du Bailliage de Cany. p. p. C. Romain. 
Rouen. 1909»). 

Während jellinek die Broschüren als Stützen 
seiner Theorie nicht benutzt hat, verweist er ausdrück- 
lich auf die cahiers und behauptet von ihnen nicht minder 
als von der Endredaktion der Erklärung die amerikanische 
Beeinflussung. 

Diese Behauptung läßt sich aber nur beweisen, 
wenn — natürlich auf Grund eines einigermaßen voll- 
ständigen Materials — gezeigt wird, daß der Deklara- 
tionsinhalt der cahiers mit den einzelstaatlichen ameri- 
kanischen Erklärungen sowohl in formaler wie in mate- 
rieller Beziehung, wenn nicht durchweg, so doch öfters 



M Es kommen weniger in Betracht kleinere Aufsätze in der 
,, Revolution Fran^aise", welche vorwiegend die wirtschaftliche 
Bedeutung der cahiers betonen. Vgl. R6v. Fran^. 39, 1900 p. 
427 ff. 44, 1903 p. 481 ff. 47, 1904 p. 28 ff. A. Wahl sucht das 
Zutrauen zu den cahiers zu erschüttern, indem er nachweist, daß 
zahlreiche keinen originellen Inhalt besitzen, sondern auf ein 
gemeinsames Modell zurückgehen. Vgl. Studien zur Vorgeschichte 
der franz. Revolution, 1901. I. Die cahiers der ländlichen Ge- 
meinden von Paris-hors-les murs. Den Quellenwert der cahiers 
erkennen immer noch mit Recht gegenüber Wahl an: H. Glagati 
Hist. Zeitsch. 93. 1904 p. 511 f., A. Onou: La valeur des cahiers 
de 1789 en point de vue ^conomique et social. R6v. Fran^. 49. 
1905. p. 385 ff. Vgl. auch Sagnac: les cahiers de 1789 et leur valeur 
R^vue d'hist. mod. et contemp. 8. 1906—07 p. 330 f. Über die 
Geltung der cahiers als imperativer Mandate siehe: Brette: Les 
cahiers de 1789 consid^r^s comme mandats imp6ratifs. R6v. 
FranQ. 31. 1896. p. 123 ff. Daß die cahiers als imperative Mandate 
von den Deputierten aufgefaßt wurden, zeigt ihre Redaktion und 
zahlreiche Erwähnungen in der Debatte (trotz des Antrags Talley - 
rand. Sitzung v. 7. Juli. A. P. VIII p. 203). Vgl. L6on dePoncins: 
op. cit. p. 155. Über die taktischen Beweggründe der Versamm- 
lung, Picot: Histoire des ttats-G6n6raux 2. A. Paris 88. III. 
p. 98, zuletzt Zweig Pouvoir Constituant p. 222 u. 239. 
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und in wichtigen Hauptsachen übereinstimmt oder sich 
wenigstens nahe berührt. 

In formaler Beziehung erwartet man also in den 
cahiers vor allem die formale Haupteigenschaft der 
amerikanischen Quellen, nämlich die deutliche Trennung 
einer einleitenden Rechtetafel von der Hauptmasse der 
Verfassungsbestimmungen, die klare Unterscheidung von 
d^claration und Constitution. 

Nicht minder müßte aber auch der Inhalt der beiden 
Quellengruppen sich wenigstens in den entscheidenden 
Punkten berühren. 

Am beweiskräftigsten wäre es endlich, wenn in den 
cahiers etwa direkte äußere Zeugnisse über die Abhängig- 
keit von Amerika zutage träten. 

Die genauere Prüfung der cahiers aber kann keinen 
dieser drei Wünsche erfüllen. Sie führt vielmehr im Hin- 
blick auf alle drei zu einem völlig negativen Ergebnis. 

Das kann unmöglich ein Zufall sein. Man wird viel- 
mehr durch das induktiv aus den cahiers gewonnene 
negative Resultat sofort dazu veranlaßt, auch hier der 
wirklichen Charakteristik und der wirklichen Ent- 
stehungsgeschichte des Deklarationsinhalts der cahiers 
sorgfältiger nachzugehen. 

Es wird deshalb in Anlehnung an die vorhin bezeich- 
neten Wünsche die Aufgabe eines ersten Teiles sein, den 
Nachweis zu führen, daß die klare Unterscheidung 
zwischen Constitution und diclaration keineswegs ein 
ursprüngliches Merkmal der cahiers ist, daß in ihnen die 
Reklamation der Rechte zunächst vielmehr in den ver- 
schiedensten Formen und unter den verschiedensten 
Überschriften erfolgt. 

An diese grundlegende formale Untersuchung schließt 
sich in einem zweiten Teile eine Inhaltsanalyse der in den 
cahiers vorhandenen Rechtetafeln. Schon hier wird sich 
zeigen, daß entscheidende Anklänge an die amerika- 
nischen Rechtetafeln nicht vorhanden sind, daß der 
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Inhalt der französischen Quellen vielmehr auch hier 
wesentlich französisch bestimmt ist. 

Ein Schlußteil braucht dann nur noch diese ein- 
heimischen Quellen, z. T. auch mit Hilfe äußerer Zeug- 
nisse der cahiers genauer zu bezeichnen. 

Das Kapitel über die Menschenrechte in der Publi- 
zistik hatte ein entwicklungsgeschichtliches Fortschreiten 
in den verschiedenen Arten der Rechteforderungen auf- 
gewiesen. Die Rechte der französischen Nation waren 
nach vielfachen Umwertungen zu den allgemeinen 
Rechten des Menschen und des Burgers überhaupt 
geworden. 

Es besteht nun ein durchgehender Parallelismus 
zwischen dem Deklarationsinhalt der Publizistik und 
dem der zu behandelnden cahiers. Auch hier läßt sich 
dieselbe Entwicklung in all ihren Stufen bis zu dem 
genannten Endziele hin schrittweise verfolgen. 

Um zunächst eine formale Charakteristik des 
Deklarationsinhalts der cahiers zu ermöglichen, was 
gleichbedeutend ist mit der Antwort auf die Frage: in 
welchem Verhältnisse stehen Constitution und declara- 
tion? — möchte man vielleicht die „konservativen" 
cahiers, die lediglich die Aufrechterhaltung der alten 
Verfassung verlangen, ausscheiden. Und in der Tat 
fehlen in diesen cahiers die Rechtetafeln durchweg noch, da 
sie den Interessen der privilegierten Stände (der geistigen 
Väter dieser cahiers) widersprechen^). Allein gelegentlich 
werden doch selbst in diesen cahiers besondere ,, Rechte" 
gefordert, so das auf Freiheit und Besitz^). Aber natür- 
lich werden diese Rechte von der „Verfassung", welche 



1) A. P. II p. 479, 582, 66, Laurent I. p. 822 (1). Vgl. auch 
Zweig: Pouvoir Const. p. 221. Anm. 3. 

«) Z. B. Lesueur u. Cauchie: II. p. 404 (9) A. P. I. p. 766. 
Nobl. d'Amont, A. P. II. p. 376. Clerus v. Bleis: le clerg6 n'a 
jamais pensä, que la Constitution du royaume eüt besoin de r6- 
forme. Trotzdem wird das Recht auf Freiheit u. Besitz verlangt. 
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hier im wesentlichen die „alte" ist, nicht losgelöst, sondern 
sie erscheinen als ihr Bestandteil. 

Aber erst wo das Verlangen nach einer neuen Ver- 
fassung hervortritt, wird auch der Wunsch nach einer 
geschützten Rechtesphäre brennend. Mit Recht hat 
man schon früher hervorgehoben, daß der Wunsch nach 
Verfassung auch den Wunsch nach einer Rechteerklärung 
auslöst, daß die Beratung der einen Materie leicht auf 
die der anderen überspringt. Noch die parlamentarische 
Debatte über die Menschenrechte macht das deutlich^). 
Stellte man sich erst auf den Standpunkt, daß für Frank- 
reich eine neue Verfassung, eine Verfassung überhaupt 
nötig sei, dann mußte man die Deklarationsfrage alsbald 
weit energischer als in den konservativen cahiers in 
Artgriff nehmen. 

Es kam vor allem darauf an, Untertanenrechte neben 
denen des Herrschers zu begründen, und zwar sollte diese 
Abgrenzung nicht wie bisher bei der Strittigkeit alles 
überlieferten Rechts eine unsichere, nach den Macht- 
verhältnissen wechselnde, sondern eine scharf markierte 
sein. Noch wußte man nicht, worin die Rechte bestanden, 
die man zu erwerben gedachte, in welche gemeinsame 
Form man sie bringen wollte, und ob es nötig sein würde, 
den Abschnitt über die Rechte von der eigentlichen \^er- 
fassung loszulösen und als selbständige Größe ihr vor- 
anzustellen. Über das Verhältnis von d6claration und 
Constitution sind die cahiers zunächst noch ganz im 
Unklaren. Ebensowenig gelingt es ihnen sofort, die 
Rechte formell eindeutig auszudrücken und unter eine 



») Walch p. 36 II. ö. Mit Recht schließt Waich sein I. Kapitel 
mit der Einsetzung der Verfassungskommission am 14. Juli. Der 
Grund für die Koinzidenz von Verfassungs- und Erkiärungsdebatte 
liegt offenbar in ihrer Abhängigkeit von den cahiers. Das wird 
bei Walch nicht klar, weil er die cahiers nur im Anschluß an den 
Bericht der Clermont-Tonnfere (A. P. VIII. p. 283 f.) ganz äußerlich 
erwähnt. 
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stereotype Oberschrift zu bringen. In formaler Be- 
ziehung ist für die cahiers nicht Klarheit und Bestimmt- 
heit bezeichnend, sondern das Gegenteil: ein unsicheres 
Tasten. Warum dies, wo man doch das schöne, weil 
formal klare und eindeutige amerikanische Vorbild an- 
geblich benutzen wollte? 

Indem nun die cahiers eine Verfassung, eine Charte 
Nationale^) verlangen, erheben sie zunächst die Forderung, 
daß innerhalb dieser Verfassung zwischen den Königs- 
und den Volksrechten eine scharfe Grenze gezogen werde. 
Den Rechten „du Rot, du tröne, du souverain, du 
monarque, du prince'* auf der einen, stehen die „droits 
de ses sujets, de la nation, du peuple'* auf der anderen 
Seite gegenüber^). 

Aber die cahiers haben, indem sie die Zweiteilung 
in Volks- und Königsrechte empfehlen, noch keineswegs 
das letzte Wort gesprochen. Noch sind sie zwar weit 
entfernt von der Forderung einer besonderen Rechte- 
tafel außerhalb der Verfassung. Die Rechte erscheinen 
formell zunächst noch durchaus innerhalb des Rahmens 
der Verfassung. Aber sie werden unter naturrechtlichem 
Einflüsse bald nicht mehr auf das bestimmte französische 
Volk, sondern auf die Einzelmenschen im allgemeinen 
bezogen, d. h. ihres kollektiv-nationalen Charakters ent- 
kleidet und individualisiert. 

Diese erste Gruppe fortschrittlicher cahiers macht 

•) über die Vieldeutigkeit dieses Ausdrucks siehe : H. v. Sybei : 
op. cit. p. 73. 

«) Vgl. A. P. n. p. 50, 182, 204, 214, 319, 392, 397, 486, 
604, 670, 739, III. p. 48, 54, 57, 66, 295, 304, 471, 526, 570, 590, 
596; IV. p. 94, 557, V. p. 720. VI. p. 644. Ebenso: Chassin: 
IV. p. 156 (5) Romain: p. 92 (3) 117 f. 

Bridrey I p. 242, 765. II. p. 14, 51, 145, 458 (7) 465 (2), 
472, 496 (10) 523 (1), 555, 557, 723 (3), Le Parquier: 23, 134 (3), 
136 (2), 169 (2); Lesueur u. Cauchic II. p. 317, 321 (9). Por^e 789, 
Bligny-Bondurand I. p. 42. 491 (4), 356 (4), 377 (5). Bloch 
1. p. 75, 159, 284, 503, 783. II. p. 27, 85. 
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also einen zwiespältigen, unklaren Eindruck. Einerseits 
werden die Rechteforderungen formal allerdings noch 
nicht von den Verfassungsforderungen getrennt. Anderer- 
seits werden sie aber doch bereits naturrechtlich ver- 
allgemeinert, so daß sie fast wie ein Fremdkörper in der 
Verfassung erscheinen. Die Folge ist natürlich, daß die 
Rechte auf dieser Stufe noch einer zusammenfassenden 
Benennung und übersichtlichen Gliederung entbehren. 
Hie und da tauchen die Rechteforderungen unter den 
Verfassungsforderungen auP). Declaration und Consti- 
tution bilden noch eine unübersichtliche Masse. Gleich- 
wohl ist der Deklarationsinhalt schon auf dieser 
Stufe so reich entwickelt, daß die meisten Artikel 
der Endredaktion schon hier erscheinen, was so häufig 
vorkommt, daß es keiner Belege bedarf. 

Der Widerspruch zwischen Form und Inhalt, wie 
er für diese Stufe z. T. bezeichnend ist, drängt nach 
einem Ausgleich. Bei der Allgewalt des Naturrechts ist 
es nicht wunderbar, daß es mit Erfolg eine Umgestaltung 
der Deklarationsform erstrebt. In ihrer ganz allgemeinen 
Bedeutung wachsen die Naturrechte über den Rahmen 
einer französischen Verfassung weit hinaus. Sie sind 
giltig für alle Völker und für alle Länder und können sich 
also nicht damit begnügen, nur Bestandteile einer 
französischen Verfassung zu sein. 

Es ist unvermeidlich, daß sie sich von ihr trennen 
und sich zugleich selbst in der Form deutlich zusammen- 
fassen und gliedern. Zu den Grundrechten der Freiheit 
und des Eigentums gesellen sich bald andere, die man 
für ebenso allgemein giltig hält. Sie alle dürfen nun nicht 
mehr hie und da unter die Verfassungsforderungen 
gemischt, sondern müssen in einem besonderen Abschnitt 
ausgesprochen werden. 



^) Vgl. z. B. Fournier p. 20, Lesueur-Cauchie II. p. 211 (3). 
Bridrey II. p. 632. Bloch II. p. 128 und 216. 
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Zwar geschah der entscheidende Schritt noch nicht 
sofort, der Zusammenhang mit den Verfassungsforde- 
rungen wird noch nicht gebrochen. „Tout ce qui intiresse 
essentiellement la propriit^ et la libert^, ces premiers 
droits de Thomme, ant^rieurs ä toute sociit^, ne doit 
etre sipare de la Constitution"*)- Aber, so heißt es 
weiter: „Die Verfassung existiert einzig und allein, um 
sie zu schützen/' Damit scheint doch bereits ein kleiner 
Schritt aus dem Rahmen der Verfassung hinaus getan 
zu sein. Was ehedem Bestandteil der Verfassung, d. h. 
Gesetz war, wird nunmehr unter den Schutz des Gesetzes 
gestellt. Es sind, wie bemerkt, vor allem die natürlichen 
Rechte, die diese Ausnahmestellung erwerben, besonders 
das Recht auf Freiheit, Besitz und Sicherheit^). Zu 
ihnen treten bald andere hinzu, insbesondere die Garantie 
des Lebens und der Ehre, sowie die Freiheit der Presse. 

Der Unterschied dieser Forderungen von den 
früheren ist also der: Verlangte man ehedem das Recht 
der Freiheit als Gegenstand der Konstitution, so fordert 
man es jetzt nicht mehr als unter die Gesetze einzu- 
reihende Bestimmung, das widerspricht seinem Wesen, 
sondern man drückt sich vorsichtiger aus, man fordert 
nur die gesetzliche Sicherung, den Schutz des „Ge- 
setzes*' für das „Recht". 

Der für die Charakteristik der französischen De- 
klarationsform so bezeichnende Ausscheidungsprozeß, 
die Loslösung der declaration von der Constitution, 
wird nun aber weiter noch dadurch beschleunigt, daß 
selbst die „historischen" Rechte die Neigung haben, 
aus der Verfassung auszuscheiden und sich den natür- 
lichen Rechten anzuschließen*). Die von den cahiers ge- 

M A. P. IL p. 100. 

«) A. P. I. p. 700, ni. p. 684, 685, V. p. 557, VI. p. 9, 308. 
Bridrey I. p. 693, Etienne I p. 601. Bligny-Bondurand I. p. 562. 

») A. P. I. p. 693. 744, III. p. 161. Fournier p. 414, Bligny- 
Bondurand I. p. 449 u. 510. 
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förderten „historischen** Rechte sind ja damals nichts 
Neues. Die Parlamente haben sie längst gefordert; 
und schon die Parlamente haben sie nicht nur als un- 
veränderlichen Kern der Verfassung, also als Bestand- 
teile der Verfassung bezeichnet, sondern doch schon 
gegenüber anderen Einzelbestimmungen zu einer be- 
sonderen Gruppe von „Fundamentalgesetzen", ,, Grund- 
lagen der Verfassung**, legislativen „Prinzipien** und 
,,Maximen"\) vereinigt und jenen anderen Bestimmungen 
gegenüber, den lois constitutionnels, als lois consti- 
tutives besonders benannt und damit verselbständigt. 

Die entscheidende Anregung zu dieser Verselb- 
ständigung wird von dem Inhalt der „Fundamental- 
gesetze'* geliefert. 

Es erscheinen darunter die bekannten Natur- 
rechte und allgemeinsten verfassungsrechtlichen An- 
sprüche, vor allem die Mitwirkung an der Gesetzgebung, 
das Steuerbewilligungsrecht und die Ministerverant- 
wortlichkeit. Derartige Grundlagen sollen anerkannt 
werden, so sagt etwa das cahier des 20. Departements 
von Paris „en vertu de la d^claration solemnelle de 
Sa Majest6 et des droits de la Nation".^) Die Funda- 
mentalgesetze sind zwar identisch mit den Rechten 
der Nation, dem einen Teile der Verfassung, der im 
Gegensatze zu dem die Rechte des Königs behandeln- 
den geplant wird; aber zugleich bilden sie doch schon 
eine eigene „Charte formelle**, „qui servira ä Tavenir 
de base ä la Constitution'**). Damit deckt sich bereits 



1) Chassin IV. p. 398, Bloch IL p. 60, Bridrey II. p. 51, 
A. P. IV. p. 730, ferner A. P. IL p. 542, IIL p. 21. 123, 179, 721 
V. p. 315, VI. p. 166, 702. L p. 310, 379, 618, 658, 704, 789.J 
Chassin IL p. 260, 261, 265, 275, 278, 284, 285, 286, 287, 462. 
IIL p. 314. Por6e p. 256. 

*) Chassin IL p. 289. 

») A. P. IL p. 576. 
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die Bedeutung der späteren „d^claration des droits", 
die ja auch als Grundlage der Verfassungsgesetze ge- 
dacht ist. 

Auf der letzten Stufe der Entwicklung vollzieht 
sich endlich die völlige Identifikation der ,, Funda- 
mentalgesetze" mit den Artikeln der Rechterklärung. 
Eine Anzahl von Beispielen möge das deutlich machen. 
In dem cahier des Pariser Distriktes „des filles-Saint- 
Thomas"') heißt es: Die französische Nation wird ihre 
Schuld nicht eher konsolidieren, als bis ihre Rechte 
feierlich erklärt sind. Ein Projekt in Artikeln folgt, 
das mit dem Satze schließt: Die Nation hat beschlossen 
„que les droits precidemment 6nonc6s seront les bases 
de la Constitution future**. Ebenso identifiziert der 
Adel von Paris hors les murs die „droits essentiels de 
toute Nation libre" mit den „principes fondamentales 
de toute bonne Constitution"^), nur daß hier bereits 
eine Verallgemeinerung der nationalen Rechte ein- 
getreten ist. 

Die Unterschiedslosigkeit der Benennungen tritt 
noch deutlicher zutage in Beispielen, die in geschickter 
Verbindung eine Anzahl von Titulaturen vereinigen. 
So erklärt der dritte Stand von Forcalquier „Comme 
toute Constitution doit 6tre etablie sur des prin- 
cipes fixes et reconnus, on demandra une d 6 c 1 a - 
r a t i n des droits de la nation et du citoyen, qui 
consacre ä jamais comme constitutives et 
fondamentales les maximes suivantes"^). 
Ähnlich der tiers von Marsan: Es ist Zeit, daß man 
Frankreich eine Verfassung sichert, welche die natür- 
lichen und unveräußerlichen Rechte des Menschen 
garantiert. „Les principes de cette Constitution 



*) Chassin IL p. 441 f. Art. 12. Ebenso: IV. p. 432. 
«) Chassin IV. p. 419 f. 
») A. P. III. p. 330. 
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doivent etre renfermes dans une diclaration des droits 
naturels de rhomme"^). 

Mit dieser Loslösung eines ehedem zur Constitution 
gehörenden Bestandteils aus der Verfassung war der 
Grund gelegt zu der einleitenden, von der Verfassung 
getrennten Rechteerklärung. Erst mit der Erreichung 
dieses Zieles ist die formale Entwicklung abgeschlossen. 
Sie gliedert sich im folgenden in zwei Teile: Zunächst 
zeigt sich wiederum ein beständiges Suchen und Fort- 
schreiten in der Ausprägung einer den geforderten von 
der Verfassung nunmehr getrennten Rechten entsprechen- 
den Benennung, bis der Weg zu der „d^claration des 
droits de Thomme et du citoyen*' zurückgelegt ist. 

Sodann schreitet parallel damit die Entwicklung 
von nationalen Rechten zu allgemeinen Menschen- 
rechten fort. Waren die geforderten Rechte — mochten 
sie nun solche der Gesamtheit oder des Einzelnen sein — 
bisher auf den Boden des französischen Staates be- 
schränkt gewesen, was ihre Stellung zur Verfassung 
schon mit sich brachte, so werden sie jetzt allgemein- 
gültige Individualrechte. Die Fundamentalprinzipien 
waren, wie wir bereits sahen, mit den Rechten des 
Volkes identisch. Die „droits du Roi" treten nunmehr 
vollständig zurück. Sie bleiben, was sie ja auch waren 
und in der Tat sind, ein Bestandteil der Verfassung. 
Wenn also die Rechte der französischen Nation zu- 
rückgefordert werden, so handelt es sich nun nicht 
mehr um die Abgrenzung der wechselseitigen Rechte 
des Monarchen und der Untertanen in der Verfassung 
selbst, sondern um etwas seinem Wesen nach durch- 
aus von den Gesetzen verschiedenes. Das wird vor 
allem deutlich, wenn neben der feierlichen Statuierung 
der nationalen Rechte ausdrücklich die Constitution 
geford^t wird. So heißt es z. B. in dem cahier von 



1) A. P. IV. p. 34. 
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Charonne: „Die Deputierten sollen ober nichts beraten 
bevor die Rechte der Nation „n*aient €U solemnelle- 
ment reconnus et la Constitution de I'^tat 6tablie*'^). 
Ähnlich in dem cahier des dritten Standes von Paris 
hors les murs: „Jeder neue König soll feierlich be- 
schwören „d'observer et de conserver la Charte de la 
declaration des droits et des lois constitutionnelles''^). 

In diesem letzten Beispiele^hat sich bereits die 
maßgebende Formulierung der Rechte als „declaration 
des droits** eingestellt. Wie ist es dazu gekommen? 
Zunächst werden die nationalen Rechte ohne eine ge- 
naue Angabe des „Wie** zurückverlangt oder ihre 
Anerkennung gefordert, dann heißt es in der Folge, 
sie sollen statuiert, fixiert werden oder schließlich, 
wie es ihrem Wesen entspricht, feierlich proklamiert, 
erklärt werden*). Es war kein weiter Schritt aus der 
Infinitivwendung ,,die Rechte erklären" zu der sub- 
stantivischen „Erklärung der Rechte". Immer noch ist 
der nationale Gesichtspunkt maßgebend, wenn etwa 
eine „declaration des droits de la nation fran9aise'* oder 
„du peuple fran^ais** gefordert wird). 

Die Entwicklung geht jedoch weiter und zwar 
zunächst derart, daß auf dem Wege eines abermaligen 
Ausscheidungsprozesses, dessen Beweggründe deutlich 
zu erkennen sind, die Kollektivrechte allmählich zu 
solchen des Individuums umgewertet werden. Es sind 
wiederum die Naturrechte, deren Wesen das treibende 
Element in sich enthält, welches zur Losiösung einer 

1) A. P. IV. p. 407, ferner: A. P. III. p. 156, II. p. 174. 
Chassin IV. p. 459. 

«) Chassin IV. p. 439. 

3) Chassin IIL p. 334. IV. p. 169, 243, 270, Boissonnade p. 
301, Bridrey II. p. 55, 194, 327, 695, Fournier p. 186. A. P. II. 
p. 325, 359 555, 559, 616, 640, 690, III. p. 634. IV. p. 252, 570, V. p. 
431, 723, VI. p. 100. 

*) Chassin II. p.276, 278, III. p. 334, Boissonnade p.469 (4) 
A. P. V. p. 280, 609. 
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Rechtegruppe von den „droits de la Nation" den 
Anlaß gab. 

Eine Anzahl von cahiers zeigt dieses Entwicklungs- 
stadium, indem sie Rechte fordert: „qui appartiennent 
autant ä chaque individu qu'ä la nation en g^n^räl**^), 
oder etwa gesondert von den Rechten der Nation die der 
(einzelnen?) Bürger^). 

Der Umfang der nationalen Rechte war also kleiner 
geworden um die drei Naturrechte. Auch hier zeigt 
sich wie oben das Fortschreiten von der bloßen Forde- 
rung der Rechte zur zusammenfassenden Benennung. 

Zur Erklärung der Rechte des Menschen- und 
des Bürgers war es nicht mehr weit. Auch an dieses 
Ziel, worüber hinaus es keine Entwicklung mehr gibt, 
ist die Entstehungsgeschichte der französischen Rechte- 
erklärung schon in den cahiers gelangt, während die 
amerikanischen Deklarationen niemals diese Stufe des 
Fortschritts erreicht haben und sich mit Rechten be- 
gnügten, welche nur für die Einwohner der bestimmten 
Einzelstaaten Gültigkeit beanspruchten. 

Die noch übrig gebliebenen Rechte der franzö- 
sischen Nation mußten, sollte der letzte Schritt getan 
werden, zu denen „jeder freien Nation^*') werden. Wie 



>) A. P. VI. p. 39. 

») A. P. V. p. 538, ferner Bligny I. p. 566. A. P. III. p. 774: 
droits naturels-droits de la Nation. A. P. II p. 527: il est n^ces- 
saire de r^unir et de fixer dans une Charte les droits de la Nation 
e t la libert6 de chacun individu fond^e sur la propri^t^ absolue des 
biens et la süret^ des personnes. 

Es finden sich sogar neben den Menschen- u. nationalen 
Rechten die der Provinzen reklamiert. Z. B. A. P. II. p. 139. 
Es sollen konsakriert werden: les droits imprescriptibles de 
rhomme, les droits essentiels et constitutifs de la nation franqaise 
et les droits particuliers de la province. Ebenso: A. P. III. p. 123 
Mnd 128. B 

*) Chassin II. p. 258. 
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ehedem die „droits du Roi", so treten jetzt die beson- 
deren nationalen Rechte langsam zurück, nachdem 
aus ihnen durch Assimilation der naturlichen Rechte 
allgemeine Menschenrechte,' befreit von allen nati- 
onalen Einseitigkeiten, gewonnen worden sind. Jetzt 
heißt es bereits, die französische Nation soll in „alle 
Rechte des Menschen und des Bürgers** wiedereinge- 
setzt werden, oder die^^allgemeinen Rechte sollen an- 
erkannt, fixiert, sanktioniert, erklärt werden.^) Eben- 
so zahlreich sind auch die formalen Zusammenfassungen 
der Rechte - ein letzter Beweis, wie wenig ein Vorbild 
vor Augen stand. Zu nennen wären etwa: Die „Ex- 
position des droits; d^claration des droits; d^claration 
explicite des droits, qui appartiennent ä tous les 
hommes; declaration des droits naturels de Thomme; 
declaration generale des droits de Thomme et du 
citoyen", und [schließlich als Abschluß der Ent- 
wicklungsreihe die Formulierung, welche die end- 
gültige Fassung der Erklärung an der Spitze trägt.^) 
Die Bedeutung der Erklärung aber besteht darin, wie 
wir bereits vorwegnahmen, daß sie die Grundlage 
sein soll für alle Gesetze, „qu'il soit passe en loi fonda- 
mentale."») 

Zusammenfassend dürfen wir sagen: die Erklärung 
der Menschenrechte tritt uns in den cahiers zunächst 
formal keineswegs als eine fertige Größe entgegen, 
wie man es doch erwarten sollte, wenn das Vorbild 
Amerikas sie erzeugt hätte. Wir haben vielmehr eine 
lange und schwankende Entwicklungsreihe vor uns, in 



») A. P. III. p. 661, IV. p. 38, 49, V. p. 635, VI. p. 280, 293, 
487, 737. 

•) A. P. I. p. 553, II. p. 348, III. p. 661, IV. p. 34, 216, 
V. p. 238, 271, 356, VI. p. 255. Chassin IV. p. 321, Bligny-Bon- 
durand I: p. 109. Art. 3 verlangt: „la declaration des droits de 
rhomme et du citoyen." 

») A. P. II. p. 348, V. p. 238. 
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der sich erst allmählich gewissermaßen der Drang nach 
der in der Endredaktion vorhandenen Form durchsetzt, 
ein selbständiges Ringen nach strenger Scheidung 
zwischen Recht und Gesetz, das sich zunächst im Rahmen 
der Verfassung abspielt und schließlich dahin führt, 
einen Rechtekomplex aus der Verfassung loszulösen und 
ihr als etwas Selbständiges, durchaus Verschiedenes, 
unter einer adäquaten Form entgegenzustellen. Ein 
doppelter Ausscheidungs- und Umwertungsprozeß war 
zu beobachten: die Gewinnung von Rechten aus Ver- 
fassungsforderungen und die Entwickelung nationaler 
Kollektivrechte zu allgemeinen Menschen- und Indivi- 
dualrechten. 

Die vorgeführte formale Entwicklung des Dekla- 
rationsinhaltes der cahiers hat eine negative und eine 
positive Bedeutung für die Frage nach der Quelle der 
französischen Erklärung. Sie stellt einerseits die Existenz- 
abhängigkeit der französischen Deklaration von den 
amerikanischen zum mindesten in Frage und gewährt 
andererseits einen Ausblick auf die tatsächlich in Betracht 
kommenden Quellen für die d^claration des droits. Die 
cahiers, welche eine Anzahl von Rechten unter einer 
Gesamtbenennung zusammenfassen, tuen es mit Bezeich- 
nungen, die aus dem Kampf der Parlamente mit dem 
Königtum bekannt sind, also in .direktem Anschluß an 
heimische, nationalfranzösische Grundlagen. Die Staats- 
theorie der Parlamente prägte den Namen derFundamental- 
gesetze und stellte dem absoluten Königtum die Rechte 
der Nation und der Bürger entgegen. Es liegt also kein 
Bruch vor mit der Vergangenheit des eigenen Landes und 
ein plötzlicher Übergang zu einem Katalog allgemeiner 
Menschenrechte, einem fremdländischen Produkte, das 
auf amerikanischen, nicht einheimischen Grundlagen 
aufbaut, sondern der Zusammenhang mit der historischen 
Tradition Frankreichs ist nicht verloren. 
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Es fragt sich jedoch, und diesen Einwand könnte 
man erheben, faßte auch die Nationalversammlung, von 
der doch einzig und allein die Verwirklichung der natio- 
nalen Forderungen abhing, alle diese Rechte, selbst die 
in der Verfassung zerstreuten, wirklich als Deklarations- 
bestand auf, oder kamen für ihre Arbeit nur die wenigen 
eigentlichen Erklärungen der Menschen- und Bürger- 
rechte in Betracht? Wäre letzteres der Fall, so könnte 
der Abg. Target am 19. Juni nicht den Antrag stellen: 
die Büros möchten an dem großen Werke der Rechte- 
erklärung arbeiten „arret6 par les mandats".^) Aber 
die Meinung eines Einzelnen ist noch nicht maßgebend, 
da Mitglieder der „Assemblee Nationale" sich öfters der 
Übertreibung schuldig machten. Unbedingte Glaub- 
würdigkeit müssen wir jedoch dem Berichte des „comite 
de Constitution" beimessen, das eigens zu dem Zwecke 
der Cahiersredaktion ernannt worden ist. In seinem 
Namen stattet Graf Stanislaus von Clermont-Tonnere 
am 27. Juli Bericht ab.^) Er sagt in der Tat, daß der 
eine Teil der Mandate, der liberale, welcher eine neue 
Verfassung verlangt, zugleich auch eine Erklärung der 
Menschenrechte fordere. Das konnte er nur behaupten, 
wenn unter den Begriff des Rechtes auch der in der Ver- 
fassung zerstreute Deklarationsinhalt einbegriffen wurde. 
Die Ansicht der Abgeordneten stimmt also zu unserer 
These. 

11. 

In einem zweiten Teile dieses Kapitels hat uns die 

materielle Seite des Deklarationsinhaltes zu beschäftigen. 

Die Untersuchung wird erstens zeigen, inwieweit etwa 

die zusammenfassende Benennung der Rechte Umfang und 

Inhalt der Forderungen beeinflußt hat. Sie wird zweitens 

») A. P. VIII. p. 135. 
•) A. P.^VIII. p.^283 f. 
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eine Anzahl von Rechteerklärungen in der Gesamtheit 
ihres Inhaltes gegenüberstellen. 

Dieser Teil der Untersuchung wird dartuen, daß 
sich bestimmt gefärbte Gruppen von Rechteforderungen 
unterscheiden lassen, die an dem stärkeren Hervortreten 
entweder: 

verfassungsrechtlicher, oder wirtschaftlichsozialer, oder 
auch strafrechtlicher Bestimmungen kenntlich sind, bis 
endlich die naturrechtlichen Prinzipien den Kern des 
Deklarationsinhaltes bilden. 

Er wird ferner zeigen, daf5 wir es nicht mit einem 
festgeschlossenen, abgerundeten Komplex von Rechten zu 
tun haben, wie es in Amerika der Fall ist, wo dieselben 
Rechte mehr oder weniger in allen Deklarationen wieder- 
kehren, daß vielmehr Umfang und Inhalt sich in bestän- 
digem Flusse befindet. 

Zum Schluß wird der Deklarationsinhalt der cahiers 
im einzelnen an der Hand der Artikel zu untersuchen sein. 

Wie anzunehmen war, laufen der formalen Ent- 
wicklungsreihe des Deklarationsinhaltes feine Unter- 
schiede in Umfang und Inhalt der Rechteforderungen 
parallel. 

Solange Verfassungsgesetze und Rechte im Rahmen 
der Constitution zusammengefaßt sind, ist es zunächst 
natürlich schwer, zu unterscheiden, wo die Grenze 
zwischen beiden liegt Teils müssen hier Rückschlüsse 
aus dem Inhalt der eigentlichen Deklarationen zu Hilfe 
kommen, teils — und das trifft wohl zumeist zu — 
unterscheiden sich die Rechte doch durch ihre all- 
gemeine Formulierung und kennzeichnende Attribute, 
oder auch durch Bezugnahme auf das Naturrecht, als 
dessen Bestandteile sie etwa angesprochen werden. 

So finden wir bereits unter den Gesetzen der Ver- 
fassung bald in größerer, bald in geringerer Anzahl: die 
Freiheit der Person und der Presse, das Recht auf Gleich- 
heit, Sicherheit und Besitz, die Entschädigung bei Ent- 
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eignung, Mitwirkung an der Gesetzgebung und Steuer- 
bewilligung, die Verantwortlichkeit der Beamten, das 
Ämterrecht, die gleiche Unterordnung aller unter das 
Gesetz, die Religionsfreiheit und neben allgemeinen 
Forderungen der Justizreform vor allem folgende be- 
sonderen Bestimmungen: daß niemand seinem natür- 
lichen Richter entzogen werden dürfe, daß der Verhaftete 
binnen 24 Stunden in die Hände der Richter zu über- 
geben ist, sowie über unterschiedslose, nach festen 
Formen geregelte Justizverwaltung.^) Daß daneben 
auch die periodische Berufung der Generalstände zu den 
Rechten gezählt wird, darf uns nicht wundernehmen, 
da es sich um Forderungen handelt, welche der Ver- 
fassung angehören. 

Während der Deklarationsinhalt nach den einzelnen 
Distrikten große Unterschiede aufweist, fordert derselbe 
Wahlbezirk meist auch dieselben Rechte, wobei sogar 
wörtliche Übernahme eines Artikels, selbst wenn der 
Inhalt desselben unbekannt ist, nicht zu den Selten- 
heiten gehört.^) 

Es ist zu begreifen, daß jene Rechte, welche dem 
Schutz der Gesetze empfohlen werden, sich meistens 
auf die Naturrechte beschränken, da diejenigen Be- 
stimmungen, welche dem Inhalt der Verfassung an- 
gehören, z. B. Artikel über Steuerwesen, solange sie 
nicht reine Prinzipien sind, von vornherein in der Ver- 
fassung ihren Platz finden. So verlangt etwa der 
3. Stand von Amiens eine Constitution, „qui assure ä 
tous les citoyens en general et ä chacun d'eux en parti- 



») z. B. A. P. V. p. 306, 309, 407. Romain p. 41, Boissonnade 
p. 499, Laurent I. p. 851, Fournier 179, 217, 408, Le Parquier p. 14, 
Etienne I. p. 313 Lesueur II p. 357, Por6e p. 174, 815, Bligny- 
Bondurand I. p. 165, 228, 425, 551. Bridrey I. p. 119. Vgl. im 
übrigen die Register. 

■) z. B. Etienne I. p. 49 f. Nous n'avous jamais vu une 
lettre de cachet. Dennoch wird die Abschaffung verlangt. 
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culier la libert6 individuelle et la conservation des 
propri6t6s***). 

Ein spezifisch französischer Bestandteil des Dekla- 
rationsinhaltes scheint dieser Entwicklungsstufe seine 
Entstehung zu verdanken. Ich meine: die Garantie des 
Lebens und der Ehre. In dem cahier des tiers von Toul 
heißt es: die Generalstände sollen eine Constitution 
fixieren, „qui assure aux Francais leur liberte individuelle 
ä Tabri de toutes lettres de cachet et de tous ordres 
arbitraires. 2. la garantie de la vie, de Thonneur et des 
propri6t6s"2). 

Die Fundamentalgesetze, oder welche Benennung 
die hierher gehörigen Rechte immer tragen mögen, 
weisen zwar hie und da auch nur die naturrechtlichen 
Grundlehren als Inhalt auf, doch tragen sie zum größten 
Teil einen mehr verfassungsrechtlichen Charakter, indem 
vor allem der Anteil an der Gesetzgebung und Steuer- 
bewilligung, oder die Periodizität der Generalstände und 
die Errichtung der Provinzialstände im Vordergrunde 
steht.^) Jedoch fehlt auch diesen Bestimmungen der 
Deklarationscharakter keineswegs. So zählt das cahier 
von Cardet unter den Prinzipien der Verfassung folgende 
auf: Art. 6 „la Nation ne sera soumise qu'aux loix 
qu'elle aura librement consenties aux Etats-g^neraux." 

Art. 8. „tous les citoyens sans distinction seront 
soumis aux loix, und Art. 9. la liberte et la propriete de 
chaque citoyen seront egalement respectees suivant la 
loi." 

Hiervon unterscheiden sich wenig die nationalen 
Rechte. Spezifisch französisch tragen sie dieselbe 



1) A. p. I. p. 744. 

«) A. P. VI. p. 9. 

*) Chassin II. p. 265. Fournierp. 414 verlangt: le consente- 
ment aux lois et aux impöts, Tassurance du retour p^riodique et 
independant des Etats-Generaux, la responsabilit6 des Ministres 
und la reforme de la justice civile et criminelle. 



— 97 — 

Neigung zum Verfassungsrechtlichen, indem Artikel 
über Gewaltenteilung, Ständeversammlungen und der- 
artiges aufgenommen sind. Formell zeigen sie vielleicht 
einen besser gegliederten Zusammenhang, eine größere 
Geschlossenheit und Vollständigkeit der Forderungen. 
Als Beispiel diene das cahier des Pariser Distriktes „des 
filles-Saint-Thomas"^). In acht Artikeln werden die 
Rechte der französischen Nation, welche die Basis der 
künftigen Verfassung werden sollen, feierlich prokla- 
miert. Alle Franzosen, so heißt es, sind frei geboren und 
gleich in ihren Rechten. Aus der Nation fließt jede 
Gewalt. Daraus folgt das Recht der Versammlung in den 
Generalständen. Die folgenden Artikel befassen sich mit 
der Teilung der legislativen und exekutiven Gewalt. 
Sodann wird der Freiheit nochmals ein in seiner Formu- 
lierung durchaus individueller Artikel gewidmet. An die 
libert^ personnelle wird die Forderung begrenzter Preß- 
und uneingeschränkter Gewissensfreiheit angeschlossen. 

Das Besitzrecht ist unerwähnt geblieben, um so 
ausgiebiger sind die abschließenden Bestimmungen über 
den Handel, die Abschaffung der Zollschranken und der 
Privilegien^). 

Auch der Umfang der Rechte in den eigentlichen 
Deklarationen, die den Abschluß der Entwicklungsreihe 
bildeten, ist sehr verschieden. Neben ganz kleinen, auf 
wenige Artikel beschränkten gibt es zahlreiche andere, 
die einen breiten Umfang haben und sich als Zusammen- 
fassungen aller der Rechte ausweisen, die in den Funda- 
mentalgesetzen und nationalen Rechteerklärungen vor- 
handen waren, obwohl hier die Benennung schon nicht 
mehr von Einfluß ist. 



1) B. N. Lb»« 1671. 

*) ib. Art. 11, ,,que le commerce doit ßtre llbre, que les 
douanes et barri^res doivent etre recul^es jusqu'aux fronti^res du 
Royaume et que les Privileges on^reux au droit d'autrui doivent 
6tre proscrits." ib. Chassin IV. p. 169. 
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Vorläufig dürfen wir also sagen, daß die verschie- 
denen Titulaturen allerdings kleine Verschiebungen in 
dem Inhalt der Rechteforderungen bewirkt haben. 

Die folgende Untersuchung wird eine Anzahl von 
Rechteerklärungen im Zusammenhang ihrer Artikel vor- 
führen. Die Verschiedenheit ihres Inhaltes ist so groß, 
daß sich bestimmt gefärbte Gruppen von Deklarationen 
unterscheiden lassen. Während nämlich bei den einen 
verfassungsrechtliche Artikel im Mittelpunkte stehen, 
legen andere auf wirtschaftlich-soziale, juridische oder 
rein naturrechtliche Forderungen besonderes Gewicht. 

Es zeigt sich ebenfalls, daß es noch keine feststehende 
Reihe von Menschenrechten gibt, die eine Erweiterung 
oder Verengung ausschlösse, und daß auch der Deklara- 
tionsinhalt der cahiers sich noch in beständigem Flusse 
befindet. 

Verfassungsrechtlich-administrative Artikel bilden 
durchaus den Hauptbestand des cahiers von „la Made- 
laine*',^ das nach einer langen Einleitung unter Bezug- 
nahme auf die königlichen Versprechungen folgende 
Forderungen aufstellt: Die Grundlage bildet wie zumeist 
die „libert^ individuelle". Nachdem daran anschließend 
auch die Freiheit der Presse reklamiert worden ist, 
geraten die Verfasser vollständig auf verfassungsrecht- 
liches Gebiet, indem weiterhin von der Permanenz oder 
Periodizität der Generalstände und von der Gesetz- 
gebung gehandelt wird, wobei nicht versäumt ist, die 
angemaßten Befugnisse des Parlamentes auf die Rechts- 
sachen einzuschränken. Ein einziger, besitzrechtlicher 
Artikel befaßt sich mit der Enteignung. Ebenso spärlich 
ist der rein juridische Teil bedacht. ,,Qu'on ne puisse 
enlever les parties ä leurs juges, ni les juges aux tribu- 
naux." Dagegen wird neben der Verantwortlichkeit der 
Minister auch die der Richter gefordert und abermals 



^) Chassin: op. cit. II. p. 47 f. 
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spezifisch französisch: „la fixit^ des d^penses de tous les 
d6partements*\ 

Für das cahier des Adels von Paris hors les murs*) 
sind ähnliche Artikel charakteristisch. Dem Adel geht 
es, wie leicht begreiflich, vor allem um die Sicherheit des 
Besitzes. Daneben ist auch die Preßfreiheit und das Brief- 
geheimnis aufgenommen. Alle übrigen Artikel gehören 
der verfassungsrechtlichen Reihe an; sie behandeln 
Ständeturnus, legislative Gewalt, Steuerbewilligung und 
Ministerverantwortlichkeit, ja sogar die Regentschafts- 
übertragung ist zum Gegenstand der Rechteerklärung 
geworden. 

Zu dieser Gruppe dürfte auch die Erklärung des 
dritten Standes von Paris^) zu zählen sein, die schon 
J e 1 1 i n e k neben der Deklaration von Nemours für 
besonders bemerkenswert hält, und die, wie er an anderer 
Stelle sagt, unter dem Einfluß der Erklärung von Vir- 
ginien und der anderen amerikanischen Einzelstaaten 
steht.*) Der erste Artikel der Erklärung betont die 
Gleichheit aller Menschen vor dem Gesetz und damit 
also die unterschiedslose Gültigkeit der Menschen- 
rechte für jede politische Gemeinschaft. Diese welt- 
bürgerliche Tendenz wird jedoch am Ende des Doku- 
mentes wieder durch die nationale ersetzt, indem 
die Deklaration als die Basis der französischen 
Regierung bezeichnet wird. Das läßt bereits ein 
Festhalten an nationalen Bedingungen vermuten. In der 
Tat findet sich augenscheinlich im Anschluß an Rous- 
seau die Proklamation der Volkssouveränität und die 
Begriffsbestimmung des Gesetzes als einer Tat der 
„volonte g^n^rale". Es wäre verfehlt, aus der all- 
gemeinen Zweckbestimmung des Gesetzes als der Garan- 
tie von Besitz und persönlicher Sicherheit auf eine Ab- 

*) Chassin: op. cit. IV. p. 419 f. 

•) A. P. V. p. 281 ff. 

s) Jellinek: Abh. p. 8 und 11. 
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hängigkeit von Amerika (z. B. Massachusetts X, XI) 
schließen zu wollen, da alle besonderen Parallelen fehlen. 
Die Ausführung der Gesetze ist der öffentlichen Gewalt 
übertragen, und somit, da die Legislative dem Volke 
zusteht, das Prinzip der Gewaltenteilung gegeben. 

Die bis ins Kleinste gehenden Bestimmungen über 
Steuerbewilligung- und Verwendung, sowie über Rechen- 
schaftsberichte, die in keiner amerikanischen Erklärung 
zu finden sind, weisen unverkennbar auf ihre Quellen, 
die finanziellen Mißbräuche des vorrevolutionären Frank- 
reich. Im Gegensatz zu dem Wortreichtum der bills of 
rights findet sich nur ein einziger kurzgefaßter Straf- 
rechtartikel, der in ganz individueller Art die Absetzung 
eines Bürgers, auch einer Militärperson, ohne Urteil, ver- 
bietet. Das Ämterrecht wird einem jeden zugesichert. 
Der französischen Erklärung eigentümlich jst auch die 
Ableitung der begrenzten Freiheit der Meinung, Rede, 
Schrift und des Handelns aus der natürlichen, zivilen, 
religiösen Freiheit und der persönlichen Sicherheit. Der 
Zusammenhang mit dem eigenen Lande tritt besonders 
deutlich zutage, wenn unter den Konsequenzen der- 
Rechteerklärung die Abschaffung einer langen Reihe von 
Mißbräuchen, beginnend mit der persönlichen Knecht- 
schaft und endend mit den exklusiven Privilegien, ge- 
fordert wird. Zum Schluß wird die Freiheit der Presse 
verlangt, die allerdings keine vollständige ist, sondern 
durch die Verantwortlichkeit des Autors und Druckers 
für die Folgen der Publikation fast auf nichts reduziert 
wird. 

Den Gipfelpunkt nationalgefärbter Rechteforde- 
rungen bezeichnet vielleicht das cahier des Distriktes 
„des Blancs-Manteaux".^) Ausgehend von den natur- 
rechtlichen Grundlagen der Freiheit, des Besitzes und 
der Sicherheit verliert es sich in völlig verfassungsrecht- 



*) Chassin: op. cit. II. p. 459. 
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liehe Reklamationen, unter denen Generalstände, Pro- 
vinzial- und Munizipaiversammlungen, sowie eingehende 
Bestimmungen über Steuer- und Staatsschuldenwesen 
die hervorstechendsten sind. Die Rückschlüsse auf 
jedesmal vorliegende Mißstände sind unschwer zu voll- 
ziehen. 
i 

Für eine weitere Gruppe von cahiers sind die wirt- 
j schaftlich-sozialen Forderungen bezeichnend. Auf der 

Grenze steht das cahier des tiers von Paris^), welches 
sowohl die verfassungsrechtlichen, als auch die wirt- 
schaftlichen Bestimmungen stark hervortreten läßt. Die 
Deputierten sind beauftragt, „de declarer solemnellement 
et de faire sanctionner les droits naturels de Thomme et 
du citoyen." So allgemein die Formulierung des Titels 
ist, so nationalfranzösisch ist der darunter begriffene 
Inhalt. Wir sehen von den allgemeinen Naturrechten ab. 
Was zunächst die verfassungsrechtlichen Artikel angeht, 
so gipfeln sie in dem Satze: Frankreich ist eine erbliche 
Monarchie. Es wird eine Trennung der Gewalten in die 
gesetzgebende, „le produit de la volonte generale", die 
ausführende und richterliche verlangt. Beamte und 
Minister sind verantwortlich. Eingehende Bestimmungen 
sind der Bewilligung der Steuern, ihrer gleichen Ver- 
teilung, Dauer und Einnahme, wie der Staatsschuld 
gewidmet. Es fehlt nicht der Artikel. von den General- 
ständen. 

Zugleich nehmen die wirtschaftlichen Forderungen 
einen breiten Raum ein. Nicht nur das allgemeine Recht 
des Besitzes, sondern vor allem seine praktischen An- 
wendungen: die Entschädigung bei Enteignung, Er- 
leichterungen für Ackerbau, Handel und Industrie sind 
Gegenstand der Erklärung. 

Denselben wirtschaftlichen Charakter trägt das 
cahier des tiers von Marseille^), in welchem auch den 

^) A. P. VI. p. 687. 
«) Fournier: p. 361. 
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juridisch-strafrechtlichen Bestimmungen ein beträcht- 
licher Platz eingeräumt ist. Wirtschaftliche Sicherheit 
und Bewegungsfreiheit stehen im Vordergrunde des 
Interesses. „Tout droit de propri6t6 sera inviolable.** 
Niemand kann selbst im Staatsinteresse seines Eigen- 
tums beraubt werden, ohne sofortige Entschädigung zum 
höchsten Preise. Die Freizügigkeit ist die oberste Be- 
dingung ökonomischer Freiheit. 

Besitzrecht und Strafrecht stehen auch im Mittel- 
punkt der Rechteerklärung, welche die Deputierten von 
Chevannes^) im Namen ihrer Wähler zu fordern haben. 
Diese haben eine Anzahl von Artikeln aufgestellt, die in 
die Erklärung hineingehören, ohne daß sie damit die 
Hinzufügung anderer ausschließen wollen. Alle Menschen 
müssen frei sein ,,de faire ce, qui ne nuit pas aux autres 
hommes", eine Formulierung, die uns noch häufiger 
begegnet und die auch in die Endredaktion der Erklärung 
übergegangen ist. Bei seiner Arbeit darf niemand ge- 
hindert werden. Niemand kann gezwungen werden, 
ohne Entgeld zu arbeiten. Besitz und Erbschaft müssen 
gesichert sein. Bei Enteignung ist eine angemessene Ent- 
schädigung zu zahlen. Die Steuer muß dem Bedarf der 
staatlichen Ausgaben entsprechen und in gerechter Weise 
verteilt werden. 

Auch die strafrechtlichen Artikel sind ziemlich aus- 
gedehnt. Willkürliche Mißhandlung und Verhaftung sind 
strafbar. Der Angeklagte ist möglichst schnell abzu- 
urteilen, und wenn er unschuldig erfunden wird, zu 
entschädigen. 

Eigenartige besitzrechtliche Bestimmungen, die von 
einem „materiellen" und „moralischen" Besitz reden, 
kennt das cahier des dritten Standes von Nimes^), wobei 
unter ersterem auch der Fleiß verstanden ist, der durch 



») A. P. IV. p. 216. 

*) Bligny-Bondurand I. p. 566 f. 
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freie Ausnutzung seiner selbst in der Arbeit zur Sicherung 
der Existenz und des Wohlseins führt, unter letzterem 
dagegen die Freiheit des Denkens, insbesondere „en 
matiire d'opinions religieuses". 

Durch eine Fülle von wirtschaftlich-sozialen Artikeln 
zeichnet sich auch das cahier des tiers von Nemours^) aus, 
auf dasjellinek an der oben zitierten Stelle mitverweist. 
Eine große Anzahl von Wahlbezirken hat sich, wie die 
Anmerkungen in den ,,Archives Parlamentaires" zeigen, 
seinen Artikeln angeschlossen. Das einleitende Kapitel 
des Mandates handelt von der Notwendigkeit festzu- 
stellen, welches die Rechte des Menschen und des Bürgers 
sind, um daraus eine Erklärung abzuleiten, welche 
jeder Art von Ungerechtigkeit entgegengesetzt werden 
könne. Aus dem Zweck des Staates, der in der Bewahrung 
aller Rechte gesehen wird, folgt natürlich die unbedingte 
Kenntnis dieser Rechte als der Grundlagen des Gesetzes. 
Darum haben die Deputierten zur Abschaffung der Miß- 
bräuche, die das Volk beklagt, die Erfüllung dieser not- 
wendigen Voraussetzung durch die Etats- G6neraux und 
die Herstellung der Erklärung durch den König zu 
fordern. Die stattliche Reihe von 30 Artikeln mit so- 
genannten „v6rit6s principales" wird vorgeschlagen. 
Wie wir schon einmal fanden, beginnt das Mandat mit 
dem Rechte ,,de faire librement ce qui ne nuit pas aux 
autres hommes". Die drei folgenden Artikel sind durch- 
aus sozialen Charakters, wenn sie das Recht der Unter- 
stützung Schwacher, die Gegenseitigkeit dieser ge- 
leisteten Hilfe und die Pflicht derselben als Ehrenschuld 
proklamieren. Amerika kennt derartige Bestimmungen 
ebensowenig, wie die wirtschaftlichen Forderungen des 
Arbeitsschutzes und des angemessenen Lohnes in Artikel 
V und VI. Der Inhalt des Folgenden ist gleichfalls 
individuell. Er handelt von Bewahrung des rechtmäßig 



1) A. P. IV. p. 161 f. 
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durch Arbeit, Schenkung oder Erbschaft erworbenen 
Besitzes, wie vom Kontraktrecht und seiner Verbindlich- 
keit. Mit allgemeinen Formulierungen begnügen sich die 
Artikel, welche die Sicherheit der Person und des Besitzes 
zum Gegenstand haben, während die Forderungen, 
welche das Enteignungsverfahren betreffen, sich wieder- 
um in Einzelheiten ergehen. Zunächst kann niemand von 
einem anderen gezwungen werden, seine Erbschaft oder 
„irgend eine andere Summe" abzutreten. Nur der Staat 
kann dieses Verlangen stellen, allerdings nach gesetz- 
mäßiger Vorherbestimmung der Notwendigkeit und 
Zahlung nicht nur der höchsten Entschädigung, sondern 
auch noch eines Überschusses, den das Gesetz bestimmt. 
Der Unterschied von den amerikanischen Deklarationen 
(Virginien 6, Pennsylvanien 8, Massachusetts 10, Ver- 
mont 2) ist deutlich. Die folgenden Artikel beschäftigen 
sich mit Freiheit, Besitz und Sicherheit. Durchaus 
selbständig sind vor allem auch die strafrechtlichen, die 
ja in Amerika bei weitem im Vordergrunde stehen. 

Der Angeklagte soll nicht verhaftet werden, solange 
noch Mittel vorhanden sind, sich seiner zu versichern. 
Die öffentliche Rechtfertigung vor allen seinen Mit- 
bürgern, die Entschädigung bei Unschuld durch den 
Ankläger oder den Staat werden ihm zugesichert. Per- 
sönliche Beleidigung ist dem Strafgesetz unterworfen. 
Offenbar ohne Vorlage ist auch die Erörterung über 
öffentliche Abgaben auf der breiten Grundlage von 
7 Artikeln. Zur Besserung der politischen, zivilen und 
kriminellen Gesetze kann jedermann beitragen, und alles 
zu diesem Zweck Gesagte, Geschriebene und Publizierte 
kann niemals strafbar sein — eine durchaus individuelle 
Anwendung der Preßfreiheit. 

Auf ein einziges wirtschaftliches Thema beschränken 
sich die Forderungen des Distrikts M e u d o n^). Nach- 



1) Chassin IV. p. 169. 
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dem in einem einleitenden Artikel die Freiheit jedes 
Franzosen proklamiert worden ist, die nur durch die 
Schranke des Gesetzes begrenzt wird, folgt als Konse- 
quenz daraus die Freizügigkeit, die jedoch sofort mittelst 
dreier ganzer Artikel wieder eingeschränkt wird. Denn 
mag sie auch eine Folge der „libert^ naturelle" sein, sie 
soll doch nichts unternehmen dürfen, was dem „ordre 
social" schadet oder über eingegangene persönliche 
Verpflichtungen hinwegsetzt. 

Ebenso einseitig, wie das Gepräge dieser Erklärungen 
ist das des cahiers des Adels von Blois^), nur liegt die 
Konzentration der Artikel diesmal auf einem anderen 
Gebiete. Den Hauptteil des Mandates, dessen natur- 
rechtliche Einführung wenigstens erwähnt sei, nehmen 
strafrechtliche Verordnungen ein. Darauf weisen bereits 
die beiden Rechte ,,surete des personnes" und „sürete 
des propri^t^s", auf welche die Prinzipien reduziert 
werden. Niemand darf verbannt, verhaftet und fest- 
gesetzt werden, als in den vom Gesetz vorgeschriebenen 
Fällen und kraft eines Dekretes der ordentlichen Tri- 
bunale. Weiterhin wird gehandelt über das Verfahren 
bei provisorischer Verhaftung auf Befehl der General- 
stände. Die Evokation der Prozeßsachen vor ein anderes 
Gericht, und die Errichtung außerordentlicher Kom- 
missionen wird abgeschafft. Niemand kann ohne ein 
Urteil in rechter Form seiner zivilen oder militärischen 
Stellung entsetzt werden. Zur Sicherung einer gleichen 
Freiheit aller Bürger sind Willkürakte, wie ein er- 
zwungener Militärdienst, zu beseitigen. Lauter For- 
derungen, deren Ursachen man zwischen den Zeilen zu 
lesen vermag. Das ancien regime lieferte den Inhalt 
dieserJSätze, seine Reform bildete den Zweck. Die Er- 
weiterung der Herrschergewalt ist nur in einem einzigen 
Ausnahmefalle statthaft. Nur wenn das Wohl des 



^) Lesueur-Cauchie I. p. 413 f. 
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Vaterlandes es dringend erfordert, „Fetendue du pouvoir 
ex^cutif sera augment^e.'' Aus der persönlichen Freiheit 
wird die Bewahrung des Briefgeheimnisses und das Recht 
gefolgert über jede Materie zu schreiben und zu drucken; 
jedoch können persönliche Beleidigungen oder Angriffe 
auf Sitte und Religion auf gesetzlichem Wege geahndet 
werden. 

In einer letzten Gruppe von Rechteerklärungen, 
die uns im folgenden zu beschäftigen hat, fehlt diese 
charakteristische Betonung verfassungsrechtlicher, wirt- 
schaftlicher oder strafrechtlicher Bestimmungen. Der 
Deklarationsinhalt besteht vielmehr aus den Prinzipien 
des Naturrechts und deren Konsequenzen, ohne aber 
deshalb zur bloßen Staatsphilosophie zu werden. 

Das cahier des Adels und tiers von P^ronne^) mag 
dies verdeutlichen. Nachdem der Nation das Recht der 
Gesetzgebung vindiziert worden ist, lassen sich die 
folgenden Artikel ohne große Mühe aus Freiheit, Besitz 
und Gleichheit ableiten, nur daß diese Rechte nicht als 
reine Prinzipien, sondern in ihrer praktischen Anwendung 
auf das Verhältnis des Untertanen zum Staate und um- 
gekehrt, reklamiert werden. Die staatliche Macht reicht, 
was die Freiheit angeht, nicht weiter, als der Kompetenz- 
bereich des Gesetzes sich erstreckt; was den Besitz angeht, 
nicht über den Anspruch auf freibewilligte Steuern. Das 
Prinzip der Gleichheit findet seine praktische Anwendung 
in der Unterschiedslosigkeit der Person vor dem Gesetz 
und bei der Steuerzahlung. 

In ähnliche Weise beschränkt das Mandat von 
Beaucaire^) seine Forderungen auf Freiheit und Gleichheit, 
jedoch auch hier nicht ohne Bezugnahme auf spezielle 
Mißstände und deren Reform. Auf Abschaffung der 
lettres de cachet und der Willkürakte, die gleiche Ver- 



1) A. P. V. p. 355 f. 

^) Bligny-Bondurand : I. p. 109. 
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teilung der Steuern auf Person und Besitz gehen die 
praktischen Wünsche der Wähler. 

Wie seltsam und individuell aber die Rechte des 
Menschen sein können, zeigt das cahier des Adels von 
Nivernais*). Es fordert als die wesentlichen und primi- 
tiven Rechte des Menschen: „la raison, F^quite, Topinion 
g^n^rale, la bienfaisance." Da alle Menschen, bevor sie 
sich zur Gesellschaft zusammenschlössen, gleich waren, 
müssen sie es auch vor dem Gesetz sein. Die erste Pflicht 
des Oberhauptes der Gesellschaft ist es, allen ihren 
Gliedern Freiheit und Besitz zu sichern. Jeder Bürger 
hat zu den öffentlichen Lasten nach dem Vorteil, den 
er aus seiner Existenz zieht, beizusteuern. Exemptionen 
zum Schaden der anderen dürfen niemandem gewährt 
werden. 

Den Schluß möge als eine gleichzeitige Zusammen- 
fassung aller wesentlichen Rechte das cahier des tiers 
von Paris hors les murs bilden*). Nach den Gesichts- 
punkten der Freiheit und des Besitzes sind alle übrigen 
Menschenrechte eingeordnet. Der erste Teil des „Liberte** 
überschriebenen Abschnittes ist vorwiegend strafrecht- 
lichen Charakters. Keiner kann seinem natürlichen 
Richter entzogen werden. Nur auf Befehl des zuständigen 
Gerichtes ist Freiheitsberaubung zulässig, während jeder 
Mißbrauch, insbesondere die Ausstellung der „lettres de 
cachet" strafbar ist. Der Verhaftete ist innerhalb 
24 Stunden dem Richter zu übergeben. Kaution ist 
gestattet. Die Verletzung der Rechte eines anderen oder 
der Gesellschaft zieht die durch ein vorher verkündetes 
Gesetz bestimmte Strafe nach sich. In Kriminalfällen 
ist das „Urteil der Pairs" erforderlich. Das Willens- 
moment tritt im Strafrecht gegenüber der versuchten 
Tat zurück. Die Mittel der Verteidigung werden dem 



^) A. p. V. p. 635. 
2) A. P. V. p. 238 f. 
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Angeklagten im Rechtsgange zugesichert. Soweit die 
strafrechtlichen Artikel, zehn an der Zahl, deren enger 
Anschluß an die englische Gesetzgebung mit deutlicher 
Beziehung auf Frankreich zutage tritt. 

Weiterhin wird in dem Abschnitte „Libert6" das 
Briefgeheimnis und eine begrenzte Freiheit der Presse 
gefordert. Auf die Herstellung allgemeiner Gleichheit 
zielt die Abschaffung der Grundhörigkeit und der 
Sklaverei der Schwarzen ab. Die Verschiedenheit des 
religiösen Bekenntnisses soll kein Hindernis sein bei 
Heiraten und im Zivilstand der Bürger. Die öffentliche 
Streitmacht ist zu unterdrucken. 

Die enge Beziehung der Artikel zu der wirtschaft- 
lichen Lage Frankreichs macht das zweite Kapitel, be- 
titelt „Propriete", deutlich. Zunächst wird die allgemeine 
Forderung erhoben: Niemand kann seines Besitzes 
beraubt werden. Dann folgen Einzelheiten. Bei Ent- 
eignung ist eine angemessene Entschädigung zu zahlen, 
sie soll rückwirkende Kraft haben. Aller Besitz, der 
eine Verletzung des natürlichen Rechtes darstellt, ist 
abzuschaffen. Die Funktionenen der öffentlichen Gewalt 
werden nach dem Vorbild Rousseaus nie zum 
Besitz, sondern sind ein Amt, dessen Organisation der 
Umgestaltung oder Verbesserung durch die Nation unter- 
worfen ist. Die dem Besitzrecht feindlichen „capitaine- 
ries", jede Art von „gibier", die „corv^es royales" müssen 
unterdrückt werden. Die Nutzung der schiffbaren Flüsse 
und großen Straßenzüge gehört der Nation, der Besitz 
niemandem. Das Versammlungs- und Petitionsrecht ist 
allen Bürgern zu eigen. Auch dieser Artikel zeigt, trotz 
der allgemeinen Übereinstimmung mit Pennsylvanien 16 
und Massachusetts 19, im Einzelnen Unterschiede. 

Es war notwendig, wenigstens einige Erklärungen 
im Zusammenhang ihrer Artikel vorzuführen, um sowohl 
den unterschiedlichen Charakter der einzelnen fran- 
zösischen Deklarationen untereinander, als auch den 



— 109 — 

Gegensatz zu den amerikanischen bills, die ja ohne 
Ausnahme den Charakter der „remedy for all injuries 
and wrongs" an der Stirn tragen, deutlich zu machen. 
Zugleich aber wurde dadurch auch der Nachweis er- 
bracht, daß der Deklarationsinhalt der cahiers sich noch 
in beständigem Flusse befindet und nach den unter- 
schiedlichen Interessen der Wähler sich ändert, daß er 
ferner ein bedeutendes Plus aufweist gegenüber den 
amerikanischen Erklärungen und fest im national- 
französischen Boden wurzelt, daß schließlich die Be- 
hauptung Jellineks zu Unrecht besteht, wenn er sagt: 
„Als selbständige Zutaten weisen (die französischen Er- 
klärungen) nur allgemeine doctrinäre Erörterungen auf 
oder Ausführungen, die in das Gebiet politischer Meta- 
physik gehören."*) 

Daß es sich vielmehr nicht um ganz färb- und 
inhaltslose naturrechtliche Trivialitäten handelt, sondern 
daß auch diejenigen Rechteforderungen, welche nicht 
in dem Rahmen einer geschlossenen Erklärung zusammen- 
gefaßt sind, in direktem und ständigem Zusammenhang 
mit den Verhältnissen des damaligen Frankreich stehen, 
möge eine Darstellung des Deklarationsinhaltes der 
cahiers im einzelnen zeigen. 

Es ist eine selbstverständliche Tatsache, daß die- 
jenigen cahiers, welche in der Form eines einzigen Artikels 
ihre Rechte reklamieren, schon infolge des Raummangels 
auf Einzelheiten verzichten müssen, während sich reiches, 
wenn auch oft verstreutes Material da findet, wo jedem 
der Menschenrechte ein besonderer Artikel gewidmet ist. 
Wir gehen von den Fundamentalprinzipien der Natur- 
rechtslehre aus. Leon de Poncins sieht die Grundlagen 
der in den cahiers geforderten staatlichen Reformen in 
der „egalite, parla suppression des Privileges" und der 
„libert^, par Tinauguration de Tindependance publique 



1) JeUinek: Abh. p. 12. 
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et priv^e".!) Wenn diese Formel auch das Besitzrecht 
einigermaßen stiefmütterlich behandelt, so hat sie doch 
insofern recht, als die Begriffe der Freiheit und Gleich- 
heit keineswegs leer und inhaltlos, sondern durchaus an- 
gewandte Begriffe sind, indem sie entweder als Objekt 
der suret6 gefaßt, oder in praktische Beziehung zum 
staatlichen Leben gebracht werden. Allerdings ist eine 
scharfe gegenseitige Scheidung meist zu vermissen. In 
einer Adresse des Grafen von Lannois^) heißt es: ,,Si les 
differentes cahiers de dol^ances des provinces n*eussent 
pas unaniment r6clam6 la libert^ individuelle, en qualite 
d*une des plus d6plorables victimes de Tabus de lettres 
de cachet, je me serais cru fond6 ä Clever seul la voix, 
pour en demander Tabolition." Es war nicht nötig, daß 
er seine Stimme erhob, zahlreiche cahiers hatten in der 
Tat bereits die Sicherung der „liberte individuelle ä 
Tabri de toutes lettres de cachet et de tous ordres arbi- 
traires" gefordert^). Aber der Despotismus hatte noch 
durch andere Gewaltakte die Freiheit angetastet. Auch 
hiergegen mußten schriftliche Garantieen geschaffen 
werden. Die Freiheit war vor allem gegen Übergriffe der 
Justiz zu sichern. Darum wird in enger Verbindung mit 
ihr angeordnet: ,,et que tous les crimes et delits soient 
soumis aux tribunaux ordinaires'")- Nur ein Dekret der 
zuständigen Gewalt kann der Freiheit berauben, der 
Verhaftete muß binnen 24 Stunden in die Hände seiner 
natürlichen Richter abgeliefert sein. Man sieht, die 
Reklamation des Freiheitsrechtes ist aufs engste mit dem 
straf- und prozeßrechtlichen Verfahren verknüpft. Eine 

^) L6on de Poncins: op. cit. p. 156. 

2) Chassin: IV. p. 345. 

3) A. P. III. p. 595, VI. p. 9, 255. Bligny-Bondurand I 
p. 418 (16), Lesueur-Cauchie II. 132 (10), Etienne I. 313 (12) 
586 (11), 202 (3). Le Parquier 12, Fournier p. 179, 244, 408, 
Bridrey I. p. 119, 451; II. p. 196. Romain p. 344 (11), 434 (4), 
476 (18) Laurent I. p. 858 (21) Bloch I. p. 720. 

*) Bridrey I. p. 526. 
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gute Zusammenfassung derartiger Bestimmungen bietet 
der 9. Artikel des cahiers von Vic, in dem es heißt: 
,,Assurer ia libert^ individuelle par Tabolition de toutes 
lettres closes, lettres d'exil et autres espkes d'ordres 
arbitraires, qu'en cons^quence aucun citoyen ne puisse 
etre arret6 qu'en vertu d'un decret de ses juges, con- 
formiment aux loix du royaume, auxquelles il ne peut 
etre d^rogi".^) Und noch gegen einen letzten Mißbrauch 
protestierte man auf Grund der persönlichen Freiheit 
gegen die erzwungenen Anwerbungen. So heißt es 
beispielsweise in dem Mandat von Neville, dessen Inhalt 
zahlreiche cahiers in anderer Form wiederliolen: „que 
la libert^ personnelle des citoyens soit mise ä Tabri des 
atteintes, auxquelles eile est expos6 par les enrolements 
forc^es de la milice tiree au sort''^). 

Ebensowenig ist das Besitzrecht ein hohler Begriff 
der des Inhalts entbehrte. Wir haben bereits gesehen, 
welch bedeutendes Mehr gerade in dieser Beziehung 
die französischen Erklärungen aufzuweisen hatten. In 
die Endredaktion ist nur die allenthalben geforderte 
„suret6 des propriet6s" und der Anspruch auf Ent- 
schädignung bei Enteignung eingetreten. Das cahier des 
Adels von Marseille*) faßt beide Bestimmungen folgender- 
maßen zusammen: das Recht des Besitzes soll bewahrt 
werden „dans son int6grite ä tous les possedants-biens 
de la ville et du territoire et qu'il ne puisse y etre porte 
atteinte meme ä raison d'int^ret public, qu'apr^s avoir 
accorde un dedommag^ment au plus haut prix et sans 
delai." Ein bedeutsamer Unterschied darf jedoch hier 
nicht unerwähnt bleiben. Die besitzrechtlichen For- 
derungen der privilegierten Stände, vor allem des Adels, 

^) Etienne I. p. 741 (9), femer Poree 802 (5), 820 (3), Bridrey 
I. p. 277 (5), 790 (9), II. p. 83, 275, 299. 

*) Romain p. 93 (4) femer: Bridrey I. p. 294 (3), II. p. 21, 
299, Le Parquier p. 104, Bligny-Bondurand I. 529 (81). 

») Fournier: p. 408. Art. 18. 
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bedienen sich mit Vorliebe des Ausdrucks „Conservation 
des propri^tfe", oder sie bestehen, wie die „Histoire 
Parlementaire" mit Recht betont, auf einer Erklärung 
,,qui constatät leur libert6, — leurs proprietes, — leur 
suret6^) mit jedesmaliger Unterstreichung des possessiven 
„leur". Anders die cahiers des tiers 6tat. Sie rekla- 
mieren ihr natürliches Recht, das ihnen abhanden ge- 
kommen ist. Es ist sonst nicht die Art der Wähler, sich 
in pathetischen Klagen zu ergehen, aber wir brauchen 
den Gefühlsausbruch des cahiers von Montfrin^) keines- 
wegs zu bedauern, zeigt er uns doch aufs deutlichste, 
daß man den egoistischen Liberalismus der Mächtigen 
durchschaute und darum eben sich in praktisch- wirtschaft- 
lichen Einzelforderungen und Konsequenzen des all- 
gemeinen Besitzrechtes erging. Wir zitierten das cahier 
des Adels von Marseille, der dritte Stand verlangt ein 
Recht des Besitzes ,,d'oü derivent Toctroi volontaire et 
Tegale repartition de Timpot . ."^) 

Auch das Prinzip der Gleichheit findet sich nicht 
isoliert als reine Theorie, sondern meist in konkreter 
Anwendung als ,,egalit6 en droits", und zwar vor allem 
bezogen auf das Steuerwesen, das Ämterrecht und die 
Justiz wie in der Endredaktion der Erklärung. Bei 
weitem im Vordergrunde des Interesses steht die „egalite 
dans la repartition de Timpot" oder die ,, Egalite de con- 
tribution". So verlangen die Wähler von Vaudeurs: 
„que tous les citoyens, sans distinction d'ordre ni de 



1) Hist. Pari. p. Buchez et Roux I. p. 329. 

*) Bligny-Bondurand I. p. 542: Es heißt da: „o libert6, o 
libert6 (gemeint ist die liberte des propri6t6s), tout le monde te 
r^clame, mais le puissant veut seul jouir de tes faveurs et profite 
de ses richesses et de son credit pour reduire les faibles sous sa 
domination." 

3) Fournier: p. 400; ferner: Bligny-Bondurand I. p. 411 
(15), 429 (7); Bloch I p. 729 (7). 
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Privileges, fussent assujettis ä rimposition"^). Als eine 
weitere Folgerung aus der Gleichheit wird die unter- 
schiedslose Zulassung zu allen öffentlichen Ämtern^), 
und in Anwendung des Prinzips auf die Justiz die 
„6galit6 dans la punition des crimes''^) gefordert. 

Die umfassendste Anwendung auf alle anderen 
Rechte charakterisiert die „süret6", die nicht nur für 
jedes Einzelrecht, insbesondere die Freiheit und den 
Besitz in Anspruch genommen wird und den beiden 
Prinzipien den gesetzlichen Schutz zu gewähren hat, 
sondern auch die Rechte in ihrer Gesamtheit schützen 
soll. Das Verhältnis ist dasselbe, wie zwischen der 
Konstitution und der Deklaration. 

Es ist also keineswegs so, als ob die cahiers nur die 
reinen naturrechtlichen Lehren sich zu eigen machten, 
im Gegenteil finden wir gerade derartige Theorien, etwa 
die der Volkssouveränität oder bloße Definitionen ver- 
schwindend selten. Das scheint zwei besondere Gründe 
zu haben, zunächst das praktische Interesse der For- 
dernden, denen mit Begriffsbestimmungen nicht geholfen 
war, dann aber auch die Form der cahiers selbst, die 
möglichst knappe Zusammenfassung inhaltlich höchst 
verschiedener Wünsche. Das cahier war also nicht so 
sehr dazu geeignet, wie etwa die späteren einheitlichen 
Erklärungspläne oder die Flugschriften abstrakte Gegen- 
stände zu behandeln. Viele mochten sich wohl auch mit 
den Worten trösten: „Assez d'autres . . ont d^jä 6claire 
la Nation sur ses droits . . tout est dit, tout est fait"*). 



^) Por6e p. 437. ferner: Fournier p. 255, 408; Etienne I. p. 
246 (3), 294 (17), 344 (10), 521, 537 (9); Lesueur-Cauchie II. p. 76, 
252; Por6e p. 160 (3), 781 (5); Bligny-Bondurand I. p. 98 (6) 
86,- 161 (6), 201 (2) u. a. 

«) z. B. Fournier p. 282, 418. 

*) z. B. Chassin II. p. 470 Art. 3. Genaueres bei der be- 
treffenden Materie. 

*) Fournier p. 186. 
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Die Artikel vom Gesetz begnügen sich nicht mit 
seiner Definition. Die Herrschaft der Gesetze soll viel- 
mehr in Wirklichkeit aufgerichtet werden. „Les loix 
soient Texpression de la volonte de tous, Tint^ret g^n^ral 
y triomphe de Tinterfit particulier."^) Das Gesetz allein 
vermag die Schranken der Freiheit zu bestimmen, die 
eine Schädigung des Mitbürgers verhindern. „Tout 
Franfais . . ne connait d'autre empire que celui de la 
loi."2) £)ig Mißbräuche der Gewalthaber sollen beseitigt 
und alle Bürger ohne Unterschied dem Gesetz unter- 
stellt sein. „Tous les citoyens sans distinction soient 
6galement soumis aux lois'*^), und wie das cahier von 
Anduze noch erläuternd hinzufügt „de teile sorte que 
le fort ne puisse rien sur le faible, ni le riche sur le 
pauvre".*) Da sich aber die Angriffe der Mächtigen vor 
allem gegen Freiheit und Besitz richten, so werden beide 
Rechte ausdrücklich unter den Schutz des Gesetzes ge- 
stellt. ,,La liberti et les propri6t6s de tout citoyen soient 
respect^es et mises sous la protection de ces lois accept^es 
par la Nation et tous les abus d*autorit6 supprimis."^) 
Die Formulierung zeigt bereits, daß die Urheberschaft 
der Gesetze keineswegs gleichgültig ist, nur solche sind 
vielmehr rechtskräftig, die von der Nation oder ihren 
Vertretern in den Generalständen bewilligt werden. 
„La Nation ne puisse 6tre soumise qu'aux loix, qu'elle 
aura consenties''«). 

Das Gesetz ist nicht zu trennen von seiner juridischen 
Anwendung, darum werden die Bürger nicht nur seinem 
Schutze, sondern auch dem der natürlichen oder ordent- 



1) Bridrey II. p. 695 (2), 
«) Chassin IV. p. 169. 
») Bligny-Bondurand I p. 520 (10). 
*) ib. I. p. 43 (10), 228 (3). 

^) ib. I. p. 500(9), 438 (5), 43(11), 425 (1,2); Etienne I. 
p. 344 (10). 

«) Bligny-Bondurand I.p. 143 (17). 
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liehen Richter empfohlen, die es zu handhaben beauf- 
tragt sind. („Tous les citoyens) soient soumis au seul 
glaive des lois et des juges naturels 6tablis par le roi et 
la nation"^). 

Bevor wir uns jedoch den straf- und prozeßrecht- 
lichen Bestimmungen zuwenden, bedarf das Ämterrecht 
der Erwähnung, die ,,admission de tous les citoyens 
nobles et non nobles dans les dignit6s eccl&iastiques, 
places et emplois civils et militaires"^). Es ist, wie leicht 
begreiflich, vor allem der dritte Stand, der die Pforte zu 
den staatlichen Würden für alle Bürger geöffnet haben 
will, „qui s'en rendront dignes par leur m^rite". Daher 
ist gerade seine Zulassung häufig besonders betont, 
wenn es etwa heißt: „que le tiers 6tat soit, ä Tavenir 
admis ä remplir concourrement avec la Noblesse les 

hautes places dans le Clerge, le Militaire et la Magi- 
strature"3). 

Die straf- und prozeßrechtlichen Forderungen sind 
teils kurz und knapp, möglicherweise in dem einen Aus- 
drucke „r^forme de la justice civile et criminelle"*) zu- 
sammengefaßt, oder sie nehmen einen breiten Raum ein 
indem einzelne reformbedürftige Punkte ausdrücklich 
hervorgehoben werden. Wir sahen bereits, wie in Ver- 
bindung mit dem Freiheitsrecht die Abschaffung der 
Willkürbefehle und -Verhaftungen verlangt wurde. Nie- 
mand soll juridische Befugnisse haben, als die ordent- 
lichen, die natürlichen Richter. „Ou*on n'attentera point 
ä la süret6 des particuliers par des emprisonnements faits 
d'autorit6**^) „Nul ne peut etre enleve ä ses juges 



1) Bloch: I. p. 216 (3), II. p. 253 (4). 

2) Fournier p. 179 (30). ^ 

3) Por6e 277 (4), ferner: Etienne I. 182 (4), Por6e 815, 
Bligny-Bondurand I. 205 (7). 

*) Etienne I. p. 87, ferner: p. 176 (14), 451, 489, 502 (6), 
688 (4), Por^e p. 214 (3), 242 (5), 260 (6), 677 (12). 
*) Bligny-Bondurand I. p. 155 (29). 
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naturels*'*). Wo aber Freiheitsberaubungen erforderlich 
sind, da sollen sie auf gesetzlichem Wege stattfinden 
„dans les cas pr6vus par les lois et d'apres une stricte 
Observation des formes"^). Innerhalb 24 Stunden soll 
der Verhaftete in die Hände seiner natürlichen Richter 
übergeben werden, jedoch ist in bestimmten Fällen 
Kaution zulässig^). Was die in Anwendung kommenden 
Gesetze angeht, so sollen sie klar und verständlich sein 
„lois claires et pr^cises, que les juges puissent Inter- 
preter*'*). Das Verfahren soll kurz und schnell sein, die 
Kosten mäßig, die Strafen müssen den Verurteilten ohne 
Unterschied auferlegt werden ,,en proportion des peines 
aux d61its"^). 

Die Freiheit des religiösen Bekenntnisses wird den 
Nicht-Katholiken zumeist nur in verklausulierter Form 
gewährleistet „toutes les fois, qu'ils n*auront rien de 
contraire ä la saine morale*'«), eine Einschränkung, die, 
wenn zum Vorwand von Verfolgungen genommen, nach 
Belieben dehn- und deutbar war. Allerdings kommen 
auch cahiers vor, in denen die volle Religionsfreiheit 
gefordert wird. So bitten die Wähler von Montignargues 
den König schlicht und einfach „d'accorder la liberte de 
conscience aux non-catholiques de son royaume"^). 

Sicherlich eines der meistgeforderten Rechte ist die 
Freiheit der Presse. In knappster Formulierung als „la 
liberte de la Presse" findet sie sich in den meisten cahiers^). 



1) A. F. V p. 238, 407, 665, 710, 721, Bligny-Bondurand I. 
p. 99 (17), Bridrey I p. 790 (9). 

*) Bridrey I. p. 341 (17), Bligny-Bondurand I. p. 19 (8). 

3) A. F. V. p. 306, 342. VI. p. 255. Chassin II. p. 270. 

*) Etienne I. p. 38 (14), Bridrey IL p. 185 (10). 

^) For6e p. 214 (3), Bligny-Bondurand I. p. 397 (8), 169 (7), 
204 (2), 266 (38), 277 (11), Chassin II. p. 470 (3). 

") Bligny-Bondurand I. p. 165 (18), 194 (13). 

7) ib. 1. p. 551 (24), 241 (13). 

«) ib. I. p. 486 (8), 520 (23), 557 (10), Etienne I. p. 484, 
Lesueur-Cauchie II. p. 126 (13) vgl. im übrigen die Register. 
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Sie kennt also keine Einschränkung. Anders ist es 
jedoch, wenn das Recht in breiterer Darstellung rekla- 
miert wird. Hier fehlen nämlich beträchtliche Klauseln 
keineswegs, indem persönliche Beleidigungen, Angriffe 
auf Religion und Moral unter die Strafgewalt des Gesetzes 
gestellt oder Verfasser und Drucker verantwortlich 
gemacht werden. So verlangt das cahier „des habitants 
libres" von Orl^ans^): „que la loi ä rediger sur la liberte 
de la presse en la distinguant de la liberte effr^nee con- 
ciliera le respect du ä la religion, ä la personne sacree du 
roi, aux droits de Thomme et du citoven, avec cette sage 
liberte si favorable au progres des lumi^res." 

Von der Notwendigkeit der Wehrmacht vernehmen 
wir in den cahiers so gut wie nichts. Alle hierhin ge- 
hörigen Forderungen, ganz abgesehen von phantastischen, 
wie etwa das Recht des Waffentragens für den dritten 
Stand, zeigen nur eine negative Tendenz. Sie wollen 
Mißstände reformieren „qu'il ne soit donn6 aucune 
atteinte aux personnes . . pour le Service de milice"^), 
oder sie wollen sogar die Miliz gänzlich abschaffen^). 

Reichhaltig sind wiederum die Wünsche bezüglich 
des Steuerwesens. Es wurde bereits betont, daß die 
Gleichheit der auferlegten Abgaben gefordert wird. Das 
Recht der Bewilligung hat die Nation oder ihre Vertreter- 
schaft*). Nur für eine bestimmte Dauer, etwa die Legis- 
laturperiode der Generalstände haben die Abgaben 
Gültigkeit. „Nul impot", so heißt es einmal, „ne sera 
16gal et ne pourra etre per^u qu'autant qu'il aura 6te 
consenti par la Nation dans TAssemblee des Etats- 
Generaux et lesdits Etats ne pourront le consentir que 



^) Bloch II. p. 253 (5), ferner: Por6e 802 (8), Bligny-Bon- 
durand I. p. 201 (16). 

«) Le Parquier p. 82 (4). 

>) A. F. V. p. 239 (18). 

*) Etienne I. p. 285, 313 (9), 343 (4), 408 (3), 430 (13), 
Lesueur-Cauchie II. p. 192, 51, Por^e p. 311, 357 u. a. 

8 
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pour un temps limit6 et jusqu'ä la prochaine tenue des 
Etats- G^neraux, en Sorte que cette prochaine tenue 
venant ä ne pas avoir lieu, tout impöt cessera"^). 

Es bliebe noch übrig, von der Gewaltenteilung zu 
reden. Dieses Prinzip findet sich jedoch weniger, wie in 
der Endredaktion der Erklärung, als solches, sondern 
fast stets in seiner verfassungsrechtlichen Anwendung. 
Da zudem über die Verteilung der legislativen und 
exekutiven Gewalt große Differenzen bestehen, indem 
besonders erstere bald dem Volke allein, bald ihm in 
Verbindung mit dem Könige zuerkannt wird, so be- 
gnügen wir uns mit dieser allgemeinen Charakteristik^). 

Der Deklarationsinhalt der cahiers trägt also ein 
durchaus praktisches Gepräge, und gerade naturrecht- 
liche Trivialitäten fehlen gänzlich. So ergänzen sich in 
gewissem Sinne Broschüren und cahiers, indem jene 
mit Vorliebe den hier fehlenden Partieen von der Ent- 
stehung der Gesellschaft durch den pacte social, von der 
Volkssouveränität und ähnlichen Theorien ihr Interesse 
zu widmen pflegen. Ferner ist deutlich, daß über einzelne 
Rechte in den verschiedenen Wahlbezirken und Ständen 
sehr verschiedene Ansichten bestehen. Schon diese 
Vielheit der Meinungen macht eine einheitliche Vorlage 
wenig wahrscheinlich. Inhalt und Formulierung der 
geforderten Rechte aber lassen durchaus keine Ab- 
hängigkeit von den amerikanischen Erklärungen er- 
schließen, erweisen sich vielmehr stets als eine Abwehr 
und Reform herrschender nationaler Mißstände. 

III. 

Nach diesen Untersuchungen des formalen und 
materiellen Deklarationsinhaltes der cahiers ist die 
Quellenabhängigkeit in einem letzten Abschnitte zu 
betrachten. Sie ergibt sich entweder aus äußeren Zeug- 
nissen der cahiers selbst, oder auf Grund sonstiger 
Anzeichen. 

1) Fournier p. 362 (5), Bligny-Bondurand I. p. 18 (4—6) u. a. 
^) Vgl. die Register unter den einzelnen Gewalten. 
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Als Quelle der meisten Forderungen läßt sich bis 
ins Einzelne das Naturrecht nachweisen. Schon das 
Attribut „natureP' weist darauf hin, so oft es einem 
Rechte beigefügt ist. Besonders häufig findet es sich in 
Verbindung mit der „Iibert6". Die Beziehung wird noch 
deutlicher, wenn etwa Freiheit und Besitz ausdrücklich 
als die Rechte bezeichnet werden, „qui appartiennent 
essentiellement ä Thomme par la loi naturelle"^, oder 
wenn etwa die Universität Orleans der königlichen 
Gewalt in Freiheit und Besitz, als den „principes du droit 
naturel*',2) eine Schranke setzt. Neben dem Besitz ist es 
vor allen Dingen die persönliche Sicherheit, die als die 
wesentliche Grundlage des Gesellschaftsvertrages „les 
bases essentiels du contrat social'*^) bezeichnet wird. 
Um die Reihe der naturrechtlichen Prinzipien voll zu 
machen, fehlt auch die ,, Gleichheit'* nicht. ,,6gaux dans 
Tetat de la nature*', heißt es in dem cahier von ,,des 
Calfats", „nous allons le devenir dans Tetat politique".*) 

Wichtiger ist jedoch, daß auch diejenigen Artikel, 
welche die praktische Anwendung obiger Prinzipien ent- 
halten, sich derselben Quelle, der Naturrechtslehre, 
bedienen. Die persönliche Freiheit widerspricht dem 
Zustand dauernder Abhängigkeit. „II parait contraire 
aux principes du droit naturel qu'un homme puisse etre 
vis-ä-vis d'un autre dans le cas d'une servitide, d'une 
redevance perp^tuelle^"). Wir sahen bereits, daß der 
allgemeine Wunsch des Volkes auf Abschaffung der 
Privilegien ging. Sie widersprechen, so lautet die Be- 
gründung, dem natürlichen Rechte und den Prinzipien 
der politischen Association, deren Basis sie zerstören. 
,,Tout privilege exclusif altere les principes du pacte 



1) A. P. III. p. 740. Etienne I. p. 284. 
*) Bloch II. p. 27. 
3) Etienne I. p. 348 (5). 
*) Fournier p. 40. 
) Boissonnade p. 373, ähnlich p. 61 (24). 
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social." Denn niemand kann sich seiner Rechte zu- 
gunsten eines anderen entäußeren. In engem Anschluß 
an Rousseau heißt es: „en renon^ant pour son 
propre interet ä une partie de la libert^ naturelle, le 
citoyen n'en doit le sacrifice qu'ä Tint^ret g6n6ral de 
la soci6t6 et non ä Tavantage purement personnel de 
quelques-uns de ses membres'**). Damit eine Annäherung 
der Stände herbeigeführt und so die Einheit aller Bürger, 
die Gleichheit aller Franzosen hergestellt werde, bedarf 
es einer Beseitigung aller Unterschiede, welche die Natur 
schon bekämpft und die zurückgewiesen werden durch 
den „paete social*'^). So findet auch das Ämterrecht in 
den naturrechtlichen Theorien seine Begründung. Das 
Mandat von Burlioncourt spricht es ausdrücklich an als 
,,suite du droit naturel et imprescriptible inhärent ä tout 
Franfais"^). Man könnte bei der Ausgedehntheit der 
strafrechtlichen Artikel in den amerikanischen Er- 
klärungen hier die Quelle für die parallelen französischen 
Rechte vermuten. Aber die Spuren, soweit sie deutlich 
sind, weisen anderswohin. Man hielt sich auch bei diesen 
Bestimmungen teilweise an das Naturrecht, wenn es 
etwa heißt: ,,Aucune peine doit etre arbitraire; c'est un 
principe du droit naturel"*), oder man vermied den Um- 
weg über Amerika und wandte sich direkt an das Land 
der vorbildlichen Gesetzgebung, England. Vor allem 
ist die Habeas-Corpus - Akte ein Gegenstand der 
Nachahmung gewesen^). Die Freiheit des Bekenntnisses 
wird als Konsequenz der „libert^ de penser, etant un 
droit naturel ä Thomme" wie diese zu einem Bestandteil 



1) Fournier p. 297. 

«) Fournier p. 217. 

») Etienne I. p. 182 (4). 

4) Fournier p. 300. 

ö) A. P. V. p. 609 ,,que le roi consent ä une loi de Thabeas 
corpus qui garantisse ä jamais . . la libert6 du moindre des citoyens" 
Ebenso A. P. II. p. 131. 
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des Naturrechts und als solcher reklamiert*). Selbst die 
zahlreichen Artikel vom Steuerwesen werden mit natur- 
rechtlichen Theorien begründet. Die Kontribution ist 
ein Recht und eine Pflicht „suivant le droit naturel et 
le droit politique", aber dieselben Ursachen verlangen 
auch eine gleiche Verteilung. Die zu zahlenden Steuern 
müssen den Vorteilen angemessen sein, „die der Bürger 
aus der Gesellschaft zieht." Eine gründliche Reform 
wird für notwendig erachtet, und man versteigt sich 
sogar zu der Behauptung: „le contrat social est trahi par 
la nature de notre contribution"^). in gleicher Weise 
ist die gesetzmälMge Bewilligung der Steuern eine natur- 
rechtliche Folgerung, da der Staat nur zum Schutze des 
Besitzes, der früher existiert, als er gegründet worden 
ist. „La loi de la propri^t^ proc^de meme le pacte social, 
puisque ce n'est que pour prot^ger les propri6t& que les 
societes se form^rent."^) 

Man sieht, für die große Mehrzahl der Rechte- 
forderungen läßt sich das Naturrecht als Quelle nach- 
weisen, und es ist keine große Überfreibung, wenn der 
tiers 6tat von Chäteau-Thierry behauptet: das natürliche 
Recht ist die „source de tous les droits"*), oder wenn es 
in dem cahier des Klerus von Sens heißt: ,,[les] droits 
naturels et imprescriptibles sont la base du droit public 
fran^ais."') 

Wir fassen die Resultate der drei Teile dieses Kapitels 
noch einmal zusammen. 

Die formale Untersuchung zeigte, daß der Deklara- 
tionsinhalt der cahiers in einem entwicklungsgeschicht- 
lichen Fortschreiten begriffen war. Rechtekomplexe 
mußten erst mit Hilfe eines langsamen Ausscheidungs- 



1) Bligny-Bondurand I. p. 165 (18). A. P. II. p. 287. 
^) Fournier p. 298, Laurent p. 623, Boissonnade p. 382. 
') Bligny-Bondurand I. p. 411 (15). 
*) A. P. II. p. 669. 
*) Por6e p. 789. 
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und Umwertungsprozesses aus Bestandteilen der Ver- 
fassung gewonnen werden. Es geschah durch Loslösung 
von Rechten der Nation oder Fundamentalgesetzen aus 
dem Rahmen der Verfassung als etwas in seinem Wesen 
von ihr Verschiedenes. 

Damit war die Trennung von Recht und Gesetz 
abgeschlossen. 

Auf einer weiteren Stufe der Entwicklung wurden 
die neu gewonnenen Rechte, die bisher stets für die 
französische Nation im besonderen gefordert worden 
waren, aus nationalen zu allgemeinen Menschen- und 
zugleich aus Kollektiv- zu Individualrechten umgewertet. 

Den treibenden Einfluß während dieses Prozesses 
übte immer das Naturrecht aus. 

Die Bedeutung der unter den verschiedensten 
Benennungen geforderten Rechte war in der Auffassung 
der Nationalversammlung dieselbe. 

Das einstimmige Verlangen nach einem die Ver- 
fassung einleitenden Katalog von Rechten der Ein- 
wohner des französischen Staates fehlt also in den 
cahiers durchaus. Die Deklaration tritt uns nicht als 
etwas Fertiges, sondern als ein sich nach und nach erst 
Entwickelndes entgegen. Diese Entwicklung setzt ein 
bei einheimischen, nationalfranzösischen Grundlagen, 
sie knüpft an die Staatstheorie der Parlamente an und 
gelangt beständig fortschreitend über die Stufe hinaus, 
auf der die amerikanischen Erklärungen stehen geblieben 
sind. Die „declaration des droits" will nicht nur für die 
französische Nation Gültigkeit haben, sondern für alle 
Völker und jeden Menschen. 

Der formalen Entwicklung geht eine inhaltliche 
parallel. Die Anzahl und der Inhalt der Rechte- 
forderungen ist je nach der Auffassung der einzelnen 
Wahlbezirke und der drei Stände verschieden. 

Höchst spezielle praktische Forderungen verfassungs- 
rechtlicher, wirtschaftlich-sozialer und rein juridischer 
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Natur drücken der französischen Erklärung ein nationales 
Gepräge auf. Während der Inhalt der amerikanischen 
Rechteerklärungen stets derselbe ist, wechselt der der 
französischen nach den Bedürfnissen der selbständig 
arbeitenden Antragsteller. Das Mehr der französischen 
Deklarationen gegenüber den amerikanischen ist be- 
deutend. 

Die cahiers bezeichneten selbst das Naturrecht als 
die Quelle der geforderten Rechte. Der starke Einfluß 
des Contrat Social ließ sich bei zahlreichen Rechten im 
einzelnen nachweisen. Auch ein inhaltlicher Vergleich 
der französischen Rechteforderungen mit amerikanischen 
ergab keine Anhaltspunkte für die Rezeption bestimmter 
amerikanischer Artikel. 

So wird auch in diesem Kapitel die Inhaltsabhängig- 
keit der „d6claration des droits*' von Amerika in Frage 
gestellt. Von außerfranzösischen Quellen stand allein 
die Habeas-Corpus- Akte der Engländer als nachzuahmen- 
des Beispiel vor Augen. Die Existenzabhängigkeit der 
französischen Erklärung von den amerikanischen wird 
durch den Nachweis der formalen Entwicklung des De- 
klarationsinhaltes ebenfalls stark in Zweifel gezogen. 



Für den Inhalt des noch nicht veröffentlichten 
Teiles der Untersuchungen verweise ich auf das 
II. Kapitel des vorliegenden Abschnittes: Die Methode 
der gegenwärtigen Quellenüntersuchung. p. 31 — 38. 
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Außerdem bin ich Herrn Geh. -Rat Professor Df. 
Schulte, der die Arbeit mit wohlwollender Tefl- 
nahme begleitete, zu großem Danke verpflichtet. 



